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1

Hintergrund

Kommunale Wohnungsunternehmen und 
‑bestände spielen auf den deutschen Woh‑
nungsmärkten traditionell eine wichtige 
Rolle. Im Zusammenhang mit realisierten 
oder geplanten Verkäufen von kommu
nalen Wohnungsbeständen wurde in den 
letzten Jahren eine lebhafte wohnungspo‑
litische Diskussion geführt.

Vor dem Hintergrund dieser Diskussion 
haben das Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung und das Bun‑
desinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor‑
schung das IfS Institut für Stadtforschung 
und Strukturpolitik GmbH mit dem For‑
schungsprojekt „Strategien der Kommunen 
für ihre kommunalen Wohnungsbestände“ 
beauftragt. Ziel der Studie ist, Informatio‑
nen über die Situation und Bedeutung der 
kommunalen Wohnungsbestände sowie 
zu den Strategien von Kommunen in Be‑
zug auf ihre kommunalen Wohnungsbe‑
stände zu gewinnen.

Methodisches Vorgehen

Im Sommer 2009 wurde im Rahmen des 
Forschungsprojekts durch das IfS eine 
schriftliche Befragung aller Städte und 
Gemeinden ab 5  000 Einwohner sowie al‑
ler Landkreise durchgeführt. An der Be‑
fragung, die durch die kommunalen 
Spitzenverbände unterstützt wurde, be‑
teiligten sich 1  400 Kommunen (Rück‑
laufquote von 44 %). Mit der Kommunalbe‑
fragung konnten somit Aussagen auf einer 
breiten empirischen Basis getroffen wer‑
den. Die Befragung wurde ergänzt durch 
eine Sonderauswertung von Daten aus der 
Jahresstatistik des GdW Bundesverband 
deutscher Wohnungs- und Immobilienun‑
ternehmen zu kommunalen Wohnungsun‑
ternehmen sowie durch die Auswertung 
von Daten der Bertelsmann Stiftung zur Fi‑
nanzlage der Kommunen.

Ergebnisse

Die Kommunalbefragung macht zunächst 
die große quantitative Verbreitung der 
kommunalen Wohnungsbestände deutlich. 
81 % der Städte, Gemeinden und Landkrei‑
se, die an der Befragung mitwirkten, ha‑
ben Beteiligungen an Wohnungsunterneh‑
men oder verfügen über Wohnungen in 
unmittelbarem kommunalem Eigentum. 

Kurzfassung
Die Zahl der entsprechenden Wohnungen 
liegt bei 1,958  Mio. Die kommunalen Be‑
stände umfassen damit im Durchschnitt 
jede zehnte Wohnung in den betroffenen 
Gemeinden.

Die kommunalen Wohnungsbestände wer‑
den stark durch Wohnungsunternehmen 
mit direkter oder (eher die Ausnahme) in‑
direkter Beteiligung der Kommunen be‑
stimmt. Ungefähr jede dritte der befragten 
Kommunen ist an Wohnungsunternehmen 
beteiligt; auf diese Unternehmen entfallen 
96 % der mit der Befragung erfassten kom‑
munalen Wohnungsbestände. Wohnungen 
in unmittelbarem kommunalem Eigentum 
sind zwar in sehr vielen Kommunen ver‑
breitet (bei 72 % der befragten Städte, Ge‑
meinden und Kreise), machen aber nur 
einen geringen Anteil der kommunalen 
Wohnungen aus (4 % der mit der Befragung 
erfassten Bestände).

Durch die in den letzten Jahren geführ‑
te Diskussion konnte der Eindruck ent‑
stehen, dass sich viele Kommunen (über‑
wiegend aus finanziellen Gründen) von 
ihren kommunalen Wohnungsunterneh
men und ‑beständen trennen wollen. Die 
Kommunalbefragung zeigt hingegen, dass 
die Kommunen ganz überwiegend an ih‑
ren kommunalen Wohnungen festhalten 
wollen. Die große Mehrzahl der befragten 
Kommunen, die über Wohnungsbestän
de in relevanter Größenordnung ver
fügen, misst diesen eine große Bedeu
tung für die Verfolgung der kommunalen 
Ziele und die Erfüllung kommuna‑
ler Aufgaben bei. Für die Zukunft ge‑
hen viele Kommunen von einem weiteren 
Bedeutungszuwachs ihrer kommunalen 
Wohnungsunternehmen/‑bestände aus.

Die Kommunen geben eine Reihe von 
Gründen für die Bedeutung ihrer Woh
nungsunternehmen/‑bestände an: Klas‑
sische wohnungspolitische Aufgabenfel‑
der wie die soziale Wohnraumversorgung 
und die Sicherung preisgünstiger Mieten 
haben aus der Sicht der Kommunen in den 
letzten Jahren trotz der häufig entspann‑
ten Wohnungsmärkte eher noch an Bedeu‑
tung gewonnen. Die kommunalen Unter‑
nehmen stellen hier wichtige Partner dar, 
mit denen die Kommunen überwiegend 
eng kooperieren. Hinzu kommt, dass wei‑
tere kommunale Aufgaben an Aktualität 
und Bedeutung gewonnen haben (Stadt‑
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umbau, Entwicklung von Stadtquartieren, 
energetische Sanierung etc.), für deren Er‑
ledigung die Kommunen den kommuna‑
len Wohnungsunternehmen/‑beständen 
eine wesentliche Bedeutung beimessen. 
Aus diesen Gründen machen viele Kom‑
munen ihren kommunalen Wohnungsun‑
ternehmen Vorgaben zu relevanten woh‑
nungs‑ und stadtentwicklungspolitischen 
Aufgabenfeldern. Ein Teil der Kommunen 
erwartet von ihren Wohnungsunterneh‑
men eine klar messbare Stadtrendite.

Ein weiteres wichtiges Ergebnis der Studie 
ist, dass inhaltlich-strategische und finan‑
zielle Ziele beim Umgang mit Wohnungs‑
unternehmen für viele Kommunen nicht 
im Widerspruch stehen. Häufig nutzen 
Kommunen ihre Wohnungsunternehmen 
nicht nur für inhaltliche Aufgaben, son‑
dern erwarten von ihnen zugleich finan‑
zielle Erträge. Viele Kommunen setzen auf 
eine Strategie der wirtschaftlichen Konso‑
lidierung bzw. Steigerung der Erträge ih‑
rer Wohnungsunternehmen und verbin‑
den dies teilweise mit konkreten Vorgaben 
zur Höhe der Ausschüttungen. Ein Teil der 
Kommunen setzt den Unternehmen heu‑
te höhere Ertragsziele als in der Vergan‑
genheit. Dies ist auch vor dem Hintergrund 
der finanziellen Belastungen und Risiken 
zu sehen, die eine nicht unerhebliche Zahl 
von Kommunen in den letzten Jahren für 
ihre Wohnungsunternehmen getragen hat.

In diesem Zusammenhang ist darauf hin‑
zuweisen, dass sich die wirtschaftliche Si‑
tuation der kommunalen Wohnungsun‑
ternehmen in den letzten Jahren spürbar 
verbessert hat, wie die Sonderauswertung 
der GdW‑Statistik zeigt. Sinkende Leer‑
standsquoten, steigende Mieten und die 
günstige Entwicklung der Hypotheken‑
zinsen haben Erträge und Rentabilität ge‑
steigert. Im Osten haben sich hierbei die 
Wirkungen des Stadtumbaus stark nieder‑
geschlagen.

Für die Steuerung der Unternehmensbe‑
teiligungen durch die Kommunen kommt 
eine Reihe von Instrumenten zum Einsatz. 
Besondere Bedeutung haben die herkömm‑
lichen Instrumente (Geschäftsberichte, 
sonstige Berichte in den Aufsichtsratsgre‑
mien etc.). Neuere Controllinginstrumen‑
te wie finanzielle und strategisch-inhaltli‑
che Kennzahlensysteme sind weniger weit 
verbreitet.

In der Bedeutung der kommunalen Woh‑
nungsbestände bestehen zwischen den 

Kommunen unterschiedlicher Größe er‑
hebliche Unterschiede. Zwar verfügen auch 
viele kleinere Kommunen über kommuna‑
le Bestände, deren Umfang ist aber in der 
Regel gering. Ein sehr großer Teil der klei‑
neren Kommunen besitzt ausschließlich 
Wohnungen in unmittelbarem kommuna‑
lem Eigentum in geringer Zahl, nicht aber 
Beteiligungen an Wohnungsunternehmen. 
Aus nachvollziehbaren Gründen ist die Be‑
deutung der kommunalen Wohnungen in 
solchen Kommunen gering. Wohnungen 
in unmittelbarem Eigentum bereiten nicht 
selten wirtschaftliche Schwierigkeiten, vor 
allem deshalb will sich ein Teil der Kom‑
munen von ihnen trennen.

Für größere Kommunen, die häufig Betei‑
ligungen an Wohnungsunternehmen mit 
großen Wohnungszahlen besitzen, ist die 
aufgabenbezogene und finanzielle Be‑
deutung der Bestände überwiegend sehr 
groß, da sie in vielen kommunalen Aufga‑
benbereichen einen großen Handlungsbe‑
darf sehen, für dessen Bewältigung sie die 
Wohnungsunternehmen einsetzen. Hin‑
zu kommt, dass die Wohnungsunterneh‑
men größerer Städte im Vergleich zu de‑
nen der kleineren Städte und Gemeinden 
wirtschaftlich relativ gut dastehen und da‑
mit relativ günstige Voraussetzungen für 
ein Handeln im Sinne der Kommunen mit‑
bringen.

In Ostdeutschland stellt sich die wirtschaft
liche Situation der kommunalen Woh
nungsunternehmen trotz der positiven 
Wirkungen des Stadtumbaus noch immer 
merklich ungünstiger dar, und zwar auch 
in den großen Städten. Die Wohnungsun‑
ternehmen sind aufgrund der hohen Leer‑
stände und der relativ niedrigen Mieten in 
schlechterer wirtschaftlicher Verfassung 
und besitzen nicht die gleichen eigenen 
Handlungsmöglichkeiten wie die Woh‑
nungsunternehmen in den übrigen Regio
nen. Trotz dieser Einschränkungen mes‑
sen gerade auch ostdeutsche Kommunen 
ihren kommunalen Wohnungsunterneh‑
men eine große Bedeutung bei. Die ost‑
deutschen kommunalen Unternehmen 
sind zentrale Akteure im Stadtumbau und 

– angesichts von niedrigem Einkommens‑
niveau und schwieriger Situation auf dem 
Arbeitsmarkt – besonders wichtig für die 
Wohnungsversorgung von sozialen Ziel‑
gruppen.

Zwar will die überwiegende Mehrheit der 
Kommunen dauerhaft an ihren Wohnungs‑
beständen festhalten, ein Teil der Kommu‑
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nen plant aber auch künftig den Verkauf 
von kommunalen Beständen. Hierbei ist 
mit differenzierteren Verkaufsstrategien 
als in der Vergangenheit zu rechnen, die 
nur selten auf einen Komplettverkauf von 
Wohnungsunternehmen/‑beständen zie‑
len, sondern sich vielmehr nur auf den Ver‑

kauf von Teilbeständen im Paket oder auf 
Einzelprivatisierungen kommunaler Woh‑
nungen beziehen. Das Verkaufsgeschehen 
wird sich nach Aussagen der Kommunen 
auf einem spürbar geringeren Niveau als in 
den letzten zehn Jahren bewegen. 

Kurzfassung
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Summary
Municipal housing companies and munici‑
pal housing stock have traditionally played 
a key role in the German housing market. 
In recent years, planned or completed sales 
of municipal housing stock have caused a 
lively debate on the matter of housing pol‑
icy.

Against the backdrop of this debate, the 
Federal Ministry of Transport, Building 
and Urban Development and the Federal 
Institute for Research on Building, Urban 
Affairs and Spatial Development have com‑
missioned the Institute for Urban Research 
and Structural Policy (IfS) to conduct a re‑
search project on the strategies employed 
by local authorities in relation to their mu‑
nicipal housing stock. The aim of this study 
is to gather information about the current 
situation and the importance of the mu‑
nicipal housing stock as well as about the 
strategies employed by local authorities in 
relation to this municipal housing stock.

Methodology

In the context of the research project, a 
survey of all cities and municipalities 
with populations of at least 5,000, as well 
as of all counties was conducted by the 
IfS in the summer of 2009. 1,400 local au‑
thorities took part in the survey (with a re‑
sponse rate of 44 %), which was supported 
by the umbrella associations of local au‑
thorities. The survey therefore provides 
a broad empirical basis from which val‑
id conclusions can be drawn. In addition, 
data was extracted from the annual statis‑
tics on municipal housing companies that 
are collected by the Federal Association of 
German Housing and Real Estate Enter‑
prises (GdW) and from data gathered by 
the Bertelsmann Foundation on the finan‑
cial standing of local authorities.

Findings

In the first instance, the survey of local au‑
thorities demonstrates the widespread dis‑
tribution of the municipal housing stock. 
81 % of the cities, municipalities and coun‑
ties that took part in the survey either have 
shares in municipal housing companies 
or hold municipal housing units in direct 
ownership. The number of housing units 
involved is approximately 1,958 million, 
which means that, on average, one in ten 

residential units in these areas falls into 
the category of municipal housing stock.

The municipal housing stock is control‑
led to a large degree by municipal housing 
companies, in which local authorities have 
a direct or (rather infrequently) an indirect 
share. Approximately one third of local au‑
thorities surveyed have shares in munici‑
pal housing companies which own 96 % of 
the municipal housing stock recorded in 
the survey. While residential units directly 
owned by local authorities are to be found 
in a very large number of local authorities 
(72 % of cities, municipalities and counties 
surveyed), they only represent a small por‑
tion of the total number of municipal hous‑
ing units (4 % of the housing stock record‑
ed in the survey).

Ongoing discussions in recent years may 
have created the impression that many lo‑
cal authorities are willing to part with their 
municipal housing companies and munic‑
ipal housing stock (primarily for financial 
reasons). However, the survey of local au‑
thorities shows that most local authorities 
are willing to adhere to their municipal 
housing units. The vast majority of local au‑
thorities surveyed, that are in possession of 
a significant quantity of housing stock, at‑
tach considerable importance to this stock 
as a means of pursuing their objectives and 
fulfilling their tasks in the interests of their 
communities. Many local authorities as‑
sume that their municipal housing compa‑
nies and stocks will become even more im‑
portant in the future.

The local authorities indicated a number 
of reasons for the importance attached to 
their municipal housing companies and 
stocks. In the opinion of the local author‑
ities, conventional housing policy duties, 
such as providing social housing and en‑
suring affordable rent levels, have gained 
importance in recent years despite the fre‑
quently slack housing market. Most lo‑
cal authorities closely collaborate with the 
municipal housing companies, which rep‑
resent key partners in this context. At the 
same time, other tasks of local authorities 
(such as urban restructuring, development 
of local neighbourhoods, renovations to 
improve energy efficiency etc.) have gained 
new urgency and significance in recent 
times and local authorities now see their 
municipal housing companies and stocks 
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playing a key role in the achievement of 
their objectives in this regard. This is why 
many local authorities set targets for their 
municipal housing companies regarding 
obligations in the area of housing and ur‑
ban development policies. Some local au‑
thorities require their municipal housing 
companies to deliver clear and measurable 
economical, social and ecological advan‑
tages (“Stadtrendite”).

Another important finding of the study 
is that, for many local authorities, strate‑
gic goals based on policy objectives do not 
conflict with financial targets when deal‑
ing with municipal housing companies. 
Many local authorities expect their munic‑
ipal housing companies to generate finan‑
cial returns in addition to achieving policy 
objectives. A large number of local author‑
ities employ a strategy of economic consol‑
idation or increasing revenues from their 
municipal housing companies in some cas‑
es linking them with specific targets to in‑
crease profit distribution. The target earn‑
ings set by some local authorities for the 
companies are higher now than in the past, 
a development which must be considered 
within the context of the financial burdens 
and risks that a significant number of local 
authorities have borne for municipal hous‑
ing companies in recent years.

It should be noted in this regard that the 
economic standing of municipal housing 
companies has noticeably improved over 
the past number of years, as is indicat‑
ed in the GdW statistics. Falling vacancy 
rates, rising rents and the favourable devel‑
opment of mortgage interest rates have in‑
creased earnings and profitability. In East 
Germany, urban redevelopment and the 
demolition of surplus housing units have 
had major implications in this regard.

Local authorities use a number of instru‑
ments to control their shareholdings in 
municipal housing companies. Conven‑
tional instruments (such as annual reports 
and other reports of the supervisory board 
committees etc.) are particularly prevalent, 
while newer controlling instruments, such 
as financial and strategic key performance 
indicators, are less commonly used.

The size of local authorities seems to deter‑
mine the degree of importance they attach 
to the municipal holding stock. Many of the 
smaller local authorities are in possession 
of municipal housing stock but they tend to 
be small. A very large portion of small local 

authorities holds a small number of mu‑
nicipal housing units in direct ownership 
while having no share in municipal hous‑
ing companies. Municipal housing is un‑
derstandably of relatively low importance 
to local authorities in such cases. Directly 
owned municipal housing units frequent‑
ly imply financial problems, which is the 
main reason that some of the local authori‑
ties are willing to part with them.

The strategic and financial importance of 
the municipal housing stock is very high 
for most of the larger local authorities, 
which frequently hold shares in housing 
companies with large numbers of hous‑
ing units. The reason is that these local au‑
thorities see a need for action in many are‑
as within their responsibility and housing 
companies offer them one means of coping 
with these challenges. In addition, hous‑
ing companies in large cities tend to be in 
a better financial position than those in 
smaller cities and municipalities with the 
result that they can offer more favourable 
conditions to local authorities.

In East Germany, large cities as well, the 
financial situation of municipal housing 
companies remains markedly less favour‑
able, despite the positive effects of urban 
restructuring. Due to high vacancy rates 
and relatively low levels of rent, the hous‑
ing companies there are in poorer finan‑
cial shape and do not have the same op‑
portunities to act on their own initiative 
as the housing companies in other parts of 
the country. Despite these limitations, lo‑
cal authorities in the East still attach sig‑
nificant importance to their municipal 
housing companies. East German munici‑
pal housing companies play a central role 
in urban restructuring and are of key im‑
portance regarding the provision of hous‑
ing to social target groups in the face of low 
income levels and a difficult labour market 
situation.

While an overwhelming majority of local 
authorities want to retain their municipal 
housing stock in the long term, some plan 
to sell this stock in future. Their sales strat‑
egies now differ from those used in the past 
and only rarely envisage an outright sale of 
housing companies or stock. These strate‑
gies are instead based on sales of parts of 
their housing stock in packages or indi‑
vidual privatisations of municipal hous‑
ing units. According to the local authori‑
ties surveyed, future sales levels will drop 
far below those of the last decade.
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1.1	 Hintergrund und Ziele  
der Untersuchung 

Der Verkauf kommunaler Wohnungsunter‑
nehmen und -bestände gehört zu den The‑
men, die in den letzten Jahren im Fokus 
der wohnungspolitischen Diskussion stan‑
den. Zahlreiche Kommunen haben ihren 
Wohnungsbestand ganz oder teilweise ver‑
kauft. Zwischen 1999 und Mitte 2008 wur‑
den im Rahmen großer Transaktionen ca. 
360  000 Wohnungen durch die Kommunen 
bzw. ihre Wohnungsunternehmen veräu‑
ßert (BBR 2008). In den Jahren ab 2006 ist 
dabei ein Rückgang bei den kommunalen 
Verkäufen zu verzeichnen, der auf ein Bün‑
del von Ursachen zurückgeht: Proteste von 
Verkaufskritikern, eine sich (bis zur welt‑
weiten Finanz- und Wirtschaftskrise) ver‑
bessernde Finanzlage der Kommunen so‑
wie sinkendes Interesse potenzieller Käufer 
und sinkende Preise.

Die Diskussion um die Verkäufe von kom‑
munalen Wohnungsunternehmen und 
kommunalen Wohnungen lässt häufig in 
den Hintergrund treten, dass viele Kom
munen in ihren Wohnungsbeständen 
weiterhin ein zentrales Instrument zur 
Erreichung wohnungs- und stadtentwick
lungspolitischer Ziele sehen und sich gegen 
Veräußerungen entschieden haben. Noch 
immer befindet sich eine große Zahl von 
Wohnungen im kommunalen Verfügungs‑
bereich. Unter dem Stichwort „Stadtrendite“ 
(BMVBS/BBR 2008a) ist das Bewusstsein 
über die Bedeutung kommunaler Woh‑
nungsbestände geschärft worden. Zum 
Teil versuchen Kommunen, durch verän‑
derte Strategien und Steuerungsinstru‑
mente die Potenziale ihrer Beteiligungen 
an Wohnungsunternehmen besser als bis‑
lang auszuschöpfen. Die Kommunen, die 
ihre Wohnungsbestände komplett oder 
zu großen Teilen verkauft haben, müs‑
sen neue Wege einschlagen, um ihre woh‑
nungs- und stadtentwicklungspolitischen 
Ziele zu erreichen.

Während die Positionen der Befürwor‑
ter und Gegner des Verkaufs kommuna‑
ler Wohnungsbestände aus einer Fülle von 
Publikationen und Veranstaltungen gut 
bekannt sind, stehen zu den Haltungen der 
Kommunen und ihren konkreten Plänen 
für dem Umgang mit ihren Wohnungsbe‑
ständen bislang nur punktuelle Informati‑
onen zur Verfügung. Trotz einiger neuerer 

Untersuchungen (siehe insbesondere PwC 
2006, Lohse/Pfnür 2008) fehlt es an einem 
aktuellen und vollständigen Überblick 
über die kommunalen Wohnungen bzw. 
die kommunalen Beteiligungen an Woh‑
nungsunternehmen, wie er für ein tieferes 
Verständnis der Strategien und des Han‑
delns der Kommunen erforderlich ist.1

Vor diesem Hintergrund haben das Bun‑
desministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung und das Bundesinsti‑
tut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
im Bundesamt für Bauwesen und Raum‑
ordnung das IfS Institut für Stadtforschung 
und Strukturpolitik GmbH mit dem For‑
schungsprojekt „Strategien der Kommunen 
für ihre kommunalen Wohnungsbestän‑
de“ beauftragt. Ziel des Forschungspro‑
jekts ist es, umfassende Informationen zu 
den kommunalen Wohnungsbeständen 
auf methodisch fundierter und aktueller 
Basis zu gewinnen und tiefergehende In‑
formationen über die Strategien der Kom‑
munen im Umgang mit ihren kommuna‑
len Wohnungsbeständen zu erhalten. Bei 
Kommunen, die sich von ihren Wohnungs‑
beständen ganz oder zu großen Teilen ge‑
trennt haben, ist von Interesse mehr dar‑
über zu erfahren, welche Instrumente sie 
zur Erreichung der wohnungs- und stadt‑
entwicklungspolitischen Ziele einsetzen 
und welche Erfahrungen sie machen.

Das Forschungsprojekt besteht aus zwei 
Stufen: aus einer schriftlichen Befragung 
und aus Fallstudien.

1.	Im Zentrum der ersten Stufe des Projekts, 
deren Ergebnisse mit diesem Bericht 
vorgelegt werden, steht eine 2009 durch‑
geführte schriftliche Befragung bei allen 
Städten und Gemeinden ab 5  000 Ein‑
wohnern sowie bei allen Landkreisen. 
Die Befragung wurde ergänzt durch eine 
Sonderauswertung von Daten, die zu 
kommunalen Wohnungsunternehmen 
aus der Jahresstatistik des GdW Bun‑
desverband deutscher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen e. V. vorliegen, 
sowie durch Daten der Bertelsmann Stif‑
tung zur Finanzlage der Kommunen.

2.	Als zweite Stufe des Forschungsprojekts 
werden im Jahr 2010 zehn Fallstudien zu 
ausgewählten Kommunen durchgeführt. 
Die zu untersuchenden Fallkommunen 
sollen die gesamte Bandbreite der Strate‑
gien der Kommunen abdecken. Die Fall‑

1  Einleitung 

(1)
Die entsprechenden Studien 
weisen mehr oder weniger 
große Defizite hinsichtlich der 
Erfassung der Rechts- und Or-
ganisationsformen der kom-
munalen wohnungswirtschaft-
lichen Betätigung auf. Sie 
enthalten zudem nur bedingt 
Daten zu zentralen wohnungs-
wirtschaftlichen Indikatoren 
wie der Zahl der Wohnungen.
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–	 aktuelle empirische Untersuchungen 
zum wohnungswirtschaftlichen Engage‑
ment der Kommunen bzw. zu kommuna‑
len Wohnungsunternehmen,2

–	 aktuelle empirische Untersuchungen zu 
kommunalen Beteiligungen im Allge‑
meinen und ihrer Steuerung,3

–	 eine Auswahl kommunaler Beteiligungs‑
berichte.

Zum anderen wurde im Rahmen der Vor‑
bereitung eine Reihe von Experteninter‑
views geführt. Interviewpartner waren die 
kommunalen Spitzenverbände, der GdW 
sowie sechs ausgewählte Kommunen (da‑
runter auch zwei Landkreise). Materialre‑
cherchen und Experteninterviews hatten 
neben der Vorbereitung des Fragebogens 
auch die Aufgabe die Auswertung, Inter‑
pretation und Einordnung der Befragungs‑
ergebnisse zu erleichtern.

Auf dieser Basis wurde der Entwurf für den 
Fragebogen erstellt und mit dem Bundes‑
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtent‑
wicklung, dem Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung sowie dem Deutschen 
Städtetag, dem Deutschen Landkreistag 
und dem Deutschen Städte- und Gemein‑
debund diskutiert. Der abgestimmte Fra‑
gebogenentwurf wurde im April und Mai 
2009 in einem Pretest auf seine Praxistaug‑
lichkeit überprüft und bestätigt.

Befragungsinhalte und Durchführung  
der Befragung

Der eingesetzte Fragebogen umfasste die 
folgenden Fragenkomplexe:

–	 Daten zu direkten Beteiligungen an 
Wohnungsunternehmen (für jede Betei‑
ligung Rechtsform des Unternehmens, 
Umfang der kommunalen Beteiligung, 
andere Anteilseigner, Zahl der Wohnun‑
gen, wirtschaftliche Situation des Unter‑
nehmens),

–	 Daten zu indirekten Beteiligungen an 
Wohnungsunternehmen (analog zu den 
direkten Beteiligungen),

–	 Daten zu den Wohnungen in unmittelba‑
rem Eigentum der Kommunen,

–	 Merkmale der kommunalen Wohnungs‑
bestände (Baualter, Lage, Zustand),

–	 Bedeutung der kommunalen Wohnungs
unternehmen/-bestände und kommuna‑
le Strategien,

–	 Steuerung der kommunalen Wohnungs‑
unternehmen durch die Kommunen,

studien sollen die anhand der Kommu‑
nalbefragung gewonnenen Erkenntnisse 
vertiefen und durch zusätzliche, vor al‑
lem qualitative Informationen ein besse‑
res Verständnis der kommunalen Strate‑
gien ermöglichen. Die Ergebisse werden 
2011 veröffentlicht, sie sind nicht Gegen‑
stand des vorliegenden Berichts.

Im Vordergrund der Befragung standen die 
folgenden Themen:

–	 Umfang und Struktur der kommunalen 
Wohnungsbestände (Zahl und Art der 
Kommunen mit Wohnungsbeständen, 
Zahl und Merkmale der Wohnungen),

–	 Rechts- und Organisationsformen für 
die kommunalen Wohnungsbestände 
(Beteiligungen an Wohnungsunterneh‑
men, Wohnungen in direktem Eigentum 
der Kommune),

–	 Bedeutung der Wohnungsbestände für 
die Kommunen, verfolgte Ziele, defi‑
nierte Strategien und eingesetzte Steue‑
rungsinstrumente,

–	 wirtschaftliche Situation der kommuna‑
len Unternehmen und Wohnungsbestän‑
de,

–	 Umfang und Art der in den letzten Jahren 
realisierten Verkäufe von Wohnungsbe‑
ständen, mit den Verkäufen gemachte Er‑
fahrungen, zukünftige Verkaufsplanun‑
gen.

Die schriftliche Befragung der Kommunen 
wurde vom Deutschen Landkreistag, Deut‑
schen Städtetag sowie Deutschen Städ‑
te- und Gemeindebund unterstützt. Dafür 
bedanken wir uns bei den kommunalen 
Spitzenverbänden. Dem GdW und der Ber‑
telsmann Stiftung danken wir für die Un‑
terstützung der Untersuchung durch die 
Bereitstellung von Daten (siehe im Einzel‑
nen weiter unten).

1.2 Untersuchungsmethoden

Kommunalbefragung

Vorbereitung und Pretest

Die Kommunalbefragung zur Bedeutung 
der kommunalen Wohnungsbestände und 
zu den von den Kommunen verfolgten 
Strategien wurde mit einer Reihe von Re‑
cherchen vorbereitet. Zum einen wurden 
relevante Veröffentlichungen ausgewertet. 
Dies betraf insbesondere:

(2)
Siehe insbesondere die beiden 
oben aufgeführten Studien.

(3)
Siehe vor allem Bremeier, 
Brinckmann und Killian 2006, 
VfKE 2008, Edeling u. a. 2007, 
Günther und Niepel 2006.
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Hervorzuheben ist, dass bei den Städten 
und Gemeinden aller Größenklassen hohe 
Rücklaufquoten von mindestens 40 % er‑
zielt wurden. Insbesondere bezogen auf 
die kleineren Kommunen war das nicht 
von vornherein zu erwarten. Auch in regi‑
onaler Differenzierung zeigen sich sowohl 
bei den Städten und Gemeinden als auch 
bei den Landkreisen durchweg hohe Rück‑
laufquoten (Tabelle 1.2 und Tabelle 1.3). 
Besonders häufig beteiligten sich Kommu‑
nen in Ostdeutschland. Hier lag der Rück‑
lauf um 10 Prozentpunkte höher als in 
Westdeutschland. Hier dürfte sich auswir‑
ken, dass ostdeutsche Kommunen häufiger 
als westdeutsche über Wohnungsbestände 
in relevanter Größenordnung verfügen.

In Tabelle 1.4 sind die Zahl der Wohnungen 
in den befragten Städten und Gemeinden 
und die Zahl der gesamten Wohnungen der 
Städte und Gemeinden mit 5  000 und mehr 
Einwohnern differenziert nach Gemeinde‑
größenklassen dargestellt. Der Vergleich 
beider Werte zeigt, dass auf die befragten 
Städte und Gemeinden 57,2 % des gesam‑
ten deutschen Wohnungsbestands in Kom‑
munen mit 5  000 und mehr Einwohnern 
entfallen.

Die auf die Wohnungen bezogene Quote 
liegt deutlich über der Rücklaufquote be‑
zogen auf die Zahl der antwortenden Städ‑
te und Gemeinden von 43,8 %. Dies ist da‑
rauf zurückzuführen, dass große Städte 
mit einem großen Wohnungsbestand un‑
ter den antwortenden Kommunen über‑
durchschnittlich vertreten sind bzw. eine 
überdurchschnittliche Rücklaufquote auf‑
weisen. Die Befragung deckt damit den ge‑
samten Wohnungsbestand der Städte und 
Gemeinden mit 5  000 und mehr Einwoh‑
nern in höherem Maße ab als die Rück‑
laufquote vermuten lässt.

In noch größerem Maße werden die kom‑
munalen Wohnungen durch die Befragung 
abgedeckt. Im Rahmen der Sonderauswer‑
tung der Jahresstatistik des GdW wurde er‑
mittelt, dass mit der Befragung der Kom‑

–	 Verkaufsabsichten,

–	 Umfang und Art der Verkäufe der letz‑
ten zehn Jahre, Verkaufsgründe und ge‑
machte Erfahrungen,

–	 Einschätzung der Wohnungsmarktlage 
und der Lage der sozialen Wohnungsver‑
sorgung.

Der Fragenkomplex zur Bedeutung der 
kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-bestände und zu den kommunalen Stra
tegien wurde an Kommunen gerichtet, die 
über Beteiligungen an Wohnungsunter‑
nehmen von mindestens 5 % und/oder ei‑
gene Bestände von mindestens 100 Woh‑
nungen verfügen, der Fragenkomplex zur 
Steuerung kommunaler Wohnungsunter‑
nehmen an Kommunen mit einer direk‑
ten oder indirekten Beteiligung an einem 
Wohnungsunternehmen von mindestens 
5 %.

Der Fragebogen wurde an alle 2  863 Städ‑
te und Gemeinden ab 5  000 Einwohner so‑
wie an alle 301 Landkreise versandt. Bei‑
gefügt wurden Empfehlungsschreiben des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung und der Bundesvereini‑
gung der kommunalen Spitzenverbände. 
Konkrete Adressaten waren die Oberbür‑
germeisterinnen und Oberbürgermeister, 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
sowie Landrätinnen und Landräte.4 Mit 
der Befragung wurde ein breites Spektrum 
an Themen befragt, zugleich sind die rele‑
vanten Zuständigkeiten in den Kommu‑
nen sehr unterschiedlich verteilt. Daher 
war es wichtig, die Verwaltungsspitzen an‑
zuschreiben und sie entscheiden zu lassen, 
welche Stelle innerhalb der Kommunalver‑
waltung die Fragen jeweils beantworten 
sollte.

Rücklauf

Die Feldzeit der schriftlichen Befragung 
lag zwischen Mitte Juni und Anfang Sep‑
tember 2009. Zum Ende der Feldzeit lagen 
auswertbare Antworten von 1 400 Kom‑
munen vor. Die Rücklaufquote der Befra‑
gung liegt damit bei 44,2 %. Die Landkreise 
(Rücklaufquote von 48,5 %) beteiligten sich 
in noch etwas höherem Maße an der Befra‑
gung als die Städte und Gemeinden (Rück‑
laufquote von 43,8 %, Tabelle 1.1). Ange‑
sichts der Länge des Fragebogens und der 
Komplexität vieler darin enthaltener Fra‑
gen ist der Rücklauf der Befragung als sehr 
gut einzuschätzen.

angeschriebene 
Kommunen

Rücklauf

Anzahl Quote

Städte und Gemeinden 2  863 1  254 43,8 %

Landkreise 301 146 48,5 %

gesamt 3  164 1  400 44,2 %

Tabelle 1.1
Rücklauf der schriftlichen Kommunalbefragung

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

(4)
In Berlin, Hamburg und Bre-
men wurden die für das Bau-
wesen zuständigen Senatsmit-
glieder angeschrieben.
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munen 69 % des Wohnungsbestands der 
kommunalen GdW-Unternehmen erfasst 
wurde. Dies ist als Hinweis zu werten, dass 
die Städte und Gemeinden, die über kom‑
munale Unternehmen bzw. kommunale 
Wohnungsbestände in größerem Umfang 
verfügen, in der Stichprobe überrepräsen‑
tiert und Städte und Gemeinden mit eher 
geringen oder fehlenden kommunalen Be‑
ständen unterrepräsentiert sind. Mit der 
Kommunalbefragung lassen sich also über 
die Städte und Gemeinden, die in relevan‑
ten Größenordnungen über kommunale 
Wohnungen verfügen, besonders zuverläs‑
sige Aussagen machen. Damit verbunden 
ist jedoch der Nachteil, dass die Zahl der 
Städte und Gemeinden mit fehlenden bzw. 
eher geringen kommunalen Beständen 
durch die Stichprobe unterschätzt wird 
und in Wirklichkeit höher ist als die Er‑
gebnisse der Befragung zeigen. Diese Un‑
terschätzung, die insbesondere kleine bis 
mittlere Städte und Gemeinden betrifft, 
lässt sich aufgrund fehlender Kenntnisse 
über die Grundgesamtheit nicht beziffern.

Datenaufbereitung und Auswertung

Die Daten der Befragung wurden umfängli‑
chen Plausibilitätsprüfungen unterworfen, 
wo erforderlich wurden Datenkorrekturen 
vorgenommen. Mit dem so fortgeschriebe‑
nen Datensatz wurden dann die üblichen 
statistischen Auswertungen durchgeführt.

Im Rahmen der Auswertungen wurden kei‑
ne Hochrechnungen durchgeführt. Inso‑
fern ist darauf hinzuweisen, dass sich die 
dargestellten Ergebnisse nur auf die be‑
fragten Kommunen beziehen und nicht auf 
die Gesamtheit der Kommunen ab 5  000 
Einwohner.

Für die Auswertungen wurden die aus der 
Befragung gewonnenen Daten mit weite‑
ren Daten verknüpft, die wichtige Merkma‑
le der befragten Städte abbilden. Verwandt 
wurden hierfür Daten aus der amtlichen 
Statistik (Bevölkerungsentwicklung, Zahl 
der Wohnungen, Höhe der Arbeitslosig‑
keit etc.), Daten aus der Bevölkerungs- und 
Haushaltsprognose des BBSR sowie die 
einschlägigen BBSR-Typisierungen der 
Kommunen. Auf diese Weise konnten bei 
der Auswertung der Befragungsdaten zu‑
sätzliche sachliche und räumliche Diffe‑
renzierungen vorgenommen werden.

Im Zuge der Auswertungen der Kommunal
befragung erwiesen sich vier Differen
zierungen bzw. Schichtungsvariablen als 

Tabelle 1.4
Anzahl der Wohnungen in den befragten Städten und Gemeinden im Vergleich 
zu den gesamten Wohnungen der Städte und Gemeinden ab 5  000 Einwohner 
(31.12.2007)

Wohnungen  
gesamt

Wohnungen in Städten und 
Gemeinden der Befragung

Anzahl Quote

5  000 bis unter 10  000 Einwohner 4  188  108 1  801  781 43,0 %

10  000 bis unter 20  000 Einwohner 5  489  672 2  339  133 43,7 %

20   000 bis unter 50  000 Einwohner 7  278  481 3  333  717 45,8 %

50  000 bis unter 100  000 Einwohner 3  585  744 1  585  718 44,2 %

100  000 bis unter 200  000 Einwohner 2  958  119 1  643  414 55,6 %

200  000 und mehr Einwohner 10  535  420 8  707  045 82,6 %

Gesamt 34  035  544 19  470  808 57,2 %

Tabelle 1.2
Rücklauf der schriftlichen Kommunalbefragung

angeschriebene 
Kommunen

Rücklauf

Anzahl Quote

5  000 bis unter 10  000 Einwohner 1  300 565 43,5 %

10  000 bis unter 20  000 Einwohner 864 371 42,9 %

20  000 bis unter 50  000 Einwohner 511 224 43,8 %

50  000 bis unter 100  000 Einwohner 107 43 40,2 %

100  000 bis unter 200  000 Einwohner 43 22 51,2 %

200  000 und mehr Einwohner 38 29 76,3 %

Westdeutschland 2  385 1  005 42,1 %

Ostdeutschland (inklusive Berlin) 478 249 52,1 %

Ländergruppe Stadtstaaten 4 3 75,0 %

Ländergruppe Nord a) 424 165 38,9 %

Ländergruppe West b) 887 389 43,9 %

Ländergruppe Ost c) 477 248 52,0 %

Ländergruppe Süd d) 1  071 449 41,9 %

gesamt 2  863 1  254 43,8 %

a) 	Niedersachsen, Schleswig-Holstein

b) 	Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland

c) 	Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen

d) 	Baden-Württemberg, Bayern

Tabelle 1.3
Rücklauf Landkreise nach regionalen Merkmalen

angeschriebene 
Kommunen

Rücklauf

Anzahl Quote

Westdeutschland 237 110 46,4 %

Ostdeutschland 64 36 56,3 %

Ländergruppe Nord 49 21 42,9 %

Ländergruppe West 82 39 47,6 %

Ländergruppe Ost 64 36 56,3 %

Ländergruppe Süd 106 50 47,2 %

gesamt 301 146 48,5 %

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Berlin

Köln

Hamburg

Erfurt

Leipzig

Bremen

Dresden

Münster

München

Hamm

Essen

Kiel

Ulm

Gera

Bielefeld

Lübeck

Dortmund

Bonn

Trier

Duisburg

Salzgitter

Hagen

Stuttgart

Jena
Chemnitz

Rostock

Aachen

Wolfsburg
Hannover

Düsseldorf

Cottbus

Krefeld

Nürnberg

Magdeburg

Wiesbaden

Bochum

Karlsruhe

Wuppertal

Mainz

Stadtverband 
Saarbrücken

Augsburg

Kassel

Schwerin

Frankfurt am Main

Ingolstadt

Bottrop

Braunschweig

Koblenz

Fürth

Potsdam

Zwickau

Darmstadt

Osnabrück

Halle (Saale)

Heilbronn

Solingen

Heidelberg

Pforzheim

Kaiserslautern

Mönchen-
gladbach

Würzburg

Erlangen

Herne

Freiburg im Breisgau

Leverkusen

Regensburg

Bremerhaven

Mannheim

Oldenburg

Offenbach am Main

Gelsenkirchen

Remscheid

Oberhausen

Mülheim

Ludwigshafen
am Rhein

100 km

Kreise, Stand 31.12.2004, angepasst an WIM
Quelle: BBR-Wohnungsmarktbeobachtungssystem,
Laufende Raumbeobachrtung des BBR

WIM-Kreistypen 2006

Metropole

Großstadt

Umlandkreis

Ländlicher Kreis

Anmerkungen:
In Brandenburg innere Differenzierung der Kreise
nach engerem Verflechtungsraum und äußerem
Entwicklungsraum.
Regionalkreis Hannover differenziert nach Stadt 
Hannover und Umlandkreis Hannover. 

Karte 1.1
WIM-Kreistypen 2006
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Die Beteiligung der Unternehmen an der 
Befragung ist sehr hoch. Die Jahresstatis‑
tik enthält eine Reihe von Informationen, 
die für das Forschungsprojekt wichtig sind 
und sich über die Kommunalbefragung 
nicht in gleicher Breite und Zuverlässigkeit 
hätten erheben lassen. Die GdW-Jahressta‑
tistik umfasst auch kommunale Unterneh‑
men bzw. Wohnungsbestände in Städten/
Gemeinden unter 5  000 Einwohnern, die 
von der Kommunalbefragung nicht abge‑
deckt werden. Die GdW-Jahresstatistik bie‑
tet zudem den Vorteil, dass sich über die 
Auswertung von Daten verschiedener Jahr‑
gänge Entwicklungstrends zu den Themen 
herausarbeiten lassen.

Der GdW hat das Forschungsprojekt mit 
der Durchführung von Sonderauswertun‑
gen unterstützt. Für die Sonderauswertung 
wurden dieselben Schichtungsvariablen 
wie bei der Auswertung der Kommunalbe‑
fragung eingesetzt (siehe oben), sodass die 
Auswertungsergebnisse aus beiden Daten‑
quellen inhaltlich gut zusammengeführt 
werden konnten.

Die Sonderauswertung aus der GdW-Jah‑
resstatistik bezog sich vor allem auf die fol‑
genden Inhalte:

–	 Anzahl und Größe der kommunalen 
Wohnungsunternehmen,

–	 Merkmale der Wohnungen (Baualter, In‑
standhaltungs- und Modernisierungszu‑
stand),

–	 Vermietungs- und Leerstandssituation,

–	 Investitionen im Bestand,

–	 wirtschaftliche Lage der kommunalen 
Unternehmen (betriebswirtschaftliche 
Kennzahlen).

Die auf der Sonderauswertung der GdW-
Jahresstatistik beruhenden Ausführungen 
in diesem Bericht beziehen sich auf GdW-
Mitgliedsunternehmen, bei denen Kom‑
munen Mehrheitseigentümer sind. Diese 
werden im Folgenden auch als „kommuna‑
le GdW-Unternehmen“ bezeichnet. Unter‑
nehmen mit kommunalen Minderheitsbe‑
teiligungen oder ohne GdW-Mitgliedschaft 
sowie eigene Wohnungen der Kommunen 
sind anders als bei den dargestellten Er‑
gebnissen der Kommunalbefragung durch 
die in der Jahresstatistik des GdW geführ‑
ten kommunalen Wohnungsunternehmen 
nicht abgedeckt.

In der GdW-Jahresstatistik (Sonderauswer‑
tung) wurden bezogen auf das Jahr 2008 

besonders tragfähig: Zunächst wurde zwi‑
schen Kreisen auf der einen Seite und 
Städten/Gemeinden auf der anderen Sei‑
te unterschieden. Die Städte/Gemeinden 
wurden differenziert nach ihrer Zugehö‑
rigkeit zu Gemeindegrößenklassen, Regio‑
nen/Ländergruppen sowie den vom BBSR 
für Zwecke der Wohnungsmarkt- und Im‑
mobilienmarktberichterstattung gebilde‑
ten Kreistypen. Diese drei Schichtungsva‑
riablen und ihre Kategorisierung sind in 
Tabelle 1. 5 beschrieben. Zusätzlich sind 
die Kreistypen des BBSR in Karte 1.1 dar‑
gestellt.

Ergänzende Auswertung von Daten  
der GdW-Jahresstatistik

Durch die Sonderauswertung von Daten der 
GdW-Jahresstatistik wurde es möglich, zu‑
sätzliche quantitative Aussagen zu Bedeu‑
tung, Merkmalen und Lage der kommuna‑
len Wohnungsbestände zu treffen und so 
die Ergebnisse der Kommunalbefragung 
wesentlich anzureichern. Der GdW erhebt 
jährlich bei seinen 3  000 Mitgliedsunter‑
nehmen im Rahmen einer schriftlichen 
Befragung umfangreiche und informative 
Daten und erstellt auf dieser Basis Jahres‑
berichte (siehe zuletzt GdW 2009). Zu den 
Unternehmen gehören gut 700 kommuna‑
le Wohnungsunternehmen  –  in der Defini‑
tion sind dies alle Unternehmen, bei denen 
das Grundkapital zu mehr als der Hälfte 
bei Städten, Gemeinden und Kreisen liegt. 

Tabelle 1.5
Übersicht über zentrale Schichtungsvariablen

Gemeindegrößenklasse

–	 5  000 bis unter 10  000 Einwohner

–	 10  000 bis unter 20  000 Einwohner

–	 20  000 bis unter 50  000 Einwohner

–	 50  000 bis unter 100  000 Einwohner

–	 100  000 bis unter 200  000 Einwohner

–	 ab 200  000 Einwohner

Region/Ländergruppe

–	 Stadtstaaten (Berlin, Bremen/Bremerhaven, Hamburg)

–	 Nord (Niedersachsen, Schleswig-Holstein)

–	 West (Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland)

–	 Ost (Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen)

–	 Süd (Baden-Württemberg, Bayern)

Kreistypen aus der Wohnungsmarkt- und Immobilienmarktbeobachtung des BBSR (WIM-
Kreistypen)

–	 Metropolen (alle Städte ab 500  000 Einwohnern sowie Mannheim, Bonn, Mainz, 		
	 Wiesbaden)

–	 Großstädte (sonstige Städte ab 100  000 Einwohnern sowie Landeshauptstädte, 		
	 die unterhalb dieser Grenze liegen)

–	 Umlandkreise (Kreistypen 2, 3 und 6 aus der allgemeinen Kreistypologie des BBSR)

–	 Ländliche Kreise (Kreistypen 4, 7, 8, 9 aus der allgemeinen Kreistypologie des BBSR)

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Nach der Verknüpfung der Indikatoren zur 
Finanz- und Schuldenlage wurde der Da‑
tensatz der Kommunalbefragung vom IfS 
so aufbereitet, dass jeweils drei (etwa ähn‑
lich große) Gruppen von Kommunen ge‑
bildet wurden, die einen relativ niedri‑
gen, mittleren oder hohen Schuldenstand 
pro Einwohner bzw. eine entsprechen‑
de Einteilung für das ordentliche Ergebnis 
pro Einwohner aufweisen. Die Daten der 
Bertelsmann Stiftung wurden insbeson‑
dere als Schichtungsvariablen für die Aus‑
wertung der Kommunalbefragung genutzt, 
ergänzend wurden ausgewählte Struktur‑
informationen zur Finanz- und Schulden‑
situation der befragten Kommunen darge‑
stellt (Kapitel 4), die für die Thematik dieser 
Untersuchung von Bedeutung sind.5

1.3	 Aufbau des Berichts

Die Ergebnisse der Kommunalbefragung 
werden in acht Kapiteln vorgestellt. Ka‑
pitel 2 befasst sich mit den unterschiedli‑
chen Rechts- und Organisationsformen der 
kommunalen Wohnungsbestände sowie 
ihrer quantitativen Bedeutung und wirt‑
schaftlichen Situation. Kapitel 3 gibt Infor‑
mationen zur Struktur und Situation kom‑
munaler Wohnungsbestände. 

Kapitel 4 widmet sich der Ausgangslage 
in den Kommunen hinsichtlich der Woh
nungsversorgung, dem Handlungsbedarf 
in zentralen Aufgabenfeldern und der 
kommunalen Finanzsituation. Welche Be
deutung Städte, Gemeinden und Kreise ih‑
ren Wohnungsbeständen beimessen und 
wie die kommunalen Strategien aussehen, 
ist Gegenstand von Kapitel 5. Darauf auf‑
bauend werden in Kapitel 6 die Instrumen‑
te beschrieben, die die Kommunen für die 
Steuerung ihrer Beteiligungen an Woh‑
nungsunternehmen einsetzen.

Kapitel 7 gibt einen Überblick über die in 
den letzten Jahren durchgeführten Ver‑
käufe von Wohnungsbeständen und Unter‑
nehmensbeteiligungen. Das Kapitel geht 
zudem auf die Verkaufsgründe und die seit 
dem Verkauf gemachten Erfahrungen ein. 
Kapitel 8 befasst sich mit den Verkaufspla‑
nungen der Kommunen. 

Kapitel 9 enthält die aus der Untersuchung 
gezogenen Schlussfolgerungen.

insgesamt 708 kommunale Wohnungsun‑
ternehmen geführt, von denen 47 eine Be‑
teiligung durch einen Kreis aufweisen (ggf. 
zusammen mit Städten/Gemeinden), 661 
sind sonstige kommunale Unternehmen 
mit Beteiligungen von Städten/Gemein‑
den. Die kommunalen GdW-Unternehmen 
verfügen insgesamt über 2,141 Mio. eigene 
Wohnungen. Davon entfällt ein relativ klei‑
ner Anteil von 0,067 Mio. auf Unternehmen 
mit Kreisbeteiligungen. 10,5 % der kommu‑
nalen GdW-Unternehmen haben ihren Sitz 
in Städten/Gemeinden mit unter 5  000 Ein‑
wohnern, die in die Kommunalbefragung 
nicht einbezogen wurden. Auf diese Grö‑
ßenklasse entfallen jedoch nur 1,5 % aller 
Wohnungen von kommunalen GdW-Un‑
ternehmen.

Ergänzende Auswertung von Daten  
der Bertelsmann Stiftung

Durch die von der Bertelsmann Stiftung für 
diese Untersuchung bereitgestellten Daten 
aus dem „Wegweiser Kommune“ konnten 
Informationen zur kommunalen Finanz- 
und Schuldensituation mit den Informati‑
onen der Kommunalbefragung verknüpft 
und gemeinsam ausgewertet werden. Hier‑
durch wurde es möglich zu prüfen, in wel‑
chem Maße die Finanzlage die Strategien 
und das Handeln der Kommunen gegen‑
über ihren Wohnungsunternehmen beein‑
flusst. Die von der Bertelsmann Stiftung 
zur Verfügung gestellten Daten beziehen 
sich auf das Jahr 2007.

Dabei wurde zum einen auf den Indikator 
„ordentliches Ergebnis 2007“ zurückgegrif‑
fen, der den Jahresüberschuss/Fehlbetrag 
des Kernhaushalts ohne Berücksichtigung 
von Vermögensveräußerungen oder ‑zu‑
käufen darstellt. Durch den Ausschluss 
sollten Sondereinflüsse auf das Gesamt‑
ergebnis, die in Einzeljahren von Vermö‑
gensveräußerungen oder ‑zukäufen aus‑
gehen können, unberücksichtigt bleiben. 
Als weiterer Indikator wurde der Indikator 
„fundierte Schulden 2007“ verwendet, der 
anders als das „ordentliche Ergebnis“ we‑
niger die Lage in einem Einzeljahr als viel‑
mehr die grundsätzliche Finanzsituation 
einer Kommune beschreibt. Letzterer er‑
wies sich für die Aufgabenstellung dieser 
Untersuchung als aussagekräftiger, wes‑
halb in erster Linie auf ihn Bezug genom‑
men wird.

(5)
Zum Zeitpunkt der Auswer-
tung der Kommunalbefra-
gung standen die Daten der 
Bertelsmann Stiftung für das 
Jahr 2007 zur Verfügung, so-
dass diese für die gebildeten 
Schichtungsvariablen verwen-
det wurden. Bei der Darstel-
lung der Finanz- und Schul-
densituation der Kommunen 
wurden die erst kurz vor Fer-
tigstellung dieses Berichts zur 
Verfügung stehenden Daten 
für das Jahr 2008 zusätzlich 
einbezogen. Siehe zu den Da-
ten der Bertelsmann Stiftung 
und zu auf ihnen aufbauenden 
Analysen der kommunalen Fi-
nanzsituation ausführlich Jun-
kernheinrich/Micosatt 2008 
und 2009.
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schaltetes Unternehmen (z. B. Stadtwerke, 
kommunale Beteiligungsgesellschaft, an‑
deres Wohnungsunternehmen) mittelbar 
Anteile an einem Wohnungsunternehmen 
hält. Zusätzlich zu den Beteiligungsformen 
werden Informationen zu Größenstruk‑
tur, Eigentumsverhältnissen und zur wirt‑
schaftlichen Situation der Wohnungsun‑
ternehmen sowie zu Ausschüttungen an 
die Kommunen gegeben.

Dieses Kapitel basiert im Wesentlichen auf 
den Ergebnissen der schriftlichen Befra‑
gung von Kommunen ab 5  000 Einwohner, 
die im Sommer 2009 vom IfS durchgeführt 
wurde und die 44 % der Grundgesamt‑
heit der Kommunen ab 5  000 Einwohner 
abdeckt (vgl. Kapitel 1). Es ist darauf hin‑
zuweisen, dass sich die dargestellten Er‑
gebnisse zu Umfang und Struktur kom‑
munaler Beteiligungen und Wohnungen 
nur auf die befragen Kommunen bezie‑
hen. Sie stellen keine Hochrechnung auf 
die Gesamtheit der Kommunen ab 5  000 
Einwohner dar. Zudem werden Ergebnisse 
der Sonderauswertung der GdW-Jahressta‑
tistik zu betriebswirtschaftlichen Kennzif‑
fern kommunaler Wohnungsunternehmen 
einbezogen.

2.1	 Überblick über die  
Beteiligungs- und  
Eigentumsstruktur

Abbildung 2.1 gibt einen Überblick über 
die Anzahl der mit der Befragung erfassten 
Kommunen, Beteiligungen, Wohnungsun‑
ternehmen und Wohnungsbestände sowie 
die unterschiedlichen Eigentumsformen, 
mit denen Kommunen über Wohnungsbe‑
stände verfügen. Von den 1 400 befragten 
Kommunen haben 268 (19 %) keine direk‑
ten oder indirekten Beteiligungen an Woh‑
nungsunternehmen und auch keine eige‑
nen Wohnungen (Wohnungsbestände im 
unmittelbaren Eigentum der Kommune). 
Die übrigen 1 132 Kommunen (81 %) ver‑
fügen über direkte oder indirekte Beteili‑
gungen an Wohnungsunternehmen oder 
über eigene Wohnungen. Insgesamt wur‑
den mit der Befragung in diesen Kommu‑

In diesem Kapitel wird ein Überblick gege
ben, in welchen Formen die Kommu
nen Eigentümer von Wohnungsunter
nehmen/‑beständen sind. Dabei wird 
unterschieden zwischen Beteiligungen 
von Kommunen an Wohnungsunterneh‑
men und Wohnungsbeständen, die sich in 
unmittelbarem kommunalem Eigentum 
befinden. Diese werden im Folgenden als 

„eigene Wohnungen“ bezeichnet. Bei den 
Beteiligungen an Wohnungsunternehmen 
wird differenziert zwischen direkten Betei‑
ligungen, bei denen die Kommune unmit‑
telbar Anteile an Wohnungsunternehmen 
hält, und indirekten Beteiligungen, bei de‑
nen die Kommune über ein zwischenge‑

2  Beteiligungen der Kommunen an 
	 Wohnungsunternehmen und  
	 Wohnungsbestände in unmittel- 
	 barem kommunalem Eigentum 

Abbildung 2.1
Kommunen, Beteiligungen, Wohnungsunternehmen und Wohnungsbestände – 
befragte Kommunen insgesamt

1 400
befragte Kreise, Städte, Gemeinden

(mit 1,958 Mio. kommunalen Wohnungen)

an
473

Wohnungs-
unternehmen**

mit
1,709 Mio.

Wohnungen

davon
470

Kreise, Städte und
Gemeinden*

mit
529

direkten 
Beteiligungen

an
48

Wohnungs-
unternehmen**

mit 
0,166 Mio.

Wohnungen 

davon
41

Kreise, Städte und
Gemeinden*

mit
55

indirekten 
Beteiligungen 

davon
1 007

Kreise, Städte und
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Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Mit der Befragung wurden insgesamt 486 
Kommunen6 ermittelt, die über zusammen 
584 direkte oder indirekte Beteiligun-
gen an Wohnungsunternehmen verfügen. 
Die Zahl der Wohnungsunternehmen liegt 
unter der Zahl der Beteiligungen, weil wie 
dargestellt an einigen der Wohnungsunter‑
nehmen mehr als eine der antwortenden 
Kommunen beteiligt ist.7

Es wird deutlich, dass die direkte kommu‑
nale Beteiligung an Wohnungsunterneh‑
men zwar nicht die häufigste, jedoch be‑
zogen auf die Zahl der Wohnungen mit 
Abstand die bedeutendste Eigentumsform 
darstellt. Auf die Wohnungsunternehmen 
mit direkten kommunalen Beteiligun‑
gen entfallen 87 % (1,709  Mio.) der gesam‑
ten Wohnungen der Kommunen, obwohl 
nur 34 % (470) aller befragten Kommunen 
über direkte Beteiligungen an Wohnungs‑
unternehmen verfügen. Wohnungsunter‑
nehmen mit indirekten kommunalen Be‑
teiligungen besitzen 8 % (0,166  Mio.) aller 
kommunalen Wohnungen, wobei nur 3 % 
(41) aller Kommunen solche Beteiligun‑
gen haben. Eigene Wohnungen, die le‑
diglich 4 % (0,083  Mio.) aller kommuna‑
len Wohnungen ausmachen, besitzen 72 % 
(1  007) aller Kommunen, überwiegend als 
sehr kleine Bestände (durchschnittlich 82 
Wohnungen pro Kommune) und häufig zu‑
sätzlich zu direkten oder Beteiligungen an 
Wohnungsunternehmen.

Durch die aktuelle auf breiter Basis durch‑
geführte Befragung des IfS ergibt sich ein 
deutlich anderes Bild der „Landschaft 
kommunaler Wohnungsbestände“ als 
durch die Studie von PriceWaterhouseCoo‑
pers (PwC 2006) insbesondere bei Betrach‑
tung des Mengengerüsts der Wohnungen. 
Die Studie von PwC kam zu dem Ergeb‑
nis, kommunale Wohnungsbestände sei‑
en vielfach nicht in Gesellschaften privater 
Rechtsform ausgegliedert, sondern wür‑
den in eigener Regie der Kommunen ge‑
führt. Bezogen auf die Zahl der Kommu‑
nen ist dieser Befund angesichts der oben 
dargestellten großen Zahl von Kommunen, 
die ausschließlich über eigene Wohnun‑
gen (unmittelbares Eigentum der Kom‑
mune) verfügen, richtig. Da es sich hierbei 
aber überwiegend um Kommunen mit sehr 
kleinen Beständen (82 % mit weniger als 
100 kommunalen Wohnungen; siehe Tabel‑
le 2.3 unten) handelt, stellen die eigenen 
Wohnungen nur einen sehr kleinen Teil 
des gesamten kommunalen Bestands (4 %). 
Der von PwC gefolgerte hohe Bedarf für 

nen 1,958  Mio. kommunale Wohnungen 
erfasst, davon 1,725  Mio. in der jeweils be‑
fragten Kommune gelegene.

Die im Rahmen der Kommunalbefragung 
erfassten 1  132 Kommunen mit Beteiligun‑
gen an Wohnungsunternehmen bzw. mit 
eigenen Wohnungen gliedern sich wie folgt 
auf:

470 Kommunen (34 % bezogen auf alle 
Kommunen inklusive jener ohne Betei‑
ligungen und eigene Wohnungen) verfü‑
gen über 529 direkte Beteiligungen an 
473 Wohnungsunternehmen, die 1,709 Mio. 
(davon 1,495  Mio. in der Kommune gele‑
gene) Wohnungen besitzen. 422 Kommu‑
nen sind nur an einem Wohnungsunter‑
nehmen direkt beteiligt, die übrigen 48 
Kommunen verfügen über direkte Beteili‑
gungen an mehreren (überwiegend zwei) 
Wohnungsunternehmen.

Von den 470 Kommunen mit direkten Be‑
teiligungen verfügen 109 Kommunen aus‑
schließlich über direkte Beteiligungen, 9 
Kommunen besitzen zusätzlich zu direk‑
ten Beteiligungen indirekte Beteiligungen 
(aber keine eigenen Wohnungen) und 336 
Kommunen zusätzlich eigene Wohnungen. 
16 Kommunen weisen alle Eigentumsfor‑
men (direkte Beteiligung an Wohnungsun‑
ternehmen, indirekte Beteiligung und ei‑
gene Wohnungen) auf.

41 Kommunen (3 %) halten insgesamt 55 in-
direkte Beteiligungen an 48 Wohnungs
unternehmen, die über 0,166  Mio. (da‑
von 0,148  Mio. in der Kommune gelegene) 
Wohnungen verfügen. Darunter sind 7 
Kommunen mit ausschließlich indirek‑
ten Beteiligungen und 9 Kommunen mit 
zusätzlichen eigenen Wohnungen. Hinzu 
kommen die bereits oben unter den direk‑
ten Beteiligungen aufgeführten 9 Kommu‑
nen mit sowohl indirekten als auch direk‑
ten Beteiligungen und die 16 Kommunen 
mit allen Eigentumsformen (direkt, indi‑
rekt und eigene Wohnungen).

1  007 Kommunen (72 %) besitzen 0,083 Mio. 
eigene Wohnungen (in unmittelba‑
rem kommunalem Eigentum), darunter 
646 Kommunen mit ausschließlich eige‑
nen Wohnungen (keine Beteiligung). Hin‑
zu kommen die bereits oben aufgeführ‑
ten Kommunen mit eigenen Wohnungen, 
die zusätzlich direkte Beteiligungen (336 
Kommunen) oder indirekte Beteiligungen 
(9 Kommunen) oder beide Beteiligungsfor‑
men verzeichnen (16 Kommunen).

(6)
470 Kommunen mit direkter 
Beteiligung zuzüglich 41 Kom-
munen mit indirekter Beteili-
gung abzüglich 25 Kommunen, 
die beide Arten von Beteili-
gung aufweisen.

(7)
Die Befragungsergebnisse 
wurden dahingehend über-
prüft, ob Wohnungsunterneh-
men von mehreren Kommunen 
als Gegenstand einer direkten 
oder indirekten Beteiligung an-
gegeben wurden. Um Mehr-
fachzählungen zu vermeiden, 
flossen diese Wohnungsunter-
nehmen in die Auswertungen 
jeweils als ein Fall ein, dassel-
be gilt für die Wohnungen die-
ser Wohnungsunternehmen. 
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eine Auslagerung kommunaler Wohnun‑
gen in privatrechtliche Gesellschaften geht 
insofern an der Realität in den deutschen 
Kommunen vorbei, als 96 % der kommuna‑
len Bestände bereits in Gesellschaften aus‑
gelagert sind.8

In Abbildung 2.2 ist die Anzahl der mit 
der Befragung des IfS erfassten Kommu‑
nen, Beteiligungen, Wohnungsunterneh‑
men und Wohnungsbestände unterschie‑
den nach Städten/Gemeinden und Kreisen 
dargestellt. Der Anteil der Kommunen, der 
über kommunale Wohnungen verfügt (di‑
rekte und/oder indirekte Beteiligung an 
Wohnungsunternehmen und/oder eigene 
Wohnungen) ist bei den insgesamt 1  254 
befragten Städten/Gemeinden mit 83 % 
spürbar höher als bei den insgesamt 146 
befragten Kreisen, bei denen 60 % kommu‑
nale Wohnungsbestände besitzen. Den‑

Abbildung 2.2
Kommunen, Beteiligungen, Wohnungsunternehmen und Wohnungsbestände – 
nach befragten Städten/Gemeinden und Kreisen
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Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

noch ist hervorzuheben, dass nicht nur 
sehr viele Städte und Gemeinden, sondern 
auch die Mehrzahl der Kreise über kom‑
munale Wohnungsbestände verfügen.

434 Städte/Gemeinden (35 % aller Städte/
Gemeinden) halten 485 direkte Beteiligun‑
gen an Wohnungsunternehmen. 36 Kreise 
verfügen über 44 direkte Beteiligungen an 
Wohnungsunternehmen. Bezogen auf in‑
direkte Beteiligungen ergibt sich folgendes 
Bild: 38 Städte/Gemeinden halten 51 Betei‑
ligungen, bei den Kreisen sind es drei mit 
vier Beteiligungen. Die Gesamtzahl der 
Wohnungsunternehmen, an denen Städte/
Gemeinden und Kreise direkt bzw. indirekt 
beteiligt sind, und die Zahl ihrer Wohnun‑
gen wurden bereits weiter oben dargestellt.

Von den insgesamt ca. 83  000 eigenen 
Wohnungen der Kommunen entfällt der 
weitaus größte Teil auf Städte/Gemeinden 
(knapp 82  000 Wohnungen) und nur ein 
sehr kleiner Teil (knapp 2  000 Wohnungen) 
ist im Eigentum der Kreise.

2.2 	Größenstruktur der  
Beteiligungen und  
eigenen Wohnungen

In Tabelle 2.1 ist die Verteilung der durch 
die Befragung erfassten Kommunen und 
der auf sie entfallenden Wohnungen diffe‑
renziert nach Größenklassen der Zahl der 
Wohnungen von Wohnungsunternehmen, 
an denen sie direkt beteiligt sind, darge‑
stellt.9 Es wird deutlich, dass der Umfang 
der Wohnungen breit streut bzw. sehr un‑
gleich über die Kommunen verteilt ist. So 
vereinen die 6 % der befragten Kommunen 
mit 10  001 und mehr Wohnungen 60 % des 
gesamten Bestands der Wohnungsunter‑
nehmen mit direkter kommunaler Beteili‑
gung auf sich. Zugleich gibt es etliche Kom‑
munen, die nur geringe Bestände (bis 500 
bzw. 501 bis 1  000 Wohnungen) bzw. sehr 
kleine Wohnungsunternehmen mit direk‑
ter kommunaler Beteiligung aufweisen.

Tabelle 2.2 zeigt die Verteilung der durch 
die Befragung erfassten Kommunen und 
der auf sie entfallenden Wohnungen diffe‑
renziert nach Größenklassen der Zahl der 
Wohnungen von Wohnungsunternehmen 
mit indirekter kommunaler Beteiligung.10 
Ähnlich wie bei den direkten Beteiligun‑
gen lässt sich auch bei den indirekten Be‑

(8)
Die Ergebnisse der PwC-Stu-
die wurden bereits nach ih-
rem Erscheinen vielfach kriti-
siert bzw. angezweifelt, weil 
sie vorliegenden Erkenntnis-
sen widersprachen, so z. B. 
den Ergebnissen der GdW-
Statistik, die ebenfalls die gro-
ße Zahl der von kommunalen 
Kapitalgesellschaften gehalte-
nen Wohnungen belegt. Dass 
die PwC-Studie kein realisti-
sches Mengengerüst liefert, 
wurde offensichtlich durch die 
Art verursacht, in der die Or-
ganisation der kommunalen 
Wohnungsbestände abgefragt 
wurde (keine explizite Abfrage 
der kommunalen Beteiligungen 
an Wohnungsunternehmen).

(9)
Kommunen mit mehreren di-
rekten Beteiligungen an Woh-
nungsunternehmen wurden 
den Klassen nach der Summe 
der Wohnungen dieser Woh-
nungsunternehmen zugeord-
net. Zwei Kommunen gaben 
an, dass sie über direkte Be-
teiligungen an Unternehmen 
verfügen, die jedoch nicht 
selbst Eigentümer von Woh-
nungen sind.
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Kommunen mit . . . 
Wohnungen  
von Wohnungs
unternehmen mit  
direkter kommunaler 
Beteiligung

Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

Anzahl 
Wohnungen

Anteil 
Wohnungen

bis 500 122 26,0 % 22  891 1,3 %

501 bis 1  000 69 14,7 % 46  320 2,7 %

1  001 bis 2  000 108 23,0 % 141  529 8,3 %

2  001 bis 5  000 108 23,0 % 250  667 14,7 %

5  001 bis 10  000 31 6,6 % 218  207 12,8 %

10  001 und mehr 28 6,0 % 1  029  560 60,2 %

Keine Angabe zur 
Anzahl

4 0,9 % – –

gesamt 470 100,0 % 1  709  174 100,0 %

Tabelle 2.1
Kommunen nach Zahl der Wohnungen von Wohnungsunternehmen mit direkter 
kommunaler Beteiligung

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Kommunen mit . . . 
Wohnungen  
von Wohnungs
unternehmen mit  
indirekter kommunaler 
Beteiligung

Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

Anzahl 
Wohnungen

Anteil 
Wohnungen

bis 500 13 31,7 % 1  336 0,8 %

501 bis 1  000 2 4,9 % 1  591 1,0 %

1  001 bis 2  000 7 17,1 % 8  926 5,4 %

2  001 bis 5  000 7 17,1 % 14  610 8,8 %

5  001 bis 10  000 5 12,2 % 38  386 23,1 %

10  001 und mehr 6 14,6 % 100  970 60,9 %

Keine Angabe zur 
Anzahl

1 2,4 % – –

gesamt 41 100,0 % 165  819 100,0 %

Tabelle 2.2
Kommunen nach Zahl der Wohnungen von Wohnungsunternehmen mit indirekter 
kommunaler Beteiligung

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Kommunen mit . . . 
eigenen Wohnungen 
(in unmittelbarem 
kommunalem 
Eigentum)

Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

Anzahl 
Wohnungen

Anteil 
Wohnungen

bis 100 827 82,1 % 22  057 26,4 %

101 bis 500 131 13,0 % 26  693 32,0 %

501 bis 1  000 8 0,8 % 5  989 7,2 %

1  001 bis 2  000 3 0,3 % 4  950 5,9 %

2  001 und mehr 5 0,5 % 23  751 28,5 %

Keine Angabe zur 
Anzahl

33 3,3 % – –

gesamt 1  007 100,0 % 83  440 100,0 %

Tabelle 2.3
Kommunen nach Zahl der eigenen Wohnungen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

(10)
Kommunen mit mehreren indi-
rekten Beteiligungen an Woh-
nungsunternehmen wurden 
den Klassen nach der Sum-
me der Wohnungen dieser 
Wohnungsunternehmen zuge
ordnet.

teiligungen hinsichtlich der Größenstruk‑
tur der kommunalen Bestände eine breite 
Streuung feststellen.

Bei den Wohnungen in unmittelbarem 
kommunalem Eigentum handelt es sich in 
den befragten Kommunen in der Regel um 
Bestände mit bis zu 100 Wohnungen. Grö‑
ßere Bestände mit über 500 Wohnungen 
kommen nur in sehr wenigen Kommunen 
vor (siehe Tabelle 2.3). 

2.3	 Eigentumsverhältnisse  
und Rechtsform

Direkte Beteiligungen

Für die Möglichkeiten der Kommunen, Ein‑
fluss auf das Handeln und die wirtschaftli‑
che Situation der Wohnungsunternehmen 
zu nehmen, ist von großer Bedeutung, ob 
sie über die Mehrheit der Anteile an Woh‑
nungsunternehmen verfügen oder ob sie 
Minderheitsanteilseigner sind. Bei 79 % der 
durch die Kommunalbefragung des IfS er‑
fassten 445 Wohnungsunternehmen mit 
direkter kommunaler Beteiligung (und An‑
gabe zu Höhe der Beteiligung) ist die Kom‑
mune Mehrheitseigentümer, darunter bei 
20 % der Wohnungsunternehmen mit ei‑
nem Anteil von über 50 % bis unter 100 % 
des Stamm‑/Grundkapitals und bei 59 % 
der Wohnungsunternehmen als alleiniger 
Eigentümer. Bei 21 % der Wohnungsunter‑
nehmen mit direkter kommunaler Betei‑
ligung hat die Kommune einen Anteil von 
bis zu 50 % am Stamm‑/Grundkapital und 
verfügt damit gegenüber den übrigen Eig‑
nern über keine Mehrheit (Abbildung 2.3). 

Städte/Gemeinden sind häufiger Mehr‑
heitseigentümer (81 %) an Wohnungsun‑
ternehmen als Kreise (45 %), bei denen 
Minderheitsanteile überwiegen. Es wird 
deutlich, dass die Städte/Gemeinden bei 
den meisten ihrer Wohnungsunterneh‑
men aufgrund der Höhe ihrer Anteile am 
Stamm‑/Grundkapital die Möglichkeit ha‑
ben, wesentlichen Einfluss auf die Ziele 
und das Handeln des Wohnungsunterneh‑
mens zu nehmen.
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Das Stamm-/Grundkapital der durch die 
Kommunalbefragung des IfS erfassten 
Wohnungsunternehmen, an denen die be‑
fragten Städte/Gemeinden direkt beteiligt 
sind, beträgt in der Summe 5,430  Mrd.  €. 
Davon halten die Städte/Gemeinden mit 
ihren direkten Beteiligungen selbst 71 %. 
Von den verbleibenden 29 % des Stamm‑/
Grundkapitals entfallen 6 % der Anteile auf 
kommunale Unternehmen (Beteiligungs‑
gesellschaften, Stadtwerke etc.), 11 Pro‑
zentpunkte auf weitere Städte/Gemeinden, 
6 Prozentpunkte auf Kreise und 6 Prozent‑
punkte auf sonstige Eigentümer (Abbil‑
dung 2.4). 

Bezogen auf Region und Einwohnerzahl 
lassen sich erhebliche Unterschiede in der 

Abbildung 2.3
Wohnungsunternehmen mit direkter kommunaler Beteiligung nach Höhe der An-
teile der Kommune am Wohnungsunternehmen (Stamm-/Grundkapital)

Abbildung 2.4
Anteile der Anteilseigner an der Gesamtsumme des Stamm-/Grundkapitals der 
Wohnungsunternehmen mit direkter kommunaler Beteiligung

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Zusammensetzung der Anteilseigner der 
Wohnungsunternehmen mit direkten kom‑
munalen Beteiligungen feststellen: Im Os‑
ten ist der Anteil der Städte/Gemeinden am 
Stamm-/Grundkapital der Wohnungsun‑
ternehmen als Folge der Übertragung der 
ehemaligen volkseigenen Betriebe (VEB 
Kommunale Wohnungsverwaltung) der 
DDR mit 92 % besonders hoch ist. Im Nor‑
den und im Westen ist der Anteil der Städ‑
te/Gemeinden am Stamm-/Grundkapital 
der Wohnungsunternehmen mit 64 % bzw. 
50 % weitaus geringer. Im Westen halten 
neben der Stadt/Gemeinde selbst häufig 
kommunale Unternehmen (Beteiligungs‑
gesellschaften etc.) und andere öffentliche 
Eigentümer Anteile an Wohnungsunter‑
nehmen. Besonders niedrig ist der Anteil 
der Städte/Gemeinden am Stamm‑/Grund‑
kapital im Süden Deutschlands, wo die be‑
fragten Städte/Gemeinden nur einen Anteil 
von 38 % halten, was darauf zurückzufüh‑
ren ist, dass es sich vielfach um überörtli‑
che Wohnungsunternehmen handelt, wo‑
durch weitere Städte/Gemeinden sowie der 
Kreis mit erheblichen Anteilen (38 % bzw. 
16 %) an den Wohnungsunternehmen be‑
teiligt sind.

Der Anteil der befragten Städte/Gemein‑
den am Stamm‑/Grundkapital der Woh‑
nungsunternehmen mit direkter kom‑
munaler Beteiligung ist umso geringer, je 
geringer die Einwohnerzahl ist: bei Städten 
ab 200  000 Einwohner liegt er bei 95 %, bei 
Städten/Gemeinden mit 5  000 bis 10  000 
Einwohnern bei 31 %. Dies ist darauf zu‑
rückzuführen, dass kreisangehörige Städ‑
te/Gemeinden häufig an überregionalen 
bzw. kreisbezogenen Wohnungsunterneh‑
men beteiligt sind, wodurch andere Städte/
Gemeinden und der Kreis relativ hohe An‑
teile am Stamm‑/Grundkapital der Woh‑
nungsunternehmen besitzen (bei Städten/
Gemeinden mit 5  000 bis 10  000 Einwoh‑
nern beispielsweise 47 % bzw. 18 %).

Überwiegende Rechtsform der Wohnungs‑
unternehmen, an denen die Kommunen 
direkt beteiligt sind, ist mit einem An‑
teil von 85 % die GmbH. Bei 3 % handelt es 
sich um Aktiengesellschaften, 4 % sind Ei‑
genbetriebe und 8 % haben eine andere 
Rechtsform.

Indirekte Beteiligungen und  
eigene Wohnungen

Bei den Wohnungsunternehmen mit indi‑
rekten kommunalen Beteiligungen verfügt 
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Abbildung 2.5
Direkte kommunale Beteiligungen nach wirtschaftlicher Situation des Wohnungs-
unternehmens und Region/Ländergruppe

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

die Kommune in 54 % der Fälle über eine 
zweistufige Mehrheitsbeteiligung (Mehr‑
heit an dem zwischengeschalteten Unter‑
nehmen und Mehrheit dieses Unterneh‑
mens an dem Wohnungsunternehmen), 
sodass die Kommune Einfluss auf das 
Wohnungsunternehmen nehmen kann. 
In 46 % der Fälle hat die Kommune keine 
zweistufige Mehrheitsbeteiligung, da sie 
bei dem zwischengeschalteten Unterneh‑
men nur über eine Minderheitsbeteiligung 
oder/und dieses nur über eine Minder‑
heitsbeteiligung an dem Wohnungsunter‑
nehmen verfügt.

Bei den zwischengeschalteten Unterneh‑
men handelt es sich zu 59 % um ande‑
re Wohnungsunternehmen, an denen die 
Kommune in der Regel direkt beteiligt ist, 
zu 28 % um Beteiligungsgesellschaften/
Holdings, zu 10 % um Stadtwerke und zu 
4 % um sonstige Unternehmen. Die zwi‑
schengeschalteten Unternehmen halten im 
Schnitt nur 50 % der Anteile des Stamm-/
Grundkapitals der Wohnungsunterneh‑
men, 40 % der Anteile entfallen auf andere 
öffentliche Eigentümer (inklusive Sparkas‑
sen) und 10 % auf private/sonstige Eigentü‑
mer.

Von den 48 Wohnungsunternehmen, an de‑
nen die Kommunen indirekt beteiligt sind, 
haben 80 % die Rechtsform einer GmbH. 
Knapp 6 % sind Aktiengesellschaften und 
knapp 15 % haben eine andere Rechtsform.

Die Verwaltung der eigenen Wohnungen 
(in unmittelbarem Eigentum der Kommu‑
ne) obliegt bei 81 % der Kommunen einem 
Amt bzw. einer Dienststelle der Kommu‑
nalverwaltung und bei 14 % einem kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen. Bei 3 % der 
Kommunen übernimmt ein allgemein für 
Immobilien und Bauaufgaben zuständiger 
Regiebetrieb die Verwaltung, bei 1 % ist es 
ein spezieller Regiebetrieb. 1 % der Kom‑
munen habe eine sonstige Lösung zur An‑
siedlung der Verwaltung der eigenen Woh‑
nungen gefunden. 

2.4	 Wirtschaftliche Situation  
der Wohnungsunternehmen/ 

‑bestände

Aktuelle wirtschaftliche Situation bei 
direkten Beteiligungen

Die wirtschaftliche Situation der Woh
nungsunternehmen mit direkter Betei
ligung ist sehr unterschiedlich. Nach den 

Ergebnissen der Befragung der Kommu‑
nen beziehen sich 64 % der direkten kom‑
munalen Beteiligungen auf Wohnungsun‑
ternehmen, die in der Summe der Jahre 
2005 bis 2007 Gewinne erzielten, bei 8 % 
lag eine etwa ausgeglichene Bilanz vor und 
28 % betrafen Wohnungsunternehmen mit 
Verlusten. 

Bei den Kreisen ist der Anteil der Woh‑
nungsunternehmen mit direkter Beteili‑
gung, der Gewinne erzielt, spürbar höher 
als bei den Städten/Gemeinden. Bei 93 % 
der direkten Beteiligungen der Kreise ver‑
buchen die Wohnungsunternehmen Ge‑
winne (4 % ausgeglichene Bilanz; 2 % Ver‑
luste), bei den Städten/Gemeinden sind es 
nur 61 % (9 % ausgeglichene Bilanz; 30 % 
Verluste). 

Die wirtschaftliche Situation der Woh‑
nungsunternehmen ist abhängig von der 
Region bzw. der Wohnungsmarktlage und 
dem Mietenniveau. Am günstigsten stellt 
sich die wirtschaftliche Situation der Woh‑
nungsunternehmen mit direkten kommu‑
nalen Beteiligungen in den Stadtstaaten 
sowie im Norden und Süden Deutschlands 
dar (100 % bzw. 84 % bzw. 77 % Gewin‑
ne). Im Westen zeigt sich dagegen nur eine 
leicht überdurchschnittliche (69 % Gewin‑
ne) und im Osten, der von relativ hohen 
Leerständen und niedrigen Mieten (siehe 
Kapitel 3) geprägt ist, eine weit unterdurch‑
schnittliche (42 % Gewinne) wirtschaftli‑
che Situation der Wohnungsunternehmen 
(Abbildung 2.5). 
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Veränderung der wirtschaftlichen  
Situation in den letzten Jahren

Im Folgenden wird auf Grundlage der Son
derauswertung der GdW-Jahresstatistik an‑
hand der betriebswirtschaftlichen Kenn
ziffer „Eigenmittelrentabilität“ dargestellt, 
wie sich die wirtschaftliche Situation kom‑
munaler Wohnungsunternehmen in den 
letzten Jahren verändert hat und welche 
Unterschiede aktuell bestehen. Die GdW-
Jahresstatistik enthält (auf Grundlage von 
Angaben von gut 700 kommunalen Woh‑
nungsunternehmen) zum Thema wirt‑
schaftliche Situation detaillierte Informa‑
tionen, die über das hinausgehen, was im 
Rahmen der Kommunalbefragung hätte 
erhoben werden können.

Bei der Eigenmittelrentabilität11 wird das 
Jahresergebnis ins Verhältnis zur Summe 
aus Eigenkapital und Rückstellungen ge‑
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Abbildung 2.6
Eigenmittelrentabilität kommunaler Wohnungsunternehmen (GdW) 2001 und 2007 
nach Region/Ländergruppe

Abbildung 2.7
Entwicklung des Zinssatzes für langfristiges Fremdkapital (Fremdkapitalkosten-
satz) kommunaler Wohnungsunternehmen (GdW) von 2001 bis 2007

Datengrundlage: Sonderauswertung GdW-Jahresstatistik

Datengrundlage: Sonderauswertung GdW-Jahresstatistik

setzt. Insgesamt hat sich die Ertragslage der 
kommunalen GdW-Unternehmen von 2001 
bis 2007 spürbar verbessert.12 Während die 
Eigenmittelrentabilität im Jahr 2001 insge‑
samt noch negativ war und einen Wert von 

‑4,4 % aufwies, verzeichnet sie 2007 ein po‑
sitives Ergebnis von 2,1 %.

Abbildung 2.6 zeigt, dass das negative Ge‑
samtergebnis in 2001 und die Verbesse‑
rung der Ertragslage bis 2007 insbesonde‑
re durch die Wohnungsunternehmen im 
Osten hervorgerufen wurden. Im Jahr 2001 
lag die Eigenmittelrentabilität der ostdeut‑
schen GdW-Unternehmen noch bei ‑10,3 %, 
das heißt, ihre Ertragslage war im Durch‑
schnitt in hohem Maße defizitär. 

Im Zusammenhang mit den Maßnahmen 
des Stadtumbaus Ost und der Altschulden‑
hilfe, aber auch durch Entlastungen von 
Seiten des Kapitalmarktes, trat eine spür‑
bare Erholung der Ertragslage der kommu‑
nalen GdW-Unternehmen im Osten ein. Im 
Jahr 2007 verzeichneten die ostdeutschen 
Unternehmen im Durchschnitt nur noch 
ein leicht negatives Ergebnis bei der Eigen‑
mittelrentabilität (‑0,3 %). 

Zugleich hat sich die Ertragslage der kom‑
munalen GdW-Unternehmen in den übri‑
gen Regionen/Ländergruppen von 2001 bis 
2007 ebenfalls zum Teil spürbar verbes‑
sert. So verzeichnen die Unternehmen im 
Norden in 2007 eine Eigenmittelrentabili‑
tät von 2,8 %, im Westen von 2,9 % und im 
Süden von 3,4 %. Stadtstaaten weisen mit 
6,5 % mit Abstand die höchste Eigenmittel‑
rentabilität bzw. beste Ertragslage auf.

Die insgesamt gestiegene Eigenmittelren‑
tabilität hängt vor allem damit zusam‑
men, dass sich die Finanzierungskonditio
nen für die Gesamtheit der kommunalen 
GdW-Unternehmen in den letzten Jah‑
ren erheblich verbessert haben, insbe‑
sondere aufgrund des stark gesunkenen 
Zinssatzes für Hypothekendarlehen. Hier‑
durch konnten günstigere Neukredite bzw. 
Refinanzierungen abgeschlossen wer‑
den als noch vor einigen Jahren. So ist der 
Fremdkapitalkostensatz,13 der die Zinsen 
und ähnliche Aufwendungen für langfris‑
tiges Fremdkapital in Relation zum lang‑
fristigen Fremdkapital setzt, von 4,8 % in 
2001 auf 3,9 % in 2007 deutlich gesunken 
(Abbildung 2.7). Diese Entwicklung hat ne‑
ben erhöhten Mieteinnahmen (siehe Kapi‑
tel 3) wesentlich zu der oben dargestellten 
verbesserten Ertragslage der kommunalen 
GdW-Unternehmen beigetragen.

(11)
Eigenmittelrentabilität = Jah-
resüberschuss bzw. -fehlbe-
trag/(Eigenkapital + Rückstel-
lungen für Bauinstandhaltung 
+ (Sonderposten mit Rück-
lageanteil – Sonderposten 
für Investitionszulagen)*0,5 + 
Sonderposten für Investitions-
zulagen), siehe GdW 2009, S. 
154.
 
(12)
Die betriebswirtschaftlichen 
Kennziffern werden (anders 
als die übrigen Informationen) 
in der Jahresstatistik des GdW 
jeweils für das Vorjahr erho-
ben. Daher ergeben sich ge-
genüber den übrigen darge-
stellten Sachverhalten um ein 
Jahr zurückversetzte Analyse-
jahre.

(13)
Zinsen und ähnliche Aufwen
dungen für langfristiges 
Fremdkapital in Prozent des 
langfristigen Fremdkapitals, 
siehe GdW 2009, S. 161  
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Abbildung 2.8
Eigenmittelrentabilität kommunaler Wohnungsunternehmen (GdW) 2001 und 2007 
nach Einwohnerzahl

Abbildung 2.9
Verwendung von Überschüssen/Gewinnen der Wohnungsunternehmen mit di-
rekter kommunaler Beteiligung nach Einwohnerzahl

Datengrundlage: Sonderauswertung GdW-Jahresstatistik

Datengrundlage: Sonderauswertung GdW-Jahresstatistik

Kreisen (53 %). Die Kommunen verfolgen 
demnach vielfach die Strategie, Gewinne 
insgesamt oder teilweise im Unternehmen 
zu belassen und auf eine mögliche Aus‑
schüttung an sie als meist mehrheitliche 
Anteilseigner zu verzichten.

Diese Strategie ist bei kleinen Städten/Ge‑
meinden weiter verbreitet als bei großen 
Städten. Während bei kleinen Städten/Ge‑
meinden sehr häufig Gewinne vollstän‑
dig im Unternehmen bleiben (bei 5  000 
bis 10  000 Einwohnern 82 %), nimmt die‑
ser Anteil mit wachsender Einwohnerzahl 
spürbar ab (200  000 und mehr Einwohner 
32 %), was mit der schlechten Finanzlage 
größerer Städte (siehe Kapitel 4) zu tun ha‑
ben dürfte (Abbildung 2.9). 

Abbildung 2.8 zeigt, dass die Ertragsla‑
ge von Unternehmen in kleinen Städten/
Gemeinden weitaus ungünstiger ist als in 
größeren Städten/Gemeinden. Bei den drei 
Gemeindegrößenklassen bis unter 20  000 
Einwohnern erwirtschaften die kommu‑
nalen GdW-Unternehmen trotz einer spür‑
baren Erholung gegenüber 2001 auch im 
Jahr 2007 nach wie vor Verluste (Eigenmit‑
telrentabilität zwischen ‑0,7 % und ‑2,0 %). 
Bei den drei Gemeindegrößenklassen von 
20  000 bis unter 200  000 Einwohnern wer‑
den in 2007 zumindest leichte Überschüs‑
se erwirtschaftet (Eigenmittelrentabili‑
tät zwischen 1,1 % und 1,4 %). Lediglich bei 
den Städten ab 200  000 Einwohner hat die 
Erholung seit 2001 dazu geführt, dass nun‑
mehr eine stattliche Eigenmittelrentabili‑
tät von 4,3 % erzielt wird. 

Auch zwischen Unternehmen unterschied‑
licher Größe besteht ein Gefälle in der Er‑
tragslage. Die geringere bzw. negative Ei‑
genmittelrentabilität in kleinen Städten/
Gemeinden bzw. von kleinen Unterneh‑
men wird zwar auch dadurch beeinflusst, 
dass der Anteil ostdeutscher Unterneh‑
men, die aufgrund der Leerstandssitua
tion wirtschaftlich schlechter dastehen als 
Unternehmen in den alten Ländern, über‑
durchschnittlich ist. Allerdings lässt sich 
bei differenzierter Betrachtung feststellen, 
dass die wirtschaftliche Situation von Un‑
ternehmen sowohl in den neuen als auch 
in den alten Ländern in großen Städten 
jeweils günstiger als in kleinen Orten ist. 
Ähnliches gilt für große gegenüber klei‑
nen Unternehmen. Einer der Gründe hier‑
für sind höhere Nettokaltmieten in großen 
Städten. Zudem dürften größere Unterneh‑
men bessere Voraussetzungen für eine effi‑
ziente Bewirtschaftung haben.

Ausschüttungen an die Kommune  
bei direkten Beteiligungen

Im Rahmen der IfS-Befragung der Kom‑
munen wurde erfasst, inwieweit kommu‑
nale Wohnungsunternehmen in den letz‑
ten Jahren Gewinne ausgeschüttet haben. 
Nach den Befragungsergebnissen erfolg‑
te bei 3 % der Wohnungsunternehmen mit 
direkter kommunaler Beteiligung, die Ge‑
winne erwirtschafteten, eine vollständige 
und bei 34 % eine teilweise Ausschüttung 
an die Anteilseigner, bei 63 % verblieben 
die Gewinne vollständig im Unternehmen. 
Bei direkten Beteiligungen von Städten/
Gemeinden verbleiben Gewinne häufiger 
vollständig im Unternehmen (64 %) als bei 
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Wie Tabelle 2.4 zu entnehmen ist, wur‑
den nach Angaben der befragten Kommu‑
nen in den Jahren 2005 bis 2007 von den 
Wohnungsunternehmen mit direkter kom‑
munaler Beteiligung 137  Mio.  € an die 
Kommunen ausgeschüttet. Bezogen auf 
die Anteile der Kommunen am Stamm-/
Grundkapital aller Wohnungsunterneh‑
men mit direkter Beteiligung entspricht 
dies einer jährlichen Ausschüttungsquo‑
te von 1,2 %, was wiederum die Zurückhal‑
tung vieler Kommunen verdeutlicht. Be‑
zogen auf das Stamm‑/Grundkapital der 
Wohnungsunternehmen, die Ausschüttun‑
gen an die Kommunen durchführten, er‑
gibt sich eine spürbar höhere Ausschüt‑
tungsquote von jährlich 6,4 %. 

Hinter der genannten durchschnittlichen 
jährlichen Ausschüttungsquote verbirgt 
sich eine sehr starke Streuung der Aus‑
schüttungsquoten einzelner Kommunen. 
Bei 14 % der Kommunen (mit Ausschüt‑
tungen) liegt eine Ausschüttungsquote pro 
Jahr von bis zu 2 % vor, bei 36 % liegt sie 

Tabelle 2.4
Stamm-/Grundkapital der Kommune und Ausschüttung von Überschüssen/ 
Gewinnen von Wohnungsunternehmen mit direkter kommunaler Beteiligung

Tabelle 2.5
Kommunen nach Höhe der gesamten Ausschüttungen an die Anteilseigner 2005 
bis 2007 bezogen auf die Wohnungen der Wohnungsunternehmen mit direkter 
kommunaler Beteiligung

Stamm-/Grundkapital der Kommune Mio. e

– 	an allen Wohnungsunternehmen mit direkter kommunaler Beteiligung 3  804

– 	an ausschüttenden Wohnungsunternehmen mit direkter kommunaler 	
	 Beteiligung

718

Ausschüttung 2005 bis 2007 der Wohnungsunternehmen mit direkter 
kommunaler Beteiligung

137

Durchschnittliche Ausschüttungsquote (2005 bis 2007)  
pro Jahr in % des Stamm-/Grundkapitals

–	bezogen auf alle Wohnungsunternehmen mit direkter kommunaler 	
	 Beteiligung

1,2 %

–	bezogen auf ausschüttende Wohnungsunternehmen mit direkter 	
	 kommunaler Beteiligung

6,4 %

Durchschnittliche Ausschüttung 2005 bis 
2007 pro Jahr

 Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

über 1000  € pro Wohnung 5 4,8 %

über 500 bis 1000  € pro Wohnung 4 3,8 %

über 200 bis 500  € pro Wohnung 8 7,7 %

über 100 bis 200  € pro Wohnung 21 20,2 %

über 50 bis 100  € pro Wohnung 26 25,0 %

über 25 bis 50  € pro Wohnung 22 21,2 %

über 0 bis 25  € pro Wohnung 18 17,3 %

gesamt 104 100 %

zwischen über 2 % und 5 %, bei 21 % zwi‑
schen über 5 % bis 10 % und bei 29 % bei 
über 10 %.

Die starke Streuung der Ausschüttungs‑
quoten wird nicht nur durch unterschied‑
lich hohe Ausschüttungen, sondern auch 
durch eine breite Streuung der Höhe des 
Stamm-/Grundkapitals der Wohnungs‑
unternehmen hervorgerufen, die zwar 
von der Größe der Wohnungsunterneh‑
men (gemessen an der Zahl der Wohnun‑
gen) abhängt, jedoch auch bei ähnlich gro‑
ßen Wohnungsunternehmen festzustellen 
ist. Um die Unterschiede in der Höhe des 
Stamm-/Grundkapitals der Wohnungsun‑
ternehmen auszublenden, wurde daher 
zusätzlich ausgewertet, wie hoch die ge‑
samten Ausschüttungen an die Anteilseig‑
ner bezogen auf die Zahl der Wohnungen 
des Wohnungsunternehmens sind.

Bei 17 % der Kommunen beträgt die durch‑
schnittliche jährliche Ausschüttung (der 
Jahre 2005 bis 2007) bis zu 25  € pro Woh‑
nung, 21 % der Kommunen verzeichnen 
Ausschüttungen von mehr als 25  € bis 50  € 
pro Wohnung, 25 % erhalten über 50  € bis 
100  € pro Wohnung und 20 % über 100  € bis 
200  € pro Wohnung. Bei 16 % der Kommu‑
nen betrugen die durchschnittlichen jähr‑
lichen Ausschüttungen mehr als 200  € pro 
Wohnung (Tabelle 2.5). 

Es wird deutlich, dass die Kommunen 
sehr unterschiedlich von Ausschüttungen 
aus ihren direkten Beteiligungen an Woh‑
nungsunternehmen profitieren, weil die 
wirtschaftliche Situation der Wohnungs‑
unternehmen unterschiedlich ist und im 
Falle von Überschüssen eine unterschied‑
liche Ausschüttungspolitik betrieben wird. 
Große Städte, die eine ungünstigere Fi
nanzlage aufweisen, verfolgen seltener als 
kleine Städte/Gemeinden die Strategie, 
Gewinne insgesamt oder teilweise im Un‑
ternehmen zu belassen und auf eine mög‑
liche Ausschüttung an sie als meist mehr‑
heitliche Anteilseigner zu verzichten. Ein 
Teil der Ausschüttungen erscheint als recht 
hoch. Bei der Bewertung der Höhe der Aus‑
schüttungen, insbesondere bezogen auf 
hohe Ausschüttungsquoten, ist jedoch zu 
berücksichtigen, dass diese nicht allei‑
ne auf Erträgen aus der laufenden Vermie‑
tung der Bestände, sondern zusätzlich auf 
außerordentlichen Erträgen (z. B. Veräuße‑
rungen etc.) oder Sonderausschüttungen 
beruhen können.

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Wohnungsunternehmen erzielte in der Summe der Jahre 2005 bis 2007 . . .

n = 51 Anteil der Wohnungsunternehmen

Abbildung 2.10
Indirekte kommunale Beteiligungen nach wirtschaftlicher Situation des Wohnungs-
unternehmens 
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(14)
McKinsey bezog sich auf 
eine Bewirtschaftungsrendi-
te kommunaler und anderer 
öffentlicher Wohnungsunter
nehmen von durchschnittlich 
2,6 % und (als Vergleichsgrö-
ße) privater Unternehmen von 
durchschnittlich 4 % bzw. des 
besten Viertels privater Unter-
nehmen von 5,7 %.

(15)
Vom GdW werden zudem Da-
tengrundlage und Methode 
von McKinsey in Frage ge-
stellt, siehe GdW 2006, S. 
9–11 und 25–30.

Dass in etlichen Kommunen Ausschüt‑
tungen durch kommunale Wohnungsun‑
ternehmen vorgenommen werden, wurde 
durch die dargestellte spürbare Verbes‑
serung der wirtschaftlichen Lage der Un‑
ternehmen befördert. Bei vielen kommu
nalen Wohnungsunternehmen ist die 
wirtschaftliche Lage aktuell als gut zu be‑
werten, insbesondere in großen Städ‑
ten. Die Renditen liegen mittlerweile weit 
über den Werten, die McKinsey (2004) 
vor einigen Jahren veranlassten, die Fra‑
ge „Sanierungsfall öffentliche Wohnungs‑
unternehmen?“ aufzuwerfen, und errei‑
chen die seinerzeitigen Renditen privater 
Wohnungsunternehmen.14 Ob sich dadurch 
der Abstand zu den Renditen privater Un‑
ternehmen (wie von McKinsey gefordert) 
mittlerweile verringert hat, lässt sich nicht 
beantworten. Aus Sicht des GdW und des 
Deutschen Städtetags ist dies auch nicht 
die entscheidende Frage für die Bewer‑
tung kommunaler im Vergleich zu privaten 
Wohnungsunternehmen. Vielmehr wird 
von ihnen darauf verwiesen, dass kommu
nale Wohnungsunternehmen Aufgaben für 
die Kommunen wahrnehmen, denen priva‑
te Anbieter nicht ausgesetzt sind, wodurch 
sich für die kommunalen Unternehmen 
Einschränkungen der betriebswirtschaftli‑
chen Rentabilität ergeben.15

Insgesamt ist festzuhalten, dass die wirt‑
schaftliche Verbesserung der letzten Jah‑
re und die aktuell relativ gute Lage vie‑
ler kommunaler Wohnungsunternehmen 
eine gute Ausgangslage für die Übernah‑
me kommunaler Aufgaben darstellen, da 
sie die Unternehmen handlungsfähig ma‑
chen. Zudem tragen Teile der kommunalen 
Wohnungsunternehmen über Gewinnaus‑
schüttungen zu höheren Einnahmen der 
Kommunen bei.

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass 
dies bei weitem nicht für alle kommuna‑
len Wohnungsunternehmen zutrifft. Ein 
Teil der kommunalen Unternehmen befin‑
det sich nach wie vor in einer defizitären 
Lage. Dies trifft insbesondere auf den Os‑
ten, kleinere Städte/Gemeinden und pe‑
riphere/ländliche Gebiete zu. Dort ist die 
Ausgangslage für die Übernahme kommu‑
naler Aufgaben vielfach ungünstiger als in 
den anderen Kommunen.

Wirtschaftliche Situation bei  
indirekten Beteiligungen

Bei den indirekten kommunalen Beteili‑
gungen verzeichnen die Wohnungsunter‑

nehmen in 73 % der Fälle in der Summe der 
Jahre 2005 bis 2007 Überschüsse/Gewin‑
ne. Sie erwirtschaften somit etwas häufiger 
Überschüsse/Gewinne als die Wohnungs‑
unternehmen bei direkten kommunalen 
Beteiligungen (64 % mit Gewinnen; siehe 
oben). Eine ausgeglichene Bilanz verzeich‑
neten 22 % und Unterdeckung/Verluste 6 % 
der Wohnungsunternehmen mit indirekter 
kommunaler Beteiligung (Abbildung 2.10).

Bei indirekten Beteiligungen mündeten er‑
zielte Überschüsse/Gewinne häufiger voll‑
ständig bzw. teilweise in Ausschüttungen 
(15 % bzw. 51 %) an die Anteilseigner (zwi‑
schengeschaltetes Unternehmen) als bei 
den direkten Beteiligungen (3 % bzw. 34 %; 
siehe oben). Die Ausschüttungsquote bezo‑
gen auf das Stamm-/Grundkapital liegt bei 
indirekten Beteiligungen deutlich über der 
von direkten Beteiligungen: Die Ausschüt‑
tungsquote der Jahre 2005 bis 2007 beträgt 
bezogen auf indirekte Beteiligungen mit 
Ausschüttungen durchschnittlich jährlich 
19 % des Stamm-/Grundkapitals und bezo‑
gen auf alle indirekten Beteiligungen (in‑
klusive derer ohne Ausschüttungen) jähr‑
lich 13 % des Stamm-/Grundkapitals.

Für den dargestellten Vergleich von direk‑
ten und indirekten Beteiligungen ist ge‑
nerell anzumerken, dass das Ergebnis bei 
den indirekten Beteiligungen nur auf einer 
relativ kleinen Zahl von 16 Fällen mit Aus‑
schüttungen beruht, die zudem von zwei 
Fällen von großen Wohnungsunternehmen 
mit hohen Ausschüttungen geprägt ist, so‑
dass der Unterschied nicht bzw. nicht allei‑
ne aus der unterschiedlichen Beteiligungs‑
form herrühren muss. 
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36 % Unterdeckung (davon ein Viertel eine 
hohe Unterdeckung). Bei den Wohnungs‑
unternehmen mit direkter Beteiligung lag 
der Anteil mit Überschüssen bei 64 % und 
mit Unterdeckung bei 28 % (siehe oben).

Die Gründe für die häufigen Unterdeckun‑
gen bei den eigenen Wohnungen der Kom‑
munen wurden nicht erfragt, sodass hierzu 
nur Vermutungen angestellt werden kön‑
nen. Die Unterdeckungen könnten zum 
einen mit generellen Schwierigkeiten zu‑
sammenhängen, die die Bewirtschaftung 
dieser Wohnungen den Kommunen viel‑
fach bereitet (Streubesitz bzw. für eine ef‑
fiziente Bewirtschaftung zu geringe Woh‑
nungszahlen etc.), zumal es sich vielfach 
um kleine Kommunen bzw. solche in länd‑
lichen/peripheren Gebieten handelt. Zum 
anderen könnten die Unterdeckungen dar‑
aus resultieren, dass die Kommunen die ei‑
genen Wohnungen für die Versorgung von 
Zielgruppen verwenden und niedrige Mie‑
ten verlangen. Für beides spricht, dass die 
ungünstige wirtschaftliche Situation der 
eigenen Wohnungen der Kommunen weit‑
gehend unabhängig von der Region und 
der Lage auf dem Wohnungsmarkt auftritt.

2.5 	Zwischenfazit

Kommunale Wohnungsbestände sind in 
Deutschland weit verbreitet. 1  132 (81 %) 
der mit der Befragung des IfS erfassten 
1  400 Städte, Gemeinden und Landkrei‑
se sind direkt oder indirekt an Wohnungs‑
unternehmen beteiligt oder verfügen über 
Wohnungen in unmittelbarem kommuna‑
lem Eigentum. Insgesamt entfielen auf die‑
se Kommunen 1,958 Mio. Wohnungen.

Die kommunalen Wohnungsbestände be‑
finden sich überwiegend im Eigentum von 
Wohnungsunternehmen (AG, GmbH etc.), 
an denen die Kommunen meist als Mehr‑
heitsanteilseigner direkt beteiligt sind. 
Diese Eigentumsform kommt zwar nur in 
gut einem Drittel (34 %) der Kommunen 
vor, deckt aber 87 % des gesamten kommu‑
nalen Bestands ab. 

Eine weitaus seltenere Eigentumsform, die 
3 % der Kommunen betrifft und auf die 8 % 
aller kommunalen Wohnungen entfallen, 
ist die indirekte Beteiligung von Kommu‑
nen an Wohnungsunternehmen über ein 
zwischengeschaltetes kommunales Un‑
ternehmen. Die am weitesten verbreite‑
te Eigentumsform sind eigene bzw. sich in 
unmittelbarem Eigentum der Kommune 

Die Ausschüttungsquoten streuen bei den 
einzelnen indirekten Beteiligungen sehr 
stark in ihrer Höhe. Bei einem Viertel be‑
trägt die Ausschüttungsquote der Jahre 
2005 bis 2007 im Schnitt jährlich bis 5 % 
des Stamm-/Grundkapitals, bei 31 % liegt 
die Ausschüttungsquote zwischen mehr 
als 5 % und 10 %, bei 25 % zwischen mehr 
als 10 % und 50 % und bei 19 % bei mehr als 
50 %. 

Bezogen auf den Wohnungsbestand wur‑
den 2005 bis 2007 bei indirekten Beteili‑
gungen Ausschüttungen von durchschnitt
lich jährlich bis 50  € pro Wohnung in 19 % 
der Fälle (an das zwischengeschaltete Un‑
ternehmen) vorgenommen, bei 31 % der 
Fälle lag die Ausschüttung zwischen mehr 
als 50  € und 100  € pro Wohnung, bei 25 % 
der Fälle zwischen mehr als 100  € bis 500  € 
und bei 25 % bei mehr als 500  € pro Woh‑
nung. Auch hier gilt das bereits oben zu 
den direkten Beteiligungen Gesagte: Aus‑
schüttungen, insbesondere sehr hohe, 
müssen nicht alleine auf Erträgen aus der 
laufenden Vermietung der Bestände, son‑
dern können zusätzlich auf außerordent‑
lichen Erträgen (z. B. Veräußerungen etc.) 
oder Sonderausschüttungen beruhen.

Wirtschaftliche Situation der eigenen 
Wohnungen der Kommunen

In Tabelle 2.6 ist das wirtschaftliche Er‑
gebnis für die eigenen Wohnungen (in un‑
mittelbarem kommunalem Eigentum) auf 
Grundlage der Befragung der Kommunen 
dargestellt. Die eigenen Wohnungen der 
Kommunen verzeichnen eine ungünstige‑
re wirtschaftliche Situation als die Woh‑
nungen der Unternehmen mit kommuna‑
ler Beteiligung. 

Von den Kommunen, die über Wohnungen 
in unmittelbarem kommunalem Eigentum 
verfügen und Angaben zur wirtschaftli‑
chen Situation machten, verzeichnen 28 % 
bei diesen Beständen Überschüsse und 

Tabelle 2.6
Kommunen nach finanziellem Ergebnis der eigenen Wohnungen (unmittelbares 
kommunales Eigentum)

Finanzielles Ergebnis  Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

hohe Überschüsse 14 1,5 %

leichte Überschüsse 245 26,2 %

ausgeglichenes Ergebnis 337 36,0 %

leichte Unterdeckung 255 27,2 %

hohe Unterdeckung 85 9,1 %

gesamt 936 100,0 %

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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befindende Wohnungen. Über solche Woh‑
nungen verfügen 72 % aller Kommunen, 
aufgrund ihrer Kleinteiligkeit stellen sie 
aber nur 4 % aller kommunalen Wohnun‑
gen. Bei einem Teil der Kommunen kom‑
men die drei Eigentumsformen kombiniert 
vor. 

Nachdem sich ihre wirtschaftliche Situ‑
ation in den letzten Jahren insbesonde‑
re aufgrund günstiger Finanzierungskon‑
ditionen und steigender Mieteinnahmen 
verbessert hat, erzielen etwa zwei Drittel 
der kommunalen Wohnungsunternehmen 
mittlerweile Gewinne und ein weiterer 
kleinerer Teil hat eine ausgeglichene Bi‑
lanz. Ein Teil der kommunalen Wohnungs‑
unternehmen erweist sich als recht renta‑
bel, insbesondere in großen Städten, wo 
im Schnitt eine Eigenmittelrentabilität von 
über 4 % erzielt wird. 

Eine vollständige Ausschüttung der erziel‑
ten Gewinne an die Kommunen erfolgt nur 
bei einem kleinen Teil der Wohnungsunter‑
nehmen. Vielmehr verfolgen die Kommu‑
nen (als meist mehrheitliche Anteilseigner) 
vielfach die Strategie, Gewinne vollständig 
oder zumindest in Teilen im Wohnungsun‑
ternehmen zu belassen und auf eine mög‑

liche Ausschüttung zu verzichten. Mit ihrer 
Zurückhaltung bei Ausschüttungen tragen 
die Kommunen zur Stärkung der Eigen‑
kapitalbasis und Konsolidierung der wirt‑
schaftlichen Situation ihrer kommunalen 
Unternehmen bei, was deren Handlungs‑
fähigkeit stärkt und gute Voraussetzungen 
für die Übernahme kommunaler Aufgaben 
schafft.

Trotz der allgemeinen Verbesserung der 
wirtschaftlichen Situation in den letzten 
Jahren ist ein erheblicher Teil der kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen (ein knap‑
pes Drittel) nach wie vor von einer defizi‑
tären Lage gekennzeichnet. Dies betrifft 
insbesondere Unternehmen in Ostdeutsch‑
land (hohe Leerstände, niedrige Mieten) 
und Unternehmen mit geringen Beständen 
(ungünstige Voraussetzungen für effiziente 
Bewirtschaftung, niedrige Mieten in klei‑
nen/ländlichen Orten). Ungünstig ist auch 
die wirtschaftliche Situation der eigenen 
Wohnungen der Kommunen, die insbeson‑
dere in kleinen/ländlichen Orten gelegen 
sind und insgesamt eine schlechtere wirt‑
schaftliche Bilanz als die von kommunalen 
Wohnungsunternehmen bewirtschafteten 
Wohnungen aufweisen.
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das örtliche Mietniveau einordnen. Ein 
weiterer Abschnitt des Kapitels widmet 
sich der Nachfragesituation und Höhe des 
Leerstands in kommunalen Beständen. 
Schließlich wird auf die Höhe der Investiti‑
onen, den Modernisierungs- und Instand‑
setzungszustand der Bestände sowie den 
Investitionsbedarf eingegangen.

Bei den Darstellungen in diesem Kapitel 
wird zum einen auf Ergebnisse der Kom
munalbefragung zurückgegriffen. Als 
kommunale Wohnungen bzw. Bestände 
werden in diesem Zusammenhang Woh‑
nungen von Wohnungsunternehmen mit 
direkter oder indirekter kommunaler Be‑
teiligung oder Wohnungen in unmittelba‑
rem Eigentum der Kommunen bezeich‑
net. Zum anderen werden für Sachverhalte, 
für die aus der Kommunalbefragung kei‑
ne Informationen bzw. keine Zeitreihen 
vorliegen, Ergebnisse der Sonderauswer‑
tung der GdW-Jahresstatistik herangezo‑
gen, die sich auf Wohnungsbestände von 
gut 700 GdW-Wohnungsunternehmen mit 
kommunaler Mehrheitsbeteiligung bezie‑
hen. Die beiden Datenquellen beziehen 
sich also auf nicht vollständig deckungs‑
gleiche Bestände. Welche Datenquelle den 
präsentierten Ergebnissen zugrunde liegt, 
wird jeweils deutlich gemacht.

3.1 	Strukturmerkmale  
kommunaler  
Wohnungsbestände

Regionale Verteilung

Abbildung 3.1 zeigt die Verteilung der im 
Rahmen der Befragung der Kommunen er‑
fassten kommunalen Wohnungen auf Ge‑
meindegrößenklassen. Es wird deutlich, 
dass über die Hälfte der Wohnungen auf 
Städte mit 200  000 und mehr Einwohnern 
entfällt, obwohl diese nur 2 % der befrag‑
ten Kommunen stellen. Das andere Extrem 
stellen die Städte/Gemeinden mit 5  000 
bis unter 10  000 Einwohnern dar, auf die 
nur 5 % der kommunalen Wohnungen ent‑
fallen, obwohl ihr Anteil an den befragten 
Kommunen bei 45 % liegt.

Abbildung 3.2 verdeutlicht, dass sich in 
den Metropolen, die nur 1 % der befragten 
Kommunen stellen, 43 % der kommuna‑

Gegenstand dieses Kapitels sind Struktur‑
merkmale, Entwicklungen und die aktuelle 
Situation kommunaler Wohnungsbestände. 
Dabei wird der Frage nachgegangen, wie 
sich die kommunalen Wohnungsbestän‑
de auf die Gemeindegrößenklassen bzw. 
Regionen/Länder verteilen, welche Bau‑
altersgruppen die kommunalen Wohnun‑
gen aufweisen und welche Bauformen und 
Siedlungstypen die kommunalen Bestän‑
de kennzeichnen. Zudem werden Mieten 
der kommunalen Bestände daraufhin un‑
tersucht, wie sie sich in den letzten Jah‑
ren verändert haben und wie sie sich in 

3  Struktur und Situation  
	 kommunaler Wohnungsbestände
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(16)
Kommunen, die über keine 
kommunalen Wohnungen ver-
fügen, werden bei dieser Be-
trachtung ausgeklammert.

mittelbarem kommunalem Eigentum. Die 
Städte/Gemeinden mit Wohnungsbestän‑
den in ländlichen Kreisen der alten Länder 
sind dagegen nur zu 23 % an Wohnungsun‑
ternehmen beteiligt, mit 77 % besitzt die 
Mehrheit ausschließlich eigene Wohnun‑
gen.16

Damit liegen zwei Drittel der Städte/Ge‑
meinden aus ländlichen Kreisen, die an ei‑
nem Wohnungsunternehmen beteiligt sind, 
in den neuen Ländern. Zugleich sind die 
kommunalen Wohnungsunternehmen in 
den ländlichen Kreisen der neuen Länder 
im Durchschnitt etwa dreimal so groß (ca. 
2  400 Wohnungen) wie in den ländlichen 
Kreisen der alten Länder (ca. 800 Wohnun‑
gen). Über die Gesamtheit der Kommu‑
nen betrachtet zeigt sich ein anderes Zah‑
lenverhältnis: Von allen Kommunen mit 
Wohnungsunternehmen entfallen gut drei 
Fünftel auf die alten und knapp zwei Fünf‑
tel auf die neuen Länder.

Die dargestellten ungleichen regionalen 
und größenspezifischen Verteilungen der 
kommunalen Wohnungen drücken sich 
auch in der durchschnittlichen Zahl der 
kommunalen Wohnungen pro Kommune 
aus. Über alle Städte/Gemeinden betrach‑
tet liegt die Zahl der kommunalen Woh‑
nungen im Schnitt bei 1  546 pro Kommune. 
Wie aus Tabelle 3.1 ersichtlich ist, verfü‑
gen Städte/Gemeinden im Norden und im 
Süden mit durchschnittlich 641 bzw. 491 
kommunalen Wohnungen pro Kommune 
über wesentlich weniger Wohnungen als 
Städte/Gemeinden im Westen und Osten 
mit durchschnittlich 1  425 bzw. 2  414 Woh‑
nungen pro Kommune. 

len Wohnungen konzentrieren. Die restli‑
chen kommunalen Wohnungen verteilen 
sich zu ähnlichen Anteilen auf Großstädte 
(21 %), Städte/Gemeinden in Umlandkrei‑
sen (20 %) und ländlichen Kreisen (16 %), 
während sich die Anteile der Kommunen 
zwischen diesen drei Kreistypen erheblich 
unterscheiden (Großstädte 3 %; Umland‑
kreise 60 %). 

In der Verteilung der kommunalen Woh‑
nungen auf die Kreistypen bestehen zwi‑
schen den alten und den neuen Ländern 
große Unterschiede: Die kommunalen 
Wohnungen der alten Länder liegen zu gut 
drei Vierteln in den großen Zentren (Met‑
ropolen und Großstädte). Dagegen befindet 
sich die Mehrheit der ostdeutschen kom‑
munalen Wohnungen in den Städten/Ge‑
meinden der Umlandkreise und der länd‑
lichen Kreise.

Wie aus Abbildung 3.3 ersichtlich ist, ent‑
fallen auf die Regionen/Ländergruppen 
unterschiedliche Anteile der kommuna‑
len Wohnungen. Den größten Anteil stel‑
len die Wohnungen im Osten (31 %) und im 
Westen (29 %). Auf die Stadtstaaten entfal‑
len 24 %. Eher kleine Anteile haben der Sü‑
den (11 %) und der Norden (5 %). 

Im Zusammenhang mit dem relativ hohen 
Anteil ostdeutscher kommunaler Wohnun
gen ist auf eine Besonderheit in der Be‑
standsstruktur hinzuweisen, die sich 
insbesondere in ländlichen Kreisen nieder‑
schlägt. Von den kommunalen Wohnungen 
in den Städten/Gemeinen der ländlichen 
Kreise liegt mit 83 % ein sehr großer An‑
teil in den neuen Ländern (Anteil der neu‑
en Länder an allen kommunalen Wohnun‑
gen 31 %). Die durchschnittliche Zahl der 
Wohnungen pro Stadt/Gemeinde fällt in 
den ländlichen Kreisen der neuen Länder 
(ca. 2  140 Wohnungen) knapp zehnmal so 
hoch wie in den ländlichen Kreisen der al‑
ten Länder (ca. 220 Wohnungen) aus. Dies 
ist auf die umfangreichen DDR-Wohnungs‑
bestände zurückzuführen, die im Rahmen 
der deutschen Einheit auf die Kommunen 
bzw. die kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen übergegangen sind.

In der Folge bestehen auch in der Rechts‑
form der kommunalen Bestände starke 
Unterschiede. In den ländlichen Kreisen 
der neuen Länder dominieren kommunale 
Wohnungsunternehmen. 89 % der entspre‑
chenden Städte/Gemeinden sind an einem 
Wohnungsunternehmen beteiligt, nur 11 % 
haben ausschließlich Wohnungen in un‑
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Die Unterschiede zwischen den Länder‑
gruppen/Regionen in der durchschnittli‑
chen Zahl kommunaler Wohnungen pro 
Kommune erklären sich nur zum Teil über 
unterschiedliche Marktanteile kommu‑
naler Wohnungen am Gesamtwohnungs
bestand der Kommunen (siehe unten), 

Tabelle 3.1
Durchschnittliche Zahl kommunaler Wohnungen pro Kommune

Tabelle 3.2
Marktanteil kommunaler Wohnungen am Gesamtbestand der befragten Städte/
Gemeinden nach Region/Ländergruppe, Einwohnerzahl und Kreistyp

  Wohnungen

Städte/Gemeinden gesamt 1  546

Region/Ländergruppe

Stadtstaaten 153 300

im Norden 641

im Westen 1  425

im Osten 2  414

im Süden 491

Gemeindegrößeklasse

mit 5  000 bis unter 10  000 Einwohnern 157

mit 10  000 bis unter 20  000 Einwohnern 369

mit 20  000 bis unter 50  000 Einwohnern 1  456

mit 50  000 bis unter 100  000 Einwohnern 4  039

mit 100  000 bis unter 200  000 Einwohnern 9  278

mit 200  000 und mehr Einwohnern 34  810

WIM-Kreistypen

Metropolen 51  700

Großstädte 10  368

in Umlandkreisen 518

in ländlichen Kreisen 713

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

 
kommunale 
Wohnungen

Wohnungen 
gesamt*

Anteil 
kommunal

Städte/Gemeinden gesamt 1  939  110 19  470  808 10,0 %

Region/Ländergruppe  

Stadtstaaten 459  900 3  058  557 15,0 %

im Norden 105  838 1  878  027 5,6 %

im Westen 554  162 7  151  028 7,7 %

im Osten 598  740 3  040  927 19,7 %

im Süden 220  470 4  342  269 5,1 %

Gemeindegrößeklasse

mit 5  000 bis unter 10  000 Einwohnern 88  409 1  801  781 4,9 %

mit 10  000 bis unter 20  000 Einwohnern 137  189 2  399  133 5,7 %

mit 20  000 bis unter 50  000 Einwohnern 326  214 3  333  717 9,8 %

mit 50  000 bis unter 100  000 Einwohnern 173  687 1  585  718 11,0 %

mit 100  000 bis unter 200  000 Einwohnern 204  114 1  643  414 12,4 %

mit 200  000 und mehr Einwohnern 1  009  497 8  707  045 11,6 %

WIM-Kreistypen

Metropolen 827  206 6  826  054 12,1 %

Großstädte 404  335 3  555  438 11,4 %

in Umlandkreisen 392  383 6  211  870 6,3 %

in ländlichen Kreisen 315  186 2  877  446 11,0 %

* am 31.12.2007

vielmehr unterscheidet sich auch der 
durchschnittliche Gesamtwohnungsbe‑
stand pro Kommune zwischen den Län‑
dergruppen/Regionen erheblich: So ist der 
durchschnittliche Gesamtwohnungsbe‑
stand pro Kommune Ende des Jahres 2007 
im Westen (18  383 Wohnungen) weitaus 
höher als im Osten (12  262 Wohnungen), 
Norden (11  382 Wohnungen) und Süden 
(9  671 Wohnungen). In dieser Bandbrei‑
te spiegeln sich die in Folge von Gebiets‑
reformen eher großen Kommunen im von 
Nordrhein-Westfalen geprägten Westen 
und die eher kleinteiligen Gemeindestruk‑
turen von Baden-Württemberg und Bayern 
im Süden wider. 

Ebenfalls sehr kleinteilig sind die Struk‑
turen bei Städten/Gemeinden in Umland‑
kreisen und ländlichen Kreisen, die durch‑
schnittlich über 581 bzw. 713 kommunale 
Wohnungen pro Kommune verfügen. Was 
die Gemeindegrößenklassen angeht, wird 
deutlich, dass bei den beiden untersten 
Klassen mit 5  000 bis unter 10  000 Einwoh‑
nern und mit 10  000 bis unter 20  000 Ein‑
wohnern die durchschnittliche Zahl der 
kommunalen Wohnungen mit 157 und 
369 pro Kommune sehr gering ist. Dage‑
gen weist die durchschnittliche Zahl der 
kommunalen Wohnungen von 1  456 bei 
Städten/Gemeinden mit 20  000 bis unter 
50  000 Einwohnern gegenüber den kleine‑
ren Städten/Gemeinden einen spürbaren 
Sprung auf und kommt dem Durchschnitt 
aller Kommunen (1  546 Wohnungen) be‑
reits sehr nahe.

Marktanteil kommunaler Wohnungen

In Tabelle 3.2 ist der Marktanteil der kom‑
munalen Wohnungen am gesamten Woh‑
nungsbestand der befragten Städte/Ge
meinden unterschieden nach Region/
Ländergruppe, Einwohnerzahl und Kreis‑
typ dargestellt. Insgesamt liegt der Markt‑
anteil kommunaler Wohnungen bei 10 %. 
Bei Städten/Gemeinden im Süden (5 %), 
Norden (6 %) und Westen (8 %) ist er spür‑
bar niedriger als in Stadtstaaten (15 %) und 
in Städten/Gemeinden im Osten (20 %). 

Zudem weist der Marktanteil kommuna‑
ler Wohnungen ein deutliches Gefälle zwi‑
schen großen und kleinen Städten/Ge‑
meinden auf: Bei Städten/Gemeinden mit 
100  000 bis unter 200  000 Einwohnern und 
mit 200  000 und mehr Einwohnern (je‑
weils 12 %) ist er am höchsten, mit sinken‑
der Einwohnerzahl nimmt er spürbar ab 
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Abbildung 3.4
Kommunale Wohnungen nach Bauform/Gebietstyp und Region/Ländergruppe

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

und erreicht bei den Städten/Gemeinden 
mit 5  000 bis unter 10  000 Einwohnern ei‑
nen weniger als halb so hohen Wert (5 %). 
Ein Gefälle des Marktanteils besteht auch 
zwischen Metropolen (12 %), Großstädten 
(11 %) und den Umlandkreisen (6 %), die‑
ses setzt sich jedoch nicht auf Städte/Ge-
meinden in ländlichen Kreisen fort. Viel‑
mehr weisen die Städte/Gemeinden in 
ländlichen Kreisen wiederum einen höhe‑
ren Marktanteil auf (11 %), der die Größen‑
ordnung der Großstädte erreicht. Dies ist 
dem hohen Marktanteil kommunaler Woh‑
nungen im Osten geschuldet, die bei den 
Städten/Gemeinden in ländlichen Kreisen 
überdurchschnittlich vertreten sind.

Der hohe Marktanteil kommunaler Woh‑
nungen im Osten resultiert aus der im Rah‑
men der deutschen Einheit vorgenomme‑
nen Übertragung ehemals volkseigener 
Wohnungen auf die Kommunen. Er stellt 
für die Kommunen im Osten eine günsti‑
ge Voraussetzung für die Umsetzung von 
Maßnahmen des Stadtumbaus Ost dar, da 
die kommunalen Wohnungsunterneh‑
men hierfür wichtige Kooperationspart‑
ner der Kommunen sind (siehe unten). Der 
ebenfalls hohe Marktanteil kommunaler 
Wohnungen in den Stadtstaaten bzw. grö‑
ßeren Städten/Gemeinden resultiert im 
Wesentlichen daraus, dass diese wichti‑
ge Schwerpunkte des Wohnungsbaus der 
Nachkriegszeit waren, an denen sich kom‑
munale Wohnungsunternehmen maß‑
geblich beteiligten. Für die Stadtstaaten 
bzw. größeren Städte/Gemeinden stellt 
der hohe Marktanteil kommunaler Woh‑
nungen eine günstige Rahmenbedingung 
dar, da die befragten Kommunen dort den 
Handlungsbedarf in kommunalen Auf‑
gabenfeldern am höchsten einschätzen 
und die Kommunen den kommunalen 
Wohnungsunternehmen/-beständen bei 
der Bewältigung der kommunalen Aufga‑
ben eine hohe Bedeutung beimessen (sie‑
he unten).

Baualter und Bauform/Gebietstyp

Bei 18 % der kommunalen Wohnungen 
handelt es sich um Altbauten, der größ‑
te Anteil entfällt mit 39 % auf Nachkriegs‑
bestände (1949 bis 1969) und 33 % wurden 
zwischen 1970 und 1989 gebaut. Immerhin 
10 % der Wohnungen sind Neubauten der 
1990er und 2000er Jahre, was verdeutlicht, 
dass kommunale Wohnungsunternehmen 
sich in den letzten zwei Jahrzehnten nicht 
allein auf die Bestandshaltung beschränk‑

ten, sondern vielfach als Bauherren aktiv 
waren. 

Die Baualtersstruktur unterscheidet sich 
allerdings zwischen den Regionen erheb‑
lich. Der Osten weist aufgrund des um‑
fangreichen DDR-Wohnungsbaus in den 
1970er und 1980er Jahren einen relativ jun‑
gen kommunalen Wohnungsbestand auf 
(Anteil Baujahr ab 1970: 57 %). In den Stadt‑
staaten (Anteil Baujahr ab 1970: 44 %) und 
insbesondere den übrigen Regionen ist der 
kommunale Bestand spürbar älter (Anteil 
Baujahr ab 1970: 27 % im Westen, 28 % im 
Süden und 29 % im Norden).

Die Hälfte der kommunalen Wohnungen 
von Städten/Gemeinden entfällt auf Groß‑
wohnsiedlungen, davon etwas mehr als die 
Hälfte in Stadtrandlage (28 % aller kommu‑
nalen Wohnungen) und etwas weniger als 
die Hälfte (23 % aller kommunalen Woh‑
nungen) in Innenstadtnähe/Innenstadtla‑
ge. Bei 45 % der kommunalen Wohnungen 
handelt es sich um sonstigen Geschoss‑
wohnungsbau, darunter 18 % in Stadtrand‑
lage und 26 % (jeweils bezogen auf alle 
kommunalen Wohnungen) in Innenstadt‑
nähe/Innenstadtlage. 5 % der kommuna‑
len Wohnungen liegen in Ein- und Zweifa‑
milienhäusern.

Der Anteil der kommunalen Wohnungen 
in Großwohnsiedlungen insgesamt (60 %) 
und darunter in Stadtrandlage (40 %) ist in 
Städten/Gemeinden im Osten weit über‑
durchschnittlich. Der sonstige Geschoss‑
wohnungsbau in Stadtrandlage ist dagegen 
im Norden (28 %), Westen (31 %) und Süden 
(28 %) überdurchschnittlich vertreten (Ab‑
bildung 3.4).
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das hinausgehen, was im Rahmen der 
Kommunalbefragung hätte erhoben wer‑
den können.

In Tabelle 3.3 ist die Zahl der Wohnungen 
der kommunalen Wohnungsunternehmen, 
die Ende 2008 einer Mietpreis- und/oder 
Belegungsbindung unterlagen, und ihr An‑
teil an allen eigenen Wohnungen der Un‑
ternehmen dargestellt. Dieser Anteil be‑
trägt 27 %. Zusätzlich ausgewiesen sind die 
Wohnungen kommunaler Wohnungsun‑
ternehmen, die im 1.  Förderweg17 gefördert 
wurden und Ende 2008 der Mietpreis- und/
oder Belegungsbindung unterlagen. Ihr 
Anteil liegt insgesamt bei 14 %. 

Die gebundenen Wohnungen kommuna‑
ler GdW-Wohnungsunternehmen weisen 
erhebliche regionale Unterschiede auf. Die 
höchsten bzw. deutlich überdurchschnitt‑
liche Anteile von Wohnungen mit Miet‑
preis- und/oder Belegungsbindung an den 
eigenen Wohnungen verzeichnen Unter‑
nehmen im Westen (41 % bzw. 1.   Förder‑
weg 27 %), Süden (38 % bzw. 1.   Förderweg 
23 %) und in Stadtstaaten (38 % bzw. 1.   För‑
derweg 22 %). Im Norden liegen die Antei‑
le etwa im Bereich des Durchschnitts. Im 
Osten sind sie weit unterdurchschnittlich 
(13 % bzw. 1.   Förderweg 2 %), da die Bin‑
dungen anders als in den alten Ländern in 
der Regel aus ab 1990 aufgelegten Förder‑
programmen stammen.18

Wie aus Tabelle 3.4 ersichtlich ist, liegt der 
Anteil gebundener kommunaler Wohnun‑
gen in den Metropolen weitaus höher als 
in ländlichen Gebieten. Entsprechend lässt 
sich bezogen auf den Bindungsanteil auch 
ein Gefälle zwischen großen und kleinen 
Orten feststellen. Insgesamt konzentrie‑
ren sich die gebundenen Wohnungen von 
kommunalen Wohnungsunternehmen in 
hohem Maße auf große Zentren, in klei‑
nen Orten bzw. ländlichen Gebieten sind 
sie nur gering vertreten. Dies dürfte zum 
einen daran liegen, dass die den Bindun‑
gen zu Grunde liegende Förderung über‑
durchschnittlich in große Zentren geflos‑
sen ist. Zum anderen handelt es sich auch 
um ein strukturelles Ergebnis, da kleine 
bzw. ländliche Städten/Gemeinden über‑
durchschnittlich vom Osten (mit einem 
sehr niedrigen Bindungsanteil) repräsen‑
tiert werden.

Insgesamt wird deutlich, dass sich die 
kommunalen Wohnungen nicht auf we‑
nige Baualtersgruppen, Bauformen und 
Siedlungstypen konzentrieren, sondern in 
dieser Hinsicht ein breites Spektrum auf‑
weisen. Mit dieser Vielfalt steht den Kom‑
munen für ihre Versorgungsaufgaben ein 
breites Angebot an Wohnungen für unter‑
schiedliche soziale Zielgruppen zur Ver‑
fügung. Dabei ist die Struktur der kom‑
munalen Wohnungen regional nicht 
einheitlich, sondern weist zum Teil spür‑
bare Unterschiede auf, die sich insbeson‑
dere zwischen dem Osten und den übrigen 
Regionen zeigen. 

Mietpreis- und/oder Belegungsbindungen

Unter dem Aspekt der sozialen Wohnungs‑
versorgung ist von Interesse, welcher Anteil 
der kommunalen Wohnungen Mietpreis- 
und/oder Belegungsbindungen unterliegt. 
Hierzu werden im Folgenden auf Grund‑
lage der Sonderauswertung der GdW-Jah‑
resstatistik Aussagen getroffen. Die GdW-
Jahresstatistik enthält (auf Grundlage von 
Angaben von gut 700 kommunalen Woh‑
nungsunternehmen) zum Thema Bindun‑
gen detaillierte Informationen, die über 

Sitz des 
Unternehmens 
in/im

gebundene 
Wohnungen

darunter 
1.   Förderweg

Anteil 
an eigenen Wohnungen

 
 

 
gebundene 1.   Förderweg

Stadtstaaten 161  434 94  022 37,8 % 22,0 %

Norden 35  777 20  960 28,5 % 16,7 %

Westen 153  962 100  700 40,5 % 26,5 %

Osten 113  049 13  267 12,6 % 1,5 %

Süden 120  378 71  631 38,4 % 22,8 %

gesamt 584  600 300  580 27,3 % 14,0 %

Sitz des 
Unternehmens 
in

gebundene 
Wohnungen

darunter 
1.   Förderweg

Anteil 
an eigenen Wohnungen

gebundene 1.   Förderweg

Metropolen 287  840 172  041 39,7 % 23,8 %

Großstädte 102  939 45  655 23,2 % 10,3 %

Umlandkreise 114  340 61  871 25,4 % 13,8 %

Ländliche Kreise 79  481 21  013 15,2 % 4,0 %

gesamt 584  600 300  580 27,3 % 14,0 %

Tabelle 3.3
Wohnungen mit Mietpreis- und/oder Belegungsbindung kommunaler Wohnungs-
unternehmen (GdW) 2008 nach Region/Ländergruppe (Unternehmenssitz) 

Tabelle 3.4
Wohnungen mit Mietpreis- und/oder Belegungsbindung kommunaler 
Wohnungsunternehmen (GdW) 2008 nach Kreistyp (Unternehmenssitz) 

Datengrundlage: Sonderauswertung GdW-Jahresstatistik

Datengrundlage: Sonderauswertung GdW-Jahresstatistik

(17)
Wohnungsbau für den nach 
§ 25 II. WoBauG begünstig-
ten Personenkreis; mit öffent-
lichen Mitteln im Sinne des § 
6 Abs. 1 II. WoBauG gefördert 
(bis 2001).

(18)
Die Angaben beziehen sich je-
weils auf den eigenen Bestand 
der Wohnungsunternehmen, 
beinhalten also nicht die wei-
teren von den Unternehmen 
verwalteten Wohnungen.
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tematik in der Jahresstatistik des GdW 
nur eingeschränkt möglich ist. Die durch‑
schnittlichen Nettokaltmieten der Woh‑
nungen kommunaler GdW-Unternehmen 
haben sich von 2004 bis 2008 spürbar um 
9 % (von 4,33 auf 4,71  € pro m2) erhöht (Ab‑
bildung 3.7).

Auch die kalten und warmen Betriebskos‑
ten waren insgesamt erheblichen Steige‑
rungen unterworfen: Die kalten Betriebs‑
kosten haben sich um 5 % (von 1,31 auf 
1,38  € pro m2) erhöht, der Anstieg der war‑
men Betriebskosten war mit 17 % (von 0,88 
auf 1,03  € pro m2) weitaus höher. Insgesamt 
hat sich die durchschnittliche monatliche 
Bruttowarmmiete bei den kommunalen 
GdW-Unternehmen von 2004 bis 2008 um 
9 % (von 6,52 auf 7,13  € pro m2) und somit 

3.2 	Mieten und Betriebskosten

Im Folgenden wird auf Grundlage der 
GdW-Statistik die Entwicklung und Struk‑
tur der Mieten und Betriebskosten von 
Wohnungen kommunaler Wohnungsun‑
ternehmen untersucht. Die GdW-Jahres‑
statistik enthält zum Thema Mieten und 
Betriebskosten auf der Grundlage der An‑
gaben von ca. 700 kommunalen Unter‑
nehmen detaillierte Informationen, die 
über das hinausgehen, was im Rahmen der 
Kommunalbefragung hätte erhoben wer‑
den können. Die durchschnittliche monat‑
liche Nettokaltmiete der Wohnungen kom‑
munaler GdW-Unternehmen lag im Jahr 
2008 bei 4,71  € pro m2 (Sollmiete). Die nied‑
rigsten Nettokaltmieten weisen mit 4,41  € 
pro m2 die Wohnungen im Osten auf (trotz 
eines vergleichsweise jungen kommunalen 
Bestands; siehe oben), die höchsten Mieten 
verzeichnen Wohnungen in Stadtstaaten 
(4,98  € pro m2) und im Süden (4,97  € pro 
m2). Insgesamt bestehen demnach zwar 
spürbare regionale Unterschiede bei den 
Mieten kommunaler Wohnungen, die je‑
doch angesichts der unterschiedlichen all‑
gemeinen Wohnungsmarktlage (z. B. zwi‑
schen dem Osten und dem Süden) nicht 
sonderlich groß erscheinen (Abbildung 
3.5).

Bezogen auf Gemeindegrößenklassen lässt 
sich bei den Nettokaltmieten (in Folge un‑
terschiedlicher Lagefaktoren bzw. Woh
nungsmarktsituationen) ein ausgepräg‑
tes Gefälle zwischen großen Städten ab 
200  000 Einwohnern (5,02  € pro m2) und 
kleinen Orten unter 5  000 Einwohnern 
(4,24  € pro m2) feststellen. Ähnliches gilt 
für die kalten Betriebskostenvorauszah‑
lungen, die in Städten mit 200  000 und 
mehr Einwohnern bei 1,60  € pro m2 und in 
Städten/Gemeinden unter 5  000 Einwoh‑
nern bei 0,99  € pro m2 liegen. Bei den war‑
men Betriebskosten sind die Unterschie‑
de zwischen den Gemeindegrößenklassen 
spürbar geringer.

In der Folge der Unterschiede bei der Net‑
tokaltmiete sowie den kalten und warmen 
Betriebskosten ergibt sich bezogen auf die 
Bruttowarmmieten ein spürbares Gefäl‑
le zwischen großen und kleinen Orten von 
7,59 bis 6,32  € pro m2 (Abbildung 3.6).

Was die Entwicklung der Mieten und Be‑
triebskosten angeht, wird im Folgenden 
der Zeitraum 2004 bis 2008 betrachtet, da 
ein Vergleich mit Werten des Jahres 2002 
durch die Umstellung der Erhebungssys‑
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Abbildung 3.6
Monatliche Bruttowarmmiete kommunaler Wohnungsunternehmen (GdW) 2008 
nach Einwohnerzahl

Abbildung 3.5
Nettokaltmieten sowie kalte und warme Betriebskosten kommunaler Wohnungs-
unternehmen (GdW) 2008 nach Region/Ländergruppe

Datengrundlage: Sonderauswertung GdW-Jahresstatistik

Datengrundlage: Sonderauswertung GdW-Jahresstatistik



32 Strategien der Kommunen für ihre kommunalen Wohnungsbestände      Forschungen Heft 145

nungsversorgung ist von Bedeutung, in‑
wiefern sie relativ günstige bzw. unter der 
ortsüblichen Vergleichsmiete liegende 
Mieten aufweisen. Hierzu wurden mit der 
Kommunalbefragung des IfS Informatio‑
nen erhoben. 22 % der Kommunen gaben 
an, dass die Nettokaltmieten ihrer kom‑
munalen Wohnungen insgesamt unter der 
ortsüblichen Vergleichsmiete liegen, für 
42 % der Kommunen trifft dies zumindest 
für Teile ihrer Bestände zu. Immerhin 8 % 
der Kommunen berichten zumindest bei 
Teilen der kommunalen Wohnungen von 
über der ortsüblichen Vergleichsmiete lie‑
genden Mieten. Dies verdeutlicht zum ei‑
nen, dass die Voraussetzungen zwischen 
den Kommunen bzw. zwischen Teilbestän‑
den, zur Versorgung sozialer Zielgruppen 
mit preisgünstigem Wohnraum zu dienen, 
sehr unterschiedlich sind. Zum anderen 
zeigt sich, dass die Mehrheit der Kommu‑
nen zumindest in Teilen über kommunale 
Bestände verfügt, die relativ preisgünstig 
sind und daher günstige Voraussetzungen 
für die Versorgung sozialer Zielgruppen 
bieten.

Überdurchschnittlich gute Voraussetzun‑
gen für die Versorgung mit preisgünstigem 
Wohnraum (gemessen am ortsüblichen 
Mietenniveau) bestehen nach den Ergeb‑
nissen der Kommunalbefragung des IfS in 
den Städten/Gemeinden des Südens, die 
von eher angespannten Wohnungsmärk‑
ten und hohen Mieten im nicht preisge‑
bundenen Bestand geprägt sind. Dort be‑
richten 79 % der Kommunen von insgesamt 
oder teilweise unter der ortsüblichen Ver‑
gleichsmiete liegenden Mieten ihrer kom‑
munalen Bestände. Einen nur etwas ge‑
ringeren Anteil weist der Westen mit 74 % 
auf. Im Norden und Osten ist dies bei weit‑
aus weniger Kommunen der Fall (57 % bzw. 
35 %). Im Osten dürfte der geringe Anteil 
damit zusammenhängen, dass kommu‑
nale Wohnungen aufgrund ihres hohen 
Marktanteils die Mieten bestimmter Teil‑
märkte (DDR-Wohnungsbau) prägen.

Ebenfalls relativ häufig liegen die Mieten 
der kommunalen Bestände in Städte/Ge‑
meinden, die nur über eigene Bestände 
und nicht über kommunale Wohnungsun‑
ternehmen verfügen, (insgesamt oder teil‑
weise) unter der ortsüblichen Vergleichs‑
miete (70 %). In Städten/Gemeinden mit 
kommunalen Wohnungsunternehmen ist 
dies weitaus seltener der Fall (55 %). Offen‑
bar werden die Mieten von kommunalen 
Wohnungsunternehmen konsequenter an 

gleich stark wie die monatliche Nettokalt‑
miete erhöht.

Im Vergleich zu den gesamten GdW-Unter‑
nehmen (kommunale, öffentliche, priva‑
te, kirchliche und sonstige Wohnungsun‑
ternehmen sowie Genossenschaften), die 
2008 eine Nettokaltmiete von 4,62  € pro m2 
aufwiesen, liegen die kommunalen GdW-
Unternehmen mit 4,71  € pro m2 nahezu 
gleichauf. Allerdings war der Anstieg der 
Nettokaltmieten von 2004 bis 2008 bei den 
kommunalen GdW-Unternehmen mit 9 % 
spürbar höher als bei den gesamten GdW-
Unternehmen, bei denen er 6 % betrug. Die 
kommunalen GdW-Unternehmen haben 
demnach seit 2004 bei den Nettokaltmie‑
ten gegenüber den gesamten GdW-Unter‑
nehmen aufgeholt. 

Die Nettokaltmieten der Wohnungen kom‑
munaler GdW-Unternehmen (+9 %) sind 
von 2004 bis 2008 auch deutlich stärker 
gestiegen als der Mietenindex (gezahlte 
Wohnungsmieten: +4 %) des Statistischen 
Bundesamts (2009). Zwar ist zu berücksich‑
tigen, dass der Mietenindex reine Preisän‑
derungen für qualitativ gleich bleibenden 
Wohnraum abbildet, wogegen die Ent‑
wicklung der Mieten der GdW-Unterneh‑
men neben reinen Preissteigerungen auch 
Erhöhungen aufgrund von Wohnwertver‑
besserungen umfasst. Gleichwohl kann der 
beträchtliche Unterschied als Hinweis ge‑
wertet werden, dass die Nettokaltmieten 
der Wohnungen kommunaler GdW-Unter‑
nehmen in den letzten Jahren im Vergleich 
zur allgemeinen Entwicklung der Mieten 
überdurchschnittlich gestiegen sind.

Bezogen auf die Funktion kommunaler 
Bestände im Rahmen der sozialen Woh‑

0,88 0,97 1,03

4,714,524,33

1,381,371,31

0,00

1,00

2,00

3,00

4,00

5,00

2004 2006 2008

Monatliche Nettokaltmiete pro m2 (Sollmiete)
Monatliche kalte Betriebskostenvorauszahlungen pro m2

Monatliche warme Betriebskostenvorauszahlungen pro m2

pro m2

Abbildung 3.7
Nettokaltmieten sowie kalte und warme Betriebskosten kommunaler  
Wohnungsunternehmen (GdW) 2004 bis 2008

Datengrundlage: Sonderauswertung GdW-Jahresstatistik
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GdW-Unternehmen lag Ende 2008 bei 8,0 %. 
Gegenüber dem Jahr 2002, in dem sie noch 
bei 11,5 % lag, ist sie spürbar gesunken. Die 
Höhe und Entwicklung des Leerstands der 
gesamten kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen sind in hohem Maße auf den Leer‑
stand der Wohnungen im Osten zurückzu‑
führen, wo er 2002 noch bei 20,1 % lag und 
sich bis Ende 2008 auf 14,1 % reduziert hat. 

In den übrigen Regionen/Ländergruppen, 
in denen der Leerstand deutlich niedriger 
ist als im Osten, bietet sich hinsichtlich der 
Höhe und der Entwicklung des Leerstands 
kein völlig einheitliches Bild: Ende 2008 
lag der Leerstand zwischen 3,3 % im Süden 
und 5,3 % im Norden. Eine eher günstige 
Entwicklung verzeichneten die Stadtstaa‑
ten, bei denen der Leerstand von 2002 bis 
2008 spürbar sank, während es bei den üb‑
rigen Regionen/Ländergruppen zu einem 
leichten Anstieg kam (Abbildung 3.8).

Je peripherer bzw. ländlicher der Standort, 
umso höhere Leerstände weisen die Woh‑
nungen kommunaler GdW-Unternehmen 
auf: Ende 2008 lag der Leerstand in ländli‑
chen Kreisen bei 12,0 %, spürbar niedriger 
war er mit 8,5 % bzw. 9,4 % in Umlandkrei‑
sen und Großstädten, und Metropolen ver‑
zeichneten mit 4,1 % einen vergleichsweise 
niedrigen Leerstand. Ein ähnliches Gefäl‑
le lässt sich zwischen kleinen und großen 
Orten feststellen. Der höhere Leerstand in 
kleinen Städten/Gemeinden und periphe‑
ren/ländlichen Gebieten wird unter ande‑
rem dadurch hervorgerufen, dass diese ei‑
nen überdurchschnittlichen Anteil von 
Städten/Gemeinden des Ostens, die von ei‑

die ortsübliche Vergleichmiete angepasst 
als von Kommunen mit eigenen Wohnun‑
gen.

3.3 	Vermietungssituation

Nachfragesituation und Leerstand

Was die Nachfragesituation in den kom‑
munalen Beständen angeht, gehen die Be‑
wertungen der befragten Kommunen weit 
auseinander: 24 % halten eine hohe Nach‑
frage für voll zutreffend, für 42 % trifft die‑
se Beschreibung teils/teils zu und für 34 % 
trifft sie nicht zu. Die unterschiedliche Be‑
wertung der Nachfragesituation der kom‑
munalen Bestände hängt mit den regi‑
onalen Unterschieden in der generellen 
Wohnungsmarktsituation zusammen. Im 
Süden, der stärker als andere Regionen 
von angespannten Wohnungsmärkten 
bzw. geringen Leerständen gekennzeich‑
net ist (siehe unten), wird von Städten/Ge‑
meinden bezogen auf die kommunalen 
Wohnungsbestände eine hohe Nachfrage 
überdurchschnittlich häufig (35 %) als zu‑
treffend genannt, im Norden (17 %), Wes‑
ten (21 %) und Osten (18 %), die von weniger 
angespannten bzw. entspannten Märkten 
gekennzeichnet sind, dagegen unterdurch‑
schnittlich häufig.

Hohe Leerstände im kommunalen Bestand 
treffen auf 5 % der Kommunen voll und für 
weitere 25 % teilweise zu. Die Bewertung 
der Leerstandssituation durch die Kom‑
munen korrespondiert in regionaler Hin‑
sicht ebenfalls mit den oben dargestellten 
Befunden: Überdurchschnittliche Wer‑
te weisen Städte/Gemeinden im Osten auf 
(11 % voll bzw. 44 % teilweise zutreffend), 
unterdurchschnittliche der Süden (2 % voll 
bzw. 15 % teilweise zutreffend).

Angaben zur konkreten Leerstandsquo‑
te in Beständen kommunaler Unterneh‑
men lassen sich aus der Sonderauswertung 
der GdW-Jahresstatistik gewinnen. Mit der 
Jahresstatistik liegt eine sehr zuverlässi‑
ge Datenbasis zu den Leerständen von gut 
700 kommunalen Unternehmen vor. Die 
Sonderauswertung der GdW-Jahressta‑
tistik zeigt, dass kommunale Wohnungs‑
unternehmen insgesamt eine relativ hohe 
Leerstandsquote aufweisen, wenngleich 
die Leerstandsentwicklung in den letzten 
Jahren tendenziell rückläufig ist. 

Die durchschnittliche Leerstandsquote in 
den eigenen Wohnungen der kommunalen 
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Leerstand kommunaler Wohnungsunternehmen (GdW) 2002 und 2008  
nach Region/Ländergruppe
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stabile Mieterschaft für ihre kommunalen 
Wohnungen als voll zutreffend, für weitere 
54 % trifft dies zumindest teilweise zu. Eine 
hohe Fluktuation bezeichnen nur 3 % der 
Kommunen als voll zutreffend, aber im‑
merhin 38 % als teilweise zutreffend.

Die Befragungsergebnisse zeigen jedoch 
auch, dass die kommunalen Bestände trotz 
einer insgesamt überwiegend stabilen Mie‑
terschaft durchaus häufig von sozialen Pro‑
blemlagen berührt sind: 12 % der Kommu‑
nen geben dies als voll zutreffend, 61 % als 
teilweise zutreffend an. In Metropolen und 
Großstädten kommen soziale Problemla‑
gen in kommunalen Beständen sehr häufig 
vor (94 % bzw. 82 % voll bzw. teilweise zu‑
treffend), aber auch in Städten/Gemeinden 
in Umlandkreisen und ländlichen Krei‑
sen sind sie nicht selten (75 % bzw. 74 % voll 
bzw. teilweise zutreffend).

3.4 	Investitionstätigkeit und  
Investitionsbedarf

Im Folgenden wird dargestellt, wie sich die 
Investitionstätigkeit in kommunalen Be‑
ständen entwickelt hat, welcher Moder‑
nisierungsstand erreicht wurde, welcher 
Investitionsbedarf besteht und ob bei aus‑
bleibenden Investitionen mit Vermietungs‑
schwierigkeiten zu rechnen ist.

Modernisierungs- und Instandsetzungs
investitionen der letzten Jahre

Konkrete Informationen zur Höhe der 
Modernisierungs- und Instandsetzungs‑
investitionen von gut 700 kommunalen 
Unternehmen werden mit der GdW-Jahres‑
statistik erhoben. Die Sonderauswertung 
der Jahresstatistik zeigt, dass die kommu‑
nalen GdW-Unternehmen im Jahr 2008 
im Zusammenhang mit Modernisierungs- 
und Instandsetzungsmaßnahmen durch‑
schnittlich 1  285  € pro Wohnung investiert 
haben, was etwa den Bestandsinvestitio‑
nen aller GdW-Unternehmen in Höhe von 
1  280  € pro Wohnung entspricht (jeweils 
bezogen auf eigene Wohnungen der Un‑
ternehmen). Gegenüber dem Jahr 2002, in 
dem von den kommunalen Unternehmen 
1  205  € pro Wohnung ausgegeben wurden, 
entspricht dies einer Steigerung von 6,6 % 
(Abbildung 3.9).

Von kommunalen Wohnungsunternehmen 
im Osten wurde mit 906  € pro Wohnung 
wesentlich weniger in den Bestand inves‑
tiert als in den übrigen Regionen/Länder‑

nem hohen Leerstand gekennzeichnet sind, 
aufweisen.

Die regional unterschiedliche Höhe und 
Entwicklung des Leerstands ist zum einen 
Spiegelbild der unterschiedlichen Woh‑
nungsmarktsituation und -entwicklung, 
zum anderen Ergebnis von staatlichen Pro‑
grammen. Der starke Rückgang des Leer‑
stands von 2002 bis 2008 im Osten ist im 
Wesentlichen dem Programm Stadtum‑
bau Ost mit seinem umfangreichen Rück‑
bau zurückzuführen (BMVBS/BBR 2008b, 
S. 223). Dass Stadtstaaten bzw. Städte ab 
200  000 Einwohner einen spürbaren Rück‑
gang des Leerstands verbuchen, dürfte da‑
mit zusammenhängen, dass diese in den 
letzten Jahren eine für sie günstigere Wan‑
derungsbilanz aufweisen, insbesondere 
gegenüber den Umlandräumen. 

Insgesamt weisen die kommunalen Woh‑
nungsunternehmen im Jahr 2008 mit 8,0 % 
im eigenen Wohnungsbestand einen deut‑
lich höheren Leerstand auf als die gesam‑
ten GdW-Unternehmen mit 6,1 %. Sowohl 
in den neuen Ländern als auch in den alten 
Ländern sind kommunale Wohnungsun‑
ternehmen stärker von Leerstand betroffen 
als die Gesamtheit der GdW-Unternehmen. 
Die Gründe hierfür dürften zum einen in 
dem etwas schlechteren Zustand kommu‑
naler Bestände liegen (siehe unten), zum 
anderen könnte eine Rolle spielen, dass 
kommunale Wohnungsunternehmen häu‑
fig der Versorgung sozialer Zielgruppen 
dienen und insgesamt weniger von einer 
stabilen Mieterschaft geprägt sind als bei‑
spielsweise Genossenschaften (als weite‑
re große Vermietergruppe unter den Mit‑
gliedsunternehmen des GdW).

Stabilität der Mieterschaft

Kommunalen Wohnungsbeständen wird 
vielfach eine spezielle Funktion für die 
Versorgung sozialer Zielgruppen zuge‑
schrieben (siehe dazu auch Befragungs‑
ergebnisse weiter unten). Zugleich ist mit 
dieser Funktion die Sorge verbunden, dass 
hierdurch instabile Mieterschaften verur‑
sacht werden und es zu einer Häufung so‑
zialer Gruppen in bestimmten Beständen 
kommt. Die Ergebnisse der Kommunalbe‑
fragung zeigen, dass diese Sorge zwar nicht 
unbegründet ist, dass instabile Mieter‑
schaften und erhöhte Fluktuation jedoch 
kein flächendeckendes, sondern eher ein 
Teilbestände betreffendes Problem darstel‑
len. 43 % der Kommunen bezeichnen eine 
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Abbildung 3.9
Bestandsinvestitionen kommunaler Wohnungsunternehmen (GdW) 2002 und 2008 
nach Region/Ländergruppe

Datengrundlage: Sonderauswertung GdW-Jahresstatistik

rem Eigentum der Kommune befindende) 
Wohnungsbestände, die häufig einen re‑
lativ schlechten Zustand aufweisen (siehe 
unten). Insofern ergänzen diese Ergebnis‑
se die oben dargestellten, die sich nur auf 
Wohnungen kommunaler Wohnungsun‑
ternehmen bezogen.

41 % der befragten Kommunen gaben an, 
die kommunalen Wohnungen seien in gu‑
tem Modernisierungs- und Instandhal‑
tungszustand, darunter 6 % ausnahmslos 
und 35 % überwiegend in gutem Zustand. 
Einen schlechten Zustand bescheinigten 
11 % der Kommunen ihren Beständen (2 % 
ausnahmslos; 9 % überwiegend). Knapp 
die Hälfte der Kommunen ordneten die 
kommunalen Wohnungen als teils in gu‑
tem, teils in schlechtem Zustand ein (48 %).

Bei Kommunen, die nur über eigene Woh‑
nungen (und keine Beteiligungen an Woh‑
nungsunternehmen) verfügen, sind die 
Bestände im Vergleich zu allen bzw. den 
übrigen Kommunen in deutlich schlech‑
terem Zustand: Nur 31 % dieser Kommu‑
nen bezeichnen ihre Wohnungen als aus‑
nahmslos/überwiegend in gutem Zustand, 
53 % als teils in gutem, teils in schlechtem 
Zustand und 14 % als ausnahmslos/über‑
wiegend in schlechtem Zustand. Kommu‑
nen mit Beteiligungen an Wohnungsunter‑
nehmen stuften die kommunalen Bestände 
weitaus häufiger (ausnahmslos/überwie‑
gend) als in gutem Zustand (55 %) und we‑
sentlich seltener (ausnahmslos/überwie‑
gend) als in schlechtem Zustand (2 %; teils/
teils: 43 %) ein.

Im Vergleich zum Modernisierungs- und 
Instandhaltungszustand der übrigen Miet‑
wohnungen in der Kommune halten 12 % 
der Kommunen ihre kommunalen Bestän‑

gruppen. Dies ist darauf zurückzuführen, 
dass die ostdeutschen Unternehmen in den 
1990er Jahren sehr stark investierten, in der 
Folgezeit dann aber ihre Investitionen auf‑
grund befriedigter Bedarfe, aber auch ver‑
ringerter Förderangebote und wirtschaftli‑
cher Schwierigkeiten vieler Unternehmen 
erheblich senkten.

In den übrigen Regionen waren die Be‑
standsinvestitionen im Westen mit 1  752  € 
pro Wohnung am höchsten und bei den 
Stadtstaaten mit 1  334  € pro Wohnung am 
niedrigsten. Außer bei den Stadtstaaten ist 
in allen Regionen/Ländergruppen in 2008 
gegenüber 2002 ein Anstieg der Bestands
investitionen festzustellen: Die Steigerung 
war im Süden mit 2,0 % am geringsten und 
im Norden mit 13,3 % am höchsten. Kom‑
munale Unternehmen in Stadtstaaten re‑
duzierten ihre Bestandsinvestitionen um 
12,8 %.

Zustand der Bestände und  
Investitionsbedarf

Nach Angaben der kommunalen GdW-
Unternehmen sind 59 % ihrer Wohnun‑
gen vollständig modernisiert bzw. sie ent‑
sprechen dem zeitgemäßen Standard, 25 % 
der Wohnungen sind teilmodernisiert und 
17 % sind unsaniert bzw. modernisierungs‑
bedürftig. Der Modernisierungsstand der 
kommunalen GdW-Unternehmen ist im 
Vergleich zu allen GdW-Unternehmen, die 
62 % vollständig und 26 % teilmodernisier‑
te sowie 12 % unsanierte bzw. modernisie‑
rungsbedürftige Wohnungen aufweisen, 
leicht unterdurchschnittlich, was auf ei‑
nen leicht überdurchschnittlichen Investi‑
tionsbedarf kommunaler Wohnungen hin‑
weist.19

Die im Folgenden dargestellten Bewer‑
tungen der durch das IfS befragten Kom‑
munen zum Zustand der kommunalen 
Bestände unterscheiden sich von der Dar‑
stellung auf Grundlage der Angaben kom‑
munaler GdW-Unternehmen dahingehend, 
dass die Kommunen zu einem etwas un‑
günstigeren Urteil kommen. Der Grund 
sind nicht in erster Linie unterschiedli‑
che Bewertungsmaßstäbe zwischen Kom‑
munen und Unternehmen, sondern dass 
sich die Aussagen auf unterschiedliche 
Grundgesamtheiten erstrecken. Die Anga‑
ben des größeren Teils der Kommunen be‑
ziehen sich nämlich nicht nur auf Bestän‑
de kommunaler Wohnungsunternehmen, 
sondern auf bei ihnen ausschließlich vor‑
handene eigene (bzw. sich in unmittelba‑

(19)
Die Baualtersstruktur kommu-
naler und aller GdW-Unter-
nehmen ist nahezu identisch 
(Abweichung der Anteile ein-
zelner Baualtersklassen um 
maximal 1 %-Punkt), sodass 
die Unterschiede im Moderni-
sierungsstand nicht auf baual-
tersstrukturelle Unterschiede 
zurückzuführen sind.
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(29 %). Kommunen mit ausschließlich eige‑
nen Wohnungen weisen hierbei wiederum 
einen weit überdurchschnittlichen Wert 
(33 %) auf, Kommunen mit Beteiligungen 
an Wohnungsunternehmen dagegen einen 
weit unterdurchschnittlichen (14 %). 

Dass in den kommunalen Beständen viel‑
fach erheblicher Investitionsbedarf besteht, 
wird daran deutlich, dass 30 % der Kom‑
munen der Ansicht sind, große Teile der 
Wohnungsbestände seien ohne größere 
Investitionen auf längere Sicht nur schwer 
vermietbar, 7 % sehen für große Teile ihrer 
kommunalen Bestände aufgrund fehlen‑
der Qualität oder einer Überangebotssitua‑
tion auf dem Wohnungsmarkt auf längere 
Sicht keine Perspektive (Tabelle 3.5).

Etwas mehr als die Hälfte der Kommunen 
vertritt die Auffassung, dass für die länger‑
fristige Vermietbarkeit nur bei einem klei‑
nen Teil der Wohnungsbestände größe‑
re Investitionen notwendig sind. 9 % der 
Kommunen sehen durchweg für ihre Woh‑
nungsbestände keinen größeren Investiti‑
onsbedarf. Insgesamt wird deutlich, dass 
ein großer Investitionsbedarf bzw. beste‑
hende und drohende Probleme der Ver‑
mietbarkeit, die sich aus dem Zustand der 
Bestände ergeben, zwar kein flächende‑
ckendes, jedoch ein weit verbreitetes Prob‑
lem kommunaler Bestände darstellen.

3.5 	Zwischenfazit

Regionaler Schwerpunkt kommunaler 
Wohnungen sind die Großstädte, auf die 
knapp zwei Drittel des Bestands entfällt, 
und gemessen am Marktanteil die Städte/
Gemeinden im Osten, in denen kommuna‑
le Wohnungen ein Fünftel des Gesamtbe‑
stands stellen. 

In der Verteilung der kommunalen Woh‑
nungen auf die Kreistypen bestehen zwi‑
schen den alten und den neuen Ländern 
große Unterschiede: Während sich die 
Wohnungen der Städte/Gemeinden der al‑
ten Länder sehr stark auf die großen Zen‑
tren konzentrieren, liegen die Wohnungen 
der Städte/Gemeinden der neuen Länder 
überwiegend in den Umlandkreisen und 
den ländlichen Kreisen.

Kommunale Wohnungen weisen hinsicht‑
lich Baualter, Bauform und Siedlungstyp 
ein breites Spektrum auf. Diese Vielfalt 
bietet den Kommunen ein breites Angebot 
an Wohnungen für unterschiedliche Ziel‑
gruppen. 

de für besser (2 % erheblich, 10 % etwas bes‑
ser) und 38 % für schlechter (9 % erheblich, 
29 % etwas schlechter). 51 % bezeichnen 
den Zustand als etwa gleich gut/schlecht. 
Auch hier zeigt sich, dass insbesondere 
Kommunen, die nur eigene Wohnungen 
besitzen, die Bestände besonders häufig 
(etwas/erheblich) schlechter (50 %) und nur 
sehr selten (etwas/erheblich) besser (4 %) 
bewerten als die übrigen Mietwohnungen 
in der Kommune. Bei Kommunen mit Be‑
teiligungen an Wohnungsunternehmen 
sind die Anteile mit besseren und schlech‑
teren kommunalen Wohnungen dagegen 
etwa gleich hoch (21 % bzw. 23 %) und der 
größte Teil der Kommunen (56 %) hat Be‑
stände mit einem Zustand, der dem der üb‑
rigen Mietwohnungen im Ort entspricht.

Es wird deutlich, dass insbesondere 
Kommunen mit ausschließlich eige‑
nen Wohnungen in besonderem Maße 
mit Problemen der Modernisierung und 
Instandsetzung der Bestände konfron‑
tiert sind und den Beständen häufig ei‑
nen schlechteren Zustand als den übrigen 
Mietwohnungen am Ort bescheinigen. Bei 
Kommunen mit Wohnungsunternehmen 
bestehen diese besonderen Probleme da‑
gegen selten und die Einschätzung des Mo‑
dernisierungs- und Instandsetzungsstands 
der Wohnungen bewegt sich meist im Rah‑
men des ortsüblichen Zustands von Miet‑
wohnungen.

Einen hohen Investitionsbedarf für ihre 
Bestände (im Sinne eines Modernisierungs- 
und Instandsetzungsstaus) halten 25 % der 
Kommunen insgesamt und 57 % teilweise 
für zutreffend. Der Anteil, der dies für ins‑
gesamt zutreffend hält, ist bei Städten/Ge‑
meinden im Osten (12 %) niedriger als im 
Norden (31 %), Westen (30 %) und Süden 

Kommunen,  
für die Perspektive zutrifft

Anzahl  
Kommunen

Anteil  
Kommunen

Die Wohnungsbestände sind durchweg auch ohne 
größere Investitionen auf längere Sicht gut vermietbar 
(aufgrund ihrer guten Qualitäten oder starker 
Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt).

95 8,9 %

Die Wohnungsbestände sind überwiegend auch ohne 
größere Investitionen auf längere Sicht gut vermietbar, 
bei einem kleineren Teil sind aber hierfür größere 
Investitionen notwendig.

574 53,9 %

Große Teile die Wohnungsbestände sind ohne größere 
Investitionen auf längere Sicht nur schwer vermietbar.

323 30,3 %

Große Teile der Wohnungsbestände haben auf 
längere Sicht keine Perspektive (fehlende Qualität oder 
Überangebotssituation auf dem Wohnungsmarkt).

73 6,9 %

gesamt   1  065 100,0 %

Tabelle 3.5
Bewertung der Perspektiven der kommunalen Wohnungsbestände

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Die Mieten der Wohnungen kommunaler 
Wohnungsunternehmen sind in den letz‑
ten Jahren spürbar gestiegen, tendenziell 
etwas stärker als die Gesamtheit der Mie‑
ten. Trotz des Anstiegs liegen die Netto‑
kaltmieten kommunaler Wohnungen bei 
der Mehrzahl der Kommunen zumindest 
in Teilen der Bestände unter der ortsübli‑
chen Vergleichsmiete. Ein großer Teil der 
Kommunen verfügt daher über kommu‑
nale Bestände, die relativ preisgünstig sind 
und gute Voraussetzungen für die Versor‑
gung sozialer Zielgruppen bieten. Größere 
Teile der kommunalen Wohnungen unter‑
liegen Mietpreis- und/oder Belegungsbin‑
dungen. 

Trotz ihrer speziellen Funktion für die 
Versorgung sozialer Zielgruppen sind die 
kommunalen Wohnungsbestände nicht 
flächendeckend von Problemen instabi‑
ler Mieterschaften und erhöhter Fluktuati‑
on betroffen, vielmehr erweisen sich große 
Teile als stabil. Die Mehrzahl der Kommu‑
nen sieht sich jedoch in Teilbeständen mit 
sozialen Problemlagen konfrontiert.

Die Vermietungssituation kommunaler 
Wohnungen ist sehr unterschiedlich. Nach 
wie vor sehr hohen Leerständen im Osten 
(Leerstandsquote ca. 14 %) stehen spürbar 
niedrigere Leerstände in anderen, von hö‑
herer Nachfrage geprägten Regionen ge‑
genüber, insbesondere im Süden und in 
Stadtstaaten (ca. 3 %).

Kommunale Wohnungsunternehmen ha‑
ben in den letzten Jahren in ihren Bestän‑
den umfangreiche Modernisierungs- und 
Instandsetzungsinvestitionen vorgenom‑
men, sodass sich der weit überwiegende 
Teil der kommunalen Wohnungen in voll- 
bzw. teilmodernisiertem Zustand befindet. 
Im überwiegenden Teil der Kommunen 
gibt es jedoch nach wie vor Teilbestände, 
die einen hohen Investitionsbedarf aufwei‑
sen und deren Vermietbarkeit gefährdet ist, 
falls keine größeren Maßnahmen durchge‑
führt werden.
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schiedlich ein: 4 % bezeichnen sie als stark 
angespannt und 30 % als leicht angespannt. 
Etwa zwei Drittel der Kommunen bewerten 
ihre Wohnungsmärkte als entspannt, dar‑
unter 48 % mit einer leichten und 18 % mit 
einer starken Entspannung (jeweils bezo‑
gen auf alle Kommunen; Abbildung 4.1).

Von den Kreisen wird die Wohnungsmarkt‑
lage etwas seltener als angespannt (stark 
2 % bzw. leicht 24 %) und etwas häufiger 
als entspannt (stark 16 % bzw. leicht 58 %) 
bezeichnet als von allen Kommunen bzw. 
den Städten/Gemeinden. Die Wohnungs‑
marktlage wird von ostdeutschen Städten/
Gemeinden häufiger als (stark/leicht) an‑
gespannt eingeschätzt (38 %) als von Städ‑
ten/Gemeinden im Norden (26 %) und Wes‑
ten (25 %). Lediglich die Städte/Gemeinden 
im Süden (43 %) und die Stadtstaaten (67 %) 
geben einen höheren Anteil (leicht/stark) 
angespannter Märkte an.

Dass nur 21 % der ostdeutschen Städte/Ge‑
meinden ihren Wohnungsmarkt als stark 
entspannt ansehen (und damit nicht mehr 
als im Norden oder Westen), überrascht 
angesichts der spürbar höheren Leerstän‑
de im Osten (siehe BMVBS/BBR 2008b, S. 
185 f.). Dieses Ergebnis könnte darauf zu‑
rückzuführen sein, dass die Bewertung der 
Wohnungsmarktsituation weniger an ob‑
jektiven Maßstäben bzw. an einen deutsch‑
landweiten Vergleich festgemacht wurde 
als vielmehr am Vergleich zur Situation in 
anderen Städten/Gemeinden der jeweili‑
gen Region.

In den nächsten fünf Jahren erwartete  
Nachfrageentwicklung

Was die Entwicklung der Nachfrage nach 
Wohnungen in den nächsten fünf Jahren 
angeht, halten sich die Kommunen, die ei‑
nen Anstieg bzw. einen Rückgang erwar‑
ten, etwa die Waage. 4 % der Kommunen 
gehen von einer stark und 22 % von einer 
leicht steigenden Nachfrage aus, 21 % der 
Kommunen von einer leicht und 5 % von 
einer stark sinkenden Nachfrage, 47 % er‑
warten keine Veränderung. Die Bewertung 
der künftigen Nachfrage durch die Krei‑
se und die Städte/Gemeinden ist nahezu 
identisch. 

Wie Karte 4.1 zeigt, wird ein künftiger (star‑
ker/leichter) Anstieg der Nachfrage beson‑

Bevor in den folgenden Kapiteln im Einzel‑
nen auf Strategie und Handeln der Kom‑
munen bezogen auf ihre kommunalen 
Wohnungsunternehmen/-bestände einge‑
gangen wird, wird in diesem Kapitel zu‑
nächst ein Überblick über die Ausgangs‑
lage in den Kommunen und den aus 
ihrer Sicht bestehenden Handlungsbedarf 
in verschiedenen kommunalen Aufgaben‑
feldern gegeben.

4.1 	Wohnungsmarkt und soziale 
Wohnungsversorgung

Eine wesentliche Rahmenbedingung für 
die Kommunen und ihre kommunalen 
Wohnungsunternehmen ist die Situation 
auf dem Wohnungsmarkt insgesamt und 
im Bereich der sozialen Wohnungsversor‑
gung. Dabei geht es im Wesentlichen um 
die Frage, welche Unterschiede zwischen 
den Kommunen bezogen auf die Einschät‑
zung der aktuellen Wohnungsmarktlage 
und der künftigen Nachfrageentwicklung 
bestehen und ob sich die Situation und 
die erwartete künftige Entwicklung im Be‑
reich der sozialen Wohnungsversorgung 
wesentlich von der des allgemeinen Woh‑
nungsmarkts unterscheidet. 

Beurteilung der aktuellen Situation  
auf dem Wohnungsmarkt

Die befragten Kommunen schätzen die 
aktuelle Wohnungsmarktlage sehr unter‑

4 	 Ausgangslage für 
	 die kommunale	Wohnungspolitik

18%

30%

... stark
angespannt ... leicht

angespannt

... stark
entspannt

... leicht
entspannt

4%

48%

Der Wohnungsmarkt ist derzeit ...

n = 1281

Abbildung 4.1
Beurteilung der Situation des Wohnungsmarkts in der Kommune 

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Die Nachfrage wird ... 
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Karte 4.1
Entwicklung der Nachfrage nach Wohnungen in den nächsten 5 Jahren nach Regi-
on/Ländergruppe

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Deutschlands bei der sozialen Wohnungs‑
versorgung am häufigsten von einer ange‑
spannten Situation betroffen (45 % leicht 
bzw. 10 % stark), mit spürbar niedrigen An‑
teilen folgen die Städte/Gemeinden des Os‑
tens (39 % bzw. 5 %), des Westens (32 % bzw. 
6 %) und des Nordens (31 % bzw. 5 %). Je 
größer die Stadt/Gemeinde, desto häufi‑
ger wird die soziale Wohnungsversorgung 
als angespannt eingeschätzt: Während 
kleine Städte/Gemeinden (mit 5  000 bis 
10  000 Einwohnern) zu einem unterdurch‑
schnittlichen Anteil von 40 % die Situation 
als stark/leicht angespannt ansehen, sind 
es bei den großen Städten mit 200  000 und 
mehr Einwohnern 75 % (Abbildung 4.2).

ders häufig in Stadtstaaten (100 %) und im 
Süden (39 %) erwartet. Im Norden und Wes‑
ten ist dies weitaus seltener: Hier werden 
eine künftige Zunahme und eine künftige 
Abnahme etwa gleich häufig von den Städ‑
ten/Gemeinden angegeben.

Im Osten wird mehrheitlich ein Rück‑
gang der Nachfrage erwartet (53 %). Unter‑
schieden nach Kreistypen zeigt sich, dass 
in ländlichen Kreisen weitaus mehr Städ‑
te/Gemeinden von einem künftigen Rück‑
gang (35 %) als einem Anstieg (18 %) der 
Nachfrage ausgehen.

Insbesondere im Süden und in den Stadt‑
staaten, also in den Regionen, in denen be‑
reits aktuell die Wohnungsmarktlage als 
angespannt bezeichnet wird und geringer 
Leerstand besteht, wird von vielen Städ‑
ten/Gemeinden ein Anstieg der Nachfra‑
ge erwartet. Dass sie einen Rückgang der 
Nachfrage erwarten, geben dagegen ins‑
besondere Kommunen aus dem von ho‑
hen Leerständen geprägten Osten und ins‑
gesamt Kommunen in ländlichen Gebieten 
an. Die Einschätzung der künftigen Nach‑
frageentwicklung durch die Städte/Ge-
meinden ergibt somit eine realistischere 
Einordnung des Ostens in Relation zu an‑
deren Regionen als die oben dargestellte 
Bewertung der aktuellen Wohnungsmarkt‑
lage. Insgesamt sind die Einschätzungen 
der Städte/Gemeinden als Hinweis zu wer‑
ten, dass sich regionale Unterschiede in 
der Wohnungsmarktlage künftig verstär‑
ken werden.

Bewertung der Situation bei der sozialen 
Wohnungsversorgung

Im Bereich der sozialen Wohnungsversor‑
gung, insbesondere der Vermittlung und 
Unterbringung von sozialen Zielgruppen 
der Wohnungspolitik, berichten die Kom‑
munen tendenziell von einer weniger ent‑
spannten Situation als bei der allgemei‑
nen Wohnungsmarktlage. 7 % bezeichnen 
die Situation in diesem Bereich der sozia‑
len Wohnungsversorgung als stark ange‑
spannt und 38 % als leicht angespannt. Von 
einer leicht bzw. stark entspannten Situ‑
ation gehen 41 % bzw. 14 % der Städte/Ge‑
meinden aus. 

Bei den Kreisen ergibt sich bei der sozia‑
len Wohnungsversorgung eine gegenüber 
den Städten/Gemeinden etwas weniger 
angespannte Situation (2 % stark bzw. 37 % 
leicht angespannt). Bei regionaler Betrach‑
tung sind Städte/Gemeinden im Süden 
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Wie Tabelle 4.1 zeigt, sehen die Kommu‑
nen bei den Haushalten mit auffälligem 
persönlichem Verhalten (Alkohol-/Drogen
probleme, Mietschuldner etc.) am häu‑
figsten Schwierigkeiten (41 %) bzw. große 
Schwierigkeiten (43 %), diese zu vermit‑
teln bzw. mit angemessenem Wohnraum 
zu versorgen. Probleme bereitet dies auch 
in vielen Kommunen bezogen auf große 
Familien (22 % große Schwierigkeiten bzw. 
43 % Schwierigkeiten) und Bezieher von 
Arbeitslosengeld II (17 % große Schwierig‑
keiten bzw. 49 % Schwierigkeiten) bzw. Be‑
zieher niedriger Einkommen generell (13 % 
bzw. 52 %).

Bewertung des künftigen Bedarfs an  
geeignetem/kostengünstigem Wohnraum

Die Mehrheit der Kommunen geht davon 
aus, dass der Bedarf an Wohnungen für so‑
ziale Zielgruppen in den kommenden fünf 
Jahren steigen wird (15 % der Kommunen 
stark steigend, 46 % leicht steigend). Ein 
Rückgang wird nur von 5 % der Kommunen 
erwartet (34 % unverändert). Es wird deut‑
lich, dass viele Kommunen im Bereich der 
sozialen Wohnungsversorgung einen stär‑
keren Anstieg der Nachfrage sozialer Ziel‑
gruppen bzw. des Bedarfs an geeigneten 
Wohnungen für diese Gruppen sehen als 
bei der Entwicklung der Nachfrage auf dem 
Wohnungsmarkt allgemein (siehe oben).

Bei den Städten/Gemeinden geht ein höhe‑
rer Anteil von einem stark steigenden Be‑
darf an Wohnungen für soziale Zielgrup‑
pen aus (16 %) als bei den Kreisen (9 %). 
Insbesondere viele große Städte erwarten 
einen starken Anstieg des Bedarfs oder zu‑
mindest einen leichten Anstieg (bei Orten 
mit 200  000 und mehr Einwohnern 29 % 
bzw. 61 %; Abbildung 4.3). 

Kooperation mit Wohnungsanbietern in der 
sozialen Wohnungsversorgung

Aufgrund der aktuellen Vermittlungs‑
schwierigkeiten und des erwarteten künf‑
tig steigenden Bedarfs an geeignetem und 
kostengünstigem Wohnraum, mit denen 
sich die Mehrheit der Kommunen konfron‑
tiert sieht, ist die Möglichkeit der Koope‑
ration mit Wohnungsanbietern von großer 
Bedeutung. Die Kommunen wurden daher 
gefragt, mit welchen Gruppen von Woh‑
nungsanbietern sie bei der Wohnungsver‑
sorgung von Haushalten mit Vermittlungs‑
schwierigkeiten kooperieren. Eine enge 
Kooperation mit kommunalen Unterneh‑
men pflegen 28 % der Kommunen, mit Ge‑

Die Situation der sozialen Wohnungsver‑
sorgung ist demnach besonders häufig bei 
den Städten/Gemeinden angespannt, bei 
denen eine allgemein angespannte Situa‑
tion des Wohnungsmarkts vorliegt. Da in 
diesen Städten/Gemeinden zugleich häu‑
fig mit einer Zunahme der künftigen Nach‑
frage gerechnet wird, sind dort auch bei 
der sozialen Wohnungsversorgung in den 
nächsten Jahren eher Anspannungsten‑
denzen wahrscheinlich.
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Tabelle 4.1
Bewertung der Lage der Vermittlung/Versorgung von Haushaltsgruppen mit  
angemessenem Wohnraum

Abbildung 4.2
Bewertung der Situation bei der sozialen Wohnungsversorgung, insbesondere der 
Vermittlung und Unterbringung von sozialen Zielgruppen der Wohnungspolitik, 
durch Städte/Gemeinden nach Einwohnerzahl

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Bei Vermittlung/Versorgung gibt es

Haushaltsgruppe große  
Schwierigkeiten

Schwierigkeiten keine  
Schwierigkeiten

Kommunen  
gesamt

Bezieher niedriger 
Einkommen generell 12,8 % 51,8 % 35,4 % 100,0 %

Bezieher von 
Arbeitslosengeld II 16,5 % 49,4 % 34,2 % 100,0 %

große Familien 21,6 % 42,7 % 35,7 % 100,0 %

Alleinerziehende 4,4 % 33,7 % 61,9 % 100,0 %

Rentner 1,5 % 14,8 % 83,7 % 100,0 %

junge Erwachsene/
Haushaltsgründer 3,3 % 24,4 % 72,3 % 100,0 %

Ausländerhaushalte 6,8 % 39,7 % 53,4 % 100,0 %

Haushalte mit 
auffälligem 
persönlichen 
Verhalten

42,9 % 40,8 % 16,3 % 100,0 %

n = 1  234
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Abbildung 4.3
Bewertung der Entwicklung des Bedarfs an geeignetem bzw. kostengünstigem 
Wohnraum für darauf angewiesene soziale Zielgruppen in den kommenden fünf 
Jahren durch Städte/Gemeinden nach Einwohnerzahl

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Tabelle 4.2
Kooperation der Kommune mit Gruppen von Wohnungsanbietern bei der Woh-
nungsversorgung von Haushalten mit Vermittlungsschwierigkeiten

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Gruppen von 
Wohnungsanbietern

enge 
Kooperation

Kooperation keine 
Kooperation

Kommunen 
gesamt

kommunale/s 
Unternehmen 28,2 % 12,2 % 59,6 % 100,0 %

sonstige/s öffentliche/s 
oder gemeinnützige/s 
Unternehmen

5,9 % 27,2 % 66,9 % 100,0 %

Genossenschaften 12,3 % 32,2 % 55,5 % 100,0 %

private 
Wohnungsunternehmen 3,9 % 28,5 % 67,6 % 100,0 %

private Kleineigentümer 2,1 % 27,9 % 70,0 % 100,0 %

n = 1  178

nossenschaften 12 % und mit sonstigen 
öffentlichen bzw. gemeinnützigen Unter‑
nehmen 6 % der Kommunen. Mit privaten 
Wohnungsunternehmen (4 %) und privaten 
Kleineigentümern (2 %) finden nur selten 
Kooperationen statt (Tabelle 4.2).

12 % der Kommunen gaben an, dass sie 
zwar keine enge Kooperation mit kommu‑
nalen Unternehmen eingehen, jedoch mit 
diesen durchaus in weniger engem Rah‑
men kooperieren. Bezogen auf die übrigen 
Wohnungsanbieter praktiziert je nach An‑
bietergruppe zwischen 27 % und 32 % der 
Kommunen eine (nicht enge) Kooperati‑
on. 60 % der Kommunen gaben an, im Be‑
reich der Wohnungsversorgung von Haus‑
halten mit Vermittlungsschwierigkeiten 
mit kommunalen Unternehmen überhaupt 
nicht zu kooperieren, bezogen auf die üb‑
rigen Wohnungsanbietergruppen sind es 
zwischen 56 % und 70 % der Kommunen. 
Dieses auf alle befragten Kommunen be‑
zogene Ergebnis ist vor dem Hintergrund 
zu interpretieren, dass ein Teil der Kom‑
munen (abgesehen von ggf. fehlenden Ver‑
mittlungsproblemen) über keine Beteili‑
gung an einem Wohnungsunternehmen 
verfügt, sodass eine Kooperationsmöglich‑
keit mit einem kommunalen Unternehmen 
für sie nicht besteht. 

Von Interesse ist daher, wie sich die Art 
der Kooperationen von Kommunen mit 
Eigentümergruppen bei der Wohnungs‑
versorgung von Haushalten mit Vermitt‑
lungsschwierigkeiten in Kommunen, die 
Beteiligungen an kommunalen Woh‑
nungsunternehmen (von mindestens 5 %) 
halten, darstellt. In solchen Kommunen 
ergibt sich im Vergleich zur oben darge‑
stellten Gesamtheit der Kommunen ein 
völlig anderes Bild: 68 % pflegen bei der 
Wohnungsversorgung von Haushalten mit 
Vermittlungsschwierigkeiten eine enge 
Kooperation und weitere 15 % eine (nicht 
enge) Kooperation mit kommunalen Un‑
ternehmen (zum Vergleich: bei allen Kom‑
munen 28 % enge Kooperation; siehe oben). 
Nur ein relativ kleiner Teil der Kommunen, 
die über Beteiligungen an Wohnungsun‑
ternehmen verfügen, nutzt die Möglichkeit 
der Kooperation mit diesen nicht (17 %; Ab‑
bildung   4.4). 

Zusätzlich zu der engen Kooperation mit 
kommunalen Unternehmen kooperieren 
immerhin 14 % eng mit Genossenschaften 
und 4 % eng mit sonstigen Eigentümern bei 
der Wohnungsversorgung von Haushalten 
mit Vermittlungsschwierigkeiten. Darüber 
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Abbildung 4.4
Art der Kooperation mit Gruppen von Wohnungsanbietern bei der Wohnungs-
versorgung von Haushalten mit Vermittlungsschwierigkeiten bei Kommunen mit 
Beteiligungen ab 5 % an kommunalen Wohnungsunternehmen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Aus nachvollziehbaren Gründen sind Woh‑
nungsmarkt- bzw. Wohnraumversorgungs‑
konzepte bei kleinen Städten/Gemeinden 
weitaus weniger verbreitet als bei großen 
Städten. So haben nur 3 % der Städte/Ge‑
meinden mit 5  000 bis 10  000 Einwohnern 
ein solches Konzept, bei den Städten/Ge‑
meinden mit 50  000 bis 100  000 Einwoh‑
nern sind es bereits 32 % und von den Städ‑
ten ab 200  000 Einwohner gaben 58 % an, 
über ein Wohnungsmarkt- bzw. Wohn
raumversorgungskonzept zu verfügen (Ab‑
bildung 4.5). 

Im Osten ist der Anteil der Städte/Gemein‑
den, die über ein Konzept verfügen, mit 
21 % überdurchschnittlich hoch. Der hohe 
Anteil im Osten erklärt sich daraus, dass 
dort in Zusammenhang mit dem Stadt‑
umbau Ost in sehr vielen Städten/Gemein‑
den Stadtentwicklungskonzepte erarbeitet 
wurden, die sich häufig intensiv mit Fragen 
des Wohnungsmarkts beschäftigen.

4.2 	Handlungsbedarf in der  
Wohnungs- und Stadt- 
entwicklungspolitik

Im Folgenden wird der Handlungsbedarf 
in verschiedenen Aufgabenfeldern der 
Wohnungs- und Stadtentwicklungspoli‑
tik aus Sicht der Kommunen dargestellt. 
Der Handlungsbedarf ist eine wichtige 
Grundlage für die strategische Bedeutung 
der kommunalen Wohnungsunternehmen 
und die von der Kommune an diese über‑
tragenen Aufgaben, die in Kapitel 5 darge‑
stellt werden. 

Ein großer bzw. sehr großer Handlungsbe‑
darf wird von den Kommunen in folgenden 
kommunalen Aufgabenbereichen in der 
Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik 
gesehen (Rangfolge der Nennungen): Ganz 
oben steht das Thema energetische Erneu‑
erung des Wohnungsbestands (63 %), was 
damit zusammenhängen dürfte, dass es 
sich um einen eher neuen und aktuell stark 
diskutierten Aufgabenbereich handelt. Es 
folgen als klassische Aufgabenbereiche 
kommunaler Wohnungspolitik die Themen 
Mietenpolitik/preisgünstiger Wohnraum 
(48 %) und Wohnungsversorgung sozia‑
ler Zielgruppen (47 %). Die weiteren Felder 
beziehen sich eher auf stadtentwicklungs- 
bzw. städtebaupolitische Aufgaben der 
Kommunen: Verbesserung kommunaler 
Infrastruktur (45 %), Entwicklung attrakti‑
ver Stadtquartiere (41 %) und Stadtumbau 
(32 %; Tabelle 4.3). 

hinaus verweisen weitere 41 % bzw. 31 % 
der Kommunen auf nicht enge Kooperatio
nen mit Genossenschaften und sonstigen 
Eigentümern. 

Kommunen, die keine Beteiligungen an 
kommunalen Wohnungsunternehmen 
(von mindestens 5 %) halten, sind dadurch 
in ihren Kooperationsmöglichkeiten bei 
der Wohnungsversorgung von Haushal‑
ten mit Vermittlungsschwierigkeiten gene‑
rell wesentlich eingeschränkt. Kommunen 
ohne Beteiligung an Wohnungsunterneh‑
men kooperieren auch nicht häufiger als 
Kommunen mit Beteiligungen mit anderen 
Eigentümergruppen, sondern etwas selte‑
ner: 12 % der Kommunen ohne Beteiligung 
(von mindestens 5 %) kooperieren eng mit 
Genossenschaften (weitere 28 % nicht eng) 
und 4 % mit sonstigen Eigentümern (weite‑
re 27 % nicht eng).

Es wird deutlich, dass Kommunen, die 
über Beteiligungen an kommunalen Woh
nungsunternehmen verfügen, die sich da‑
durch bietende Möglichkeit der Koopera
tion mit kommunalen Unternehmen in 
der sozialen Wohnungsversorgung nut‑
zen, überwiegend als enge Kooperation. 
Die Kooperation mit den kommunalen 
Wohnungsunternehmen ist dabei häufiger 
und enger als die zu anderen Gruppen von 
Wohnungsanbietern. Dieser Befund ist als 
erster Hinweis zu werten, dass Kommunen 
den kommunalen Wohnungsunternehmen 
eine große Bedeutung für die soziale Woh‑
nungsversorgung beimessen (siehe weiter 
unten zur Bedeutung kommunaler Unter‑
nehmen).

Konzepte zur Wohnraumversorgung bzw. 
zum Wohnungsmarkt

Vor dem Hintergrund der Ausdifferenzie‑
rung der Wohnungsmärkte und der an‑
haltend angespannten Situation bei der 
sozialen Wohnungsversorgung hat die 
Entwicklung von Konzepten für den Be‑
reich Wohnen unter Einbeziehung loka‑
ler Akteure des Wohnungsmarkts in den 
letzten Jahren für viele Kommunen an Be‑
deutung gewonnen. Unter den Städten/Ge‑
meinden haben 7 % ein Wohnungsmarkt- 
bzw. Wohnraumversorgungskonzept, bei 
5 % befindet sich dieses in Vorbereitung.20 
Unter den befragten Kreisen kann keiner 
auf ein vorliegendes Konzept verweisen, 
jedoch gaben 9 % an, ein Wohnungsmarkt- 
bzw. Wohnraumversorgungskonzept vor‑
zubereiten.

(20)
Eine Befragung von Kommu-
nen im Jahr 2005 (Analyse & 
Konzepte 2006, S. 27–28) er-
gab eine höhere Quote von 
etwa einem Viertel an Städten/
Gemeinden mit Wohnraum-
versorgungskonzepten. Dies 
dürfte darauf zurückzufüh-
ren sein, dass größere Kom-
munen (ab 30  000 Einwohner), 
die typischerweise häufiger 
über solche Konzepte verfü-
gen, befragt und andere Be-
fragungskategorien verwendet 
wurden.
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Abbildung 4.5
Städte/Gemeinden nach Stand der Erarbeitung eines Wohnungsmarktkonzepts 
bzw. Wohnraumversorgungskonzepts und Kreistyp

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Tabelle 4.3
Bewertung des Handlungsbedarfs in verschiedenen kommunalen Aufgabenbereichen durch die Kommune

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Aufgabenbereich

Handlungsbedarf

sehr groß groß gering sehr gering gesamt

Wohnungsversorgung breiter Schichten 6,9 % 20,6 % 47,2 % 25,3 % 100,0  %

Wohnungsversorgung sozialer Zielgruppen 12,2 % 35,2 % 42,0 % 10,7 % 100,0 %

Mietenpolitik/preisgünstige Wohnungen 10,0 % 37,7 % 39,0 % 13,3 % 100,0 %

Neubau von Wohnungen 2,3 % 11,8 % 45,0 % 41,0 % 100,0 %

Entschärfung sozialer/städtebaulicher 
Brennpunkte

5,7 % 21,5 % 42,7 % 30,2 % 100,0%

Integration von Migranten 4,2 % 22,2 % 45,4 % 28,2 % 100,0 %

Stadtumbau 9,2 % 22,6 % 38,7 % 29,5 % 100,0 %

Entwicklung attraktiver Stadtquartiere 9,6 % 31,8 % 32,0 % 26,6 %  100,0 %

energetische Erneuerung des Wohnungsbestands 14,9 % 47,8 % 26,5 % 10,8 % 100,0 %

Verbesserung der kommunalen Infrastruktur 7,5 % 37,8 % 41,4 % 13,3 % 100,0 %

n = 1  239

Für die Wohnungsversorgung breiter 
Schichten (28 %) wird von den Kommunen 
aufgrund vielfach entspannter Wohnungs‑
märkte ein deutlich geringerer Handlungs‑
bedarf gesehen als für die Versorgung 
sozialer Zielgruppen, bei der der Hand‑
lungsbedarf weniger stark von der allge‑
meinen Wohnungsmarktlage bestimmt 
wird. Weitere Nennungen beziehen sich 
auf die Themen Entschärfung sozialer/
städtebaulicher Brennpunkte (27 %), Inte‑
gration von Migranten (26 %) und Neubau 
von Wohnungen (14 %).

In allen kommunalen Aufgabenbereichen 
zeigt sich, dass der Handlungsbedarf von 
kleinen Städten/Gemeinden weitaus selte‑
ner als groß bzw. sehr groß angesehen wird 
als von großen Städten. Nicht nur bei den 
Gemeindegrößenklassen, sondern auch 
bezogen auf die Zugehörigkeit von Städten/
Gemeinden zu Kreistypen des BBSR zeigt 
sich in verschiedenen Aufgabenfeldern ein 
ausgeprägtes „Handlungsbedarfsgefälle“ 
zwischen Metropolen, Großstädten, Um‑
landkreisen und ländlichen Kreisen (Ab‑
bildung 4.6). 

Bemerkenswert ist, dass in den Aufga
benbereichen Mietenpolitik/preisgünstige 
Wohnungen sowie Wohnungsversorgung 
sozialer Zielgruppen von Städten/Gemein‑
den im Osten weitaus häufiger ein großer 
bzw. sehr großer Handlungsbedarf gese‑
hen wird als im Norden, Westen und Sü‑
den bzw. in den gesamten alten Ländern. 
Die Überangebotssituation bzw. die ent‑
spannten Wohnungsmärkte, die die Städ‑
te/Gemeinden im Osten überwiegend prä‑
gen, führen bei den Kommunen also nicht 
zu einer geringeren Bewertung des Hand‑
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Mietenpolitik/preisgünstige Wohnungen

Entschärfung sozialer/städtebaulicher Brennpunkte
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gesamt

Abbildung 4.6
Anteil der Städte/Gemeinden mit großem bzw. sehr großem Handlungsbedarf in 
ausgewählten Aufgabenbereichen nach Kreistyp

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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4.3 	Finanzlage der Kommunen

Bei der Diskussion, die in den letzten Jah‑
ren um die Funktion und den Verkauf kom‑
munaler Wohnungsunternehmen durch 
die Kommunen geführt wurde, spielte die 
Finanzlage der Kommunen häufig eine 
wichtige Rolle. Im Folgenden werden In‑
formationen zur Schuldensituation und 
zum Haushaltsergebnis der Kommunen 
auf Grundlage von Daten gegeben, die von 
der Bertelsmann Stiftung aus ihrem „Weg‑
weiser Kommune“ für diese Untersuchung 
bereitgestellt wurden (siehe Kapitel 1).

Was die fundierten Schulden der Städte/
Gemeinden der Kommunalbefragung an‑
geht, wurden folgende drei Klassen gebil‑
det: bis 400  € pro Einwohner (niedrig; 35 % 
der Städte/Gemeinden), über 400 bis 800  € 
pro Einwohner (mittel; 30 %) und über 800  € 
pro Einwohner (hoch; 35 %). Beim Schul‑
denstand zeigen sich sehr starke größen‑
spezifische Unterschiede: 81 % der Städte 
ab 200  000 Einwohner liegen in der Klas‑
se mit hohem Schuldenstand (über 800  € 
pro Einwohner). Je kleiner die Städte/Ge‑
meinden, desto geringer ist der Anteil mit 
hohem Schuldenstand. Große Städte sind 
demnach weitaus stärker von hohen Schul‑
den betroffen als kleine Städte/Gemeinden 
(Abbildung 4.7). 

Die Unterschiede zwischen den Regionen 
sind geringer. Einen überproportionalen 
Anteil an Städten/Gemeinden mit hohem 
Schuldenstand weisen der Westen (46 %) 
und der Osten (40 %) auf, deutlich niedri‑
ger ist der Anteil im Norden (28 %) und Sü‑
den (24 %).

Was das ordentliche Ergebnis der Städte/
Gemeinden im Jahr 2007 angeht, zeigt sich 
Folgendes: etwa ein gutes Drittel weist ein 
negatives ordentliches Ergebnis auf, etwa 
ein gutes weiteres Drittel bewegte sich mit 
seinem ordentlichen Ergebnis zwischen 
0 und 120  € pro Einwohner und ein wei‑
teres knappes Drittel liegt über 120  € pro 
Einwohner. Bei der Interpretation der Er‑
gebnisse ist zu berücksichtigen, dass sich 
die Finanzlage der Kommunen durch die 
konjunkturelle Entwicklung in den Jahren 
vor der Finanzmarktkrise spürbar verbes‑
sert hat, sodass mit dem Erhebungszeit‑
punkt 2007 eine relativ günstige Situation 
erfasst wurde. Es ist jedoch damit zu rech‑
nen, dass sich die Finanzlage der Kommu‑
nen in den kommenden Jahren verschlech‑
tern wird.

lungsbedarfs bei diesen wohnungsmarkt‑
politischen Aufgabenfeldern.

In den Aufgabenbereichen Entwicklung at‑
traktiver Stadtquartiere, Stadtumbau und 
Verbesserung der kommunalen Infrastruk‑
tur wird von Städten/Gemeinden im Osten 
ebenfalls häufiger ein großer bzw. sehr gro‑
ßer Handlungsbedarf festgestellt als im Nor‑
den, Westen und Süden. Seltener als von 
Städten/Gemeinden der alten Länder wird 
im Osten lediglich beim Neubau von Woh‑
nungen und bei der Integration von Migran‑
ten ein großer bzw. sehr großer Handlungs‑
bedarf gesehen. 

Zwischen dem Norden, Westen und Sü‑
den bestehen im Handlungsbedarf, den die 
Kommunen für die einzelnen Aufgabenbe‑
reiche angeben, nur geringe Unterschiede. 
Die Städte/Gemeinden des Südens weisen 
allerdings insofern Besonderheiten auf, als 
sie für die Aufgabenbereiche Wohnungsver‑
sorgung sozialer Zielgruppen und Mieten‑
politik/preisgünstige Wohnungen sowie für 
den Neubau von Wohnungen einen deut‑
lich höheren Handlungsbedarf angeben als 
die Kommunen des Westens und des Nor‑
dens. Auch in den Stadtstaaten wird in die‑
sen Aufgabenbereichen durchweg Hand‑
lungsbedarf gesehen.
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Abbildung 4.7
Anteil der Städte/Gemeinden mit hohen fundierten Schulden 2007  
(über 800 Euro pro Einwohner) an allen Städten/Gemeinden nach Einwohnerzahl

Datengrundlage: Bertelsmann Stiftung (Wegweiser Kommune)
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Angesichts der Ausdifferenzierung der 
Wohnungsmärkte und der anhaltend ange‑
spannten Situation bei der sozialen Woh‑
nungsversorgung hat die Entwicklung von 
Konzepten für den Bereich Wohnen un‑
ter Einbeziehung lokaler Akteure des Woh‑
nungsmarkts in den letzten Jahren für viele 
Kommunen an Bedeutung gewonnen. Da‑
her haben Wohnungsmarkt- bzw. Wohn‑
raumversorgungskonzepte insbesondere 
bei großen Städten (knapp drei Fünftel) in‑
zwischen eine starke Verbreitung gefun‑
den bzw. werden derzeit vorbereitet. Er‑
wartungsgemäß sind solche Konzepte bei 
kleinen Gemeinden wenig verbreitet.

Von vielen Kommunen wird neben klassi‑
schen Aufgabenbereichen wie der sozialen 
Wohnraumversorgung und der Bereitstel‑
lung von preisgünstigem Wohnraum auch 
in zahlreichen weiteren Aufgabenberei‑
chen ein großer Handlungsbedarf gesehen. 
Dies gilt insbesondere für den aktuell stark 
diskutierten Aufgabenbereich der energeti‑
schen Erneuerung des Wohnungsbestands. 
Des Weiteren wird großer Handlungsbe‑
darf in eher stadtentwicklungspolitischen- 
bzw. städtebaulich gelagerten Aufgabenbe‑
reichen der Kommunen wie Verbesserung 
der kommunalen Infrastruktur, Entwick‑
lung attraktiver Stadtquartiere und Stadt‑
umbau angeführt. 

Ein größerer Teil der Kommunen ist von ei‑
ner schlechten Finanzlage (hohe Schulden 
und/oder Haushaltsdefizit) gekennzeich‑
net, insbesondere die großen Städte. Da die 
großen Städte zugleich mit einem beson‑
ders großen Handlungsbedarf in verschie‑
denen kommunalen Bereichen konfron‑
tiert sind, stehen sie noch mehr als andere 
Kommunen vor der Herausforderung, mit 
begrenzten Mitteln umfangreiche Aufga‑
ben zu erfüllen.

Insgesamt verdeutlichen die Ergebnisse, 
dass insbesondere die großen Städte unter 
großem Druck stehen, ihre Schulden- und 
Finanzlage zu verbessern und nach Mög‑
lichkeiten der Entlastung ihres Haushalts 
zu suchen. Zugleich besteht bei ihnen der 
größte Handlungsbedarf in verschiede‑
nen kommunalen Aufgabenfeldern. Inso‑
fern stehen insbesondere die großen Städ‑
te vor der Herausforderung, bei begrenzten 
finanziellen Mitteln ihren umfangreichen 
Aufgaben nachzukommen. Welche Rol‑
le die Kommunen den kommunalen Woh‑
nungsunternehmen hierbei zuweisen, wird 
in den folgenden Kapiteln thematisiert.

4.4 	Zwischenfazit

Die Kommunen agieren vor dem Hinter‑
grund regional sehr unterschiedlicher 
Wohnungsmarktverhältnisse, insbeson‑
dere bezogen auf den Bereich der sozialen 
Wohnungsversorgung. Bei der Vermittlung 
und Unterbringung sozialer Zielgruppen 
sehen sich viele Kommunen aktuell mit ei‑
ner angespannteren Situation als auf dem 
gesamten Wohnungsmarkt konfrontiert. 
Viele Kommunen erwarten zudem im Be‑
reich der sozialen Wohnungsversorgung 
in den kommenden Jahren einen stärke‑
ren Anstieg der Nachfrage sozialer Ziel‑
gruppen bzw. des Bedarfs an geeigneten 
Wohnungen für diese Gruppen als bei der 
Entwicklung der Nachfrage auf dem Woh‑
nungsmarkt allgemein. 

Vor diesem Hintergrund ist für die Kom‑
munen die Möglichkeit der Kooperation 
mit Wohnungsanbietern von großer Be‑
deutung. Kommunen, die über Beteiligun‑
gen an kommunalen Wohnungsunterneh‑
men verfügen, nutzen in der Regel die sich 
dadurch bietende Möglichkeit der engen 
Kooperation mit kommunalen Unterneh‑
men in der sozialen Wohnungsversorgung. 
Darüber hinaus wird von diesen Kommu‑
nen auch mit anderen Wohnungsanbieter‑
gruppen kooperiert, jedoch weniger eng. 
Kommunen ohne kommunale Wohnungs‑
unternehmen realisieren weitaus weniger 
Kooperationen. 
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Dieses Kapitel widmet sich der Bedeu‑
tung, die Kommunen ihren kommunalen 
Wohnungsunternehmen/-beständen für 
die Erfüllung kommunaler Aufgaben bei‑
messen und geht der Frage nach, welche 
Strategien mit den Unternehmensbeteili‑
gungen und Wohnungen verfolgt werden. 
Dabei ist insbesondere von Interesse, wie 
sich die Bedeutung der Wohnungsunter‑
nehmen und die verfolgten Strategien zwi‑
schen den Kommunen unterscheiden und 
welche Einflussfaktoren hierfür eine Rolle 
spielen. 

Die in diesem Kapitel dargestellten Ergeb‑
nisse der Kommunalbefragung beziehen 
sich nicht auf alle Städte und Gemeinden 
ab 5  000 Einwohner bzw. alle Landeskrei‑
se, sondern sie stehen für die Grundge‑
samtheit der Kommunen mit direkter oder 
indirekter Beteiligung an Wohnungsun‑
ternehmen von mindestens 5 % (inklusive 
Eigenbetriebe) oder mit mindestens 100 ei‑
genen Wohnungen (in unmittelbarem Ei‑
gentum der Kommune). Die dabei betrach‑
teten 516 Kommunen vereinen auf sich mit 
93 % (1,827 Mio. kommunale Wohnungen) 
den weit überwiegenden Anteil des gesam‑
ten mit der Kommunalbefragung erfassten 
kommunalen Wohnungsbestands. Die ent‑
sprechenden Kommunen sind deutlich grö‑
ßer (bei Städten/Gemeinden durchschnitt
liche Einwohnerzahl ca. 60  000) als die 

5	 Bedeutung kommunaler 				  
	 Wohnungsunternehmen/-bestände  
	 und Strategien der Kommunen

übrigen befragten Kommunen (bei Städ
ten/Gemeinden durchschnittliche Ein
wohnerzahl ca. 12  800 bzw. 57 % mit unter 
10  000 Einwohnern).21

5.1 	Strategische Bedeutung von 
Wohnungsunternehmen/ 
-beständen

Bedeutung für die Erfüllung  
der kommunalen Aufgaben insgesamt

Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass 
die Wohnungsunternehmen/-bestände für 
die Kommunen (mit einer Beteiligung von 
mindestens 5 % an einem Wohnungsun‑
ternehmen oder mindestens 100 eigenen 
Wohnungen) überwiegend eine bedeu‑
tende Rolle für die Erfüllung der kommu‑
nalen Aufgaben einnehmen. 71 % der 479 
Kommunen, die die entsprechende Frage 
beantworteten, messen den kommunalen 
Wohnungsunternehmen/-beständen eine 
sehr große bzw. große strategische Bedeu‑
tung für die Verfolgung der Ziele und die 
Erfüllung der Aufgaben der Kommune bei, 
darunter 23 % eine sehr große und 48 % 
eine große Bedeutung. 25 % halten ihre 
Bedeutung dagegen für gering und 4 % für 
sehr gering (Abbildung 5.1). 

Insgesamt haben kommunale Wohnungs
unternehmen/-bestände für die Städte/Ge‑
meinden etwas häufiger eine große bzw. 
sehr große Bedeutung als für als die Krei‑
se. Von den Kreisen halten 64 % die strate‑
gische Bedeutung der kommunalen Woh
nungsunternehmen/-bestände für sehr 
groß bzw. groß (27 % sehr groß; 37 % groß), 
bei den Städten und Gemeinden liegt der 
Wert bei 71 % (23 % sehr groß, 48 % groß).

Wie weiter oben dargestellt wurde, wei‑
sen die großen Zentren in verschiedenen 
kommunalen Aufgabenbereichen einen 
besonders hohen Handlungsbedarf auf. 
Insofern verwundert nicht, dass kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen/-beständen 
in Stadtstaaten bzw. Metropolen (jeweils 
100 %) und Großstädten (94 %) besonders 
häufig bzw. nahezu durchgängig eine sehr 
große bzw. große Bedeutung beigemessen 
wird. Auch für die Städte/Gemeinden Ost‑
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... groß

... gering

25%
23%

48%

sehr gering

4%

Strategische Bedeutung ist  . . .

n = 479 Anteil der Kommunen

Abbildung 5.1
Strategische Bedeutung der kommunalen Wohnungsbestände/-unternehmen für 
die Erfüllung der Aufgaben der Kommune 

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

(21)
Der Größenvergleich bezieht 
sich nur auf Städte/Gemein-
den, da er wegen des unter-
schiedlichen Zuschnitts für 
Landkreise wenig aussage-
kräftig wäre.
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deutschlands liegt der entsprechende An‑
teil überdurchschnittlich hoch (85 %). Bei 
kleinen Städten/Gemeinden (5  000 bis un‑
ter 10  000 Einwohner: 68 %; 10  000 bis unter 
20  000 Einwohner: 64 %) sowie im Süden 
(56 %) und im Norden Deutschlands (51 %) 
ist der Anteil zwar unterdurchschnittlich, 
dennoch haben auch dort kommunale 
Wohnungsunternehmen/-bestände für die 
Mehrheit der Städte/Gemeinden eine gro‑
ße bzw. sehr große Bedeutung (Karte 5.1 
und Abbildung 5.2). 

Der insgesamt hohe Anteil der Kommu‑
nen, die ihren Wohnungsunternehmen 
eine (sehr) große Bedeutung beimessen, 
erscheint nicht selbstverständlich. Ange‑
sichts der Diskussion um die Rolle bzw. 
den Nutzen sowie den Verkauf kommuna‑
ler Wohnungsunternehmen in den 2000er 
Jahren hätte durchaus damit gerechnet 
werden können, dass ein nicht unbeträcht‑
licher Teil der Kommunen eine kritische 
Haltung gegenüber der Funktion und Be‑
deutung kommunaler Wohnungsunter‑
nehmen für das eigene Handeln einnimmt. 

Bedeutung für einzelne kommunale  
Aufgabenfelder

Von Interesse ist, an welchen konkreten 
Aufgabenfeldern die Kommunen (mit einer 
Beteiligung von mindestens 5 % an einem 
Wohnungsunternehmen oder mindestens 
100 eigenen Wohnungen) die sehr große 
Bedeutung der kommunalen Wohnungs
unternehmen/-bestände festmachen. Ganz 
oben stehen hier klassische wohnungspoli‑
tische Aufgabenfelder, die Wohnungsver‑
sorgung sozialer Zielgruppen (41 %) und 
breiter Schichten (32 %) sowie (mit deutli‑
chem Abstand) Mietenpolitik/preisgünsti‑
ger Wohnraum (19 %).

Die übrigen (eher jüngeren) Aufgabenfelder 
rangieren bei vielen Kommunen deutlich 
hinter der sozialen Wohnungsversorgung: 
energetische Erneuerung des Wohnungs‑
bestands (18 %), Stadtumbau (17 %), Ent‑
wicklung attraktiver Stadtquartiere (15 %) 
und Entschärfung sozialer/städtebaulicher 
Brennpunkte (14 %). Eher selten wird den 
Wohnungsunternehmen/-beständen bezo‑
gen auf die Aufgabenfelder Verbesserung 
der kommunalen Infrastruktur (10 %), In‑
tegration von Migranten (9 %) und Neubau 
von Wohnungen (3 %) eine sehr große Be‑
deutung eingeräumt (Tabelle 5.1). 
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Abbildung 5.2
Strategische Bedeutung der kommunalen Wohnungsbestände/-unternehmen für 
die Erfüllung der Aufgaben der Städte/Gemeinden nach Einwohnerzahl
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keit von den oben in Kapitel 4 dargestell‑
ten Werten, da sich der Handlungsbedarf 
dort auf alle Kommunen bezog. Für den 
Vergleich mit der Bedeutung kommu
naler Wohnungsunternehmen/-bestände 
werden hier nur die Kommunen mit di‑
rekten bzw. indirekten Beteiligungen an 
Wohnungsunternehmen (von mindestens 
5 %) bzw. mit mindestens 100 eigenen Woh‑
nungen betrachtet.

Auch bei einer zusammengefassten Be‑
trachtung von großer Bedeutung und sehr 
großer Bedeutung ändert sich an der Rang‑
folge der Nennungen wenig: Am häufigsten 
wird diese von den Kommunen den kom‑
munalen Wohnungsunternehmen/-bestän‑
den in Zusammenhang mit der Wohnungs‑
versorgung sozialer Zielgruppen (86 %) 
bzw. breiter Schichten (71 %), der Mieten‑
politik/preisgünstigem Wohnraum (76 %), 
der energetischen Erneuerung des Woh‑
nungsbestands (63 %) und der Entwicklung 
attraktiver Stadtquartiere (54 %) beigemes‑
sen. Ein Vergleich mit dem Handlungsbe‑
darf zeigt, dass es sich dabei um die Auf‑
gabenfelder handelt (mit Ausnahme der 
Wohnungsversorgung breiter Schichten), 
in denen am häufigsten von den Kommu‑
nen (mit Wohnungsunternehmen/-bestän‑
den) ein großer bzw. sehr großer Hand‑
lungsbedarf gesehen wird. 

Dies zeigt, dass die Bedeutung der Woh
nungsunternehmen/-bestände umso grö
ßer eingeschätzt wird, je höher der Hand
lungsbedarf von der Kommune bewertet 
wird. Die Bedeutung ihrer Wohnungsunter
nehmen/-bestände wird von den Kommu
nen demnach offensichtlich in erster Linie 

In Abbildung 5.3 ist der Anteil der Kom‑
munen (mit einer Beteiligung von mindes‑
tens 5 % an einem Wohnungsunternehmen 
oder mindestens 100 eigenen Wohnungen) 
dargestellt, der den kommunalen Woh
nungsunternehmen/-beständen in den 
verschiedenen Aufgabenfeldern eine gro‑
ße bzw. sehr große Bedeutung einräumt. 
Zusätzlich ist zum Vergleich der Anteil der 
Kommunen dargestellt, der in den ein
zelnen Aufgabenfeldern einen großen bzw. 
sehr großen Handlungsbedarf sieht. Die 
Werte des Handlungsbedarfs unterschei‑
den sich aus Gründen der Vergleichbar‑

Tabelle 5.1
Bewertung der Bedeutung der kommunalen Wohnungsunternehmen/Wohnungsbestände für verschiedene kommunale Aufgabenfelder

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Aufgabenfeld

Bedeutung ist

sehr groß groß gering sehr gering
Kommunen 

gesamt

Wohnungsversorgung breiter Schichten 32,4 % 38,2 % 22,3 % 7,0 % 100,0 %

Wohnungsversorgung sozialer Zielgruppen 40,8 % 44,9 % 11,4 % 2,9 % 100,0 %

Mietenpolitik/preisgünstige Wohnungen 19,2 % 57,2 % 19,2 % 4,3 % 100,0 %

Neubau von Wohnungen 3,1 % 12,3 % 35,6 % 49,0 % 100,0 %

Entschärfung sozialer/städtebaulicher 
Brennpunkte

14,3 % 33,7 % 32,2 % 19,8 % 100,0 %

Integration von Migranten 9,2 % 31,6 % 33,1 % 26,2 % 100,0 %

Stadtumbau 17,0 % 27,0 % 30,5 % 25,5 % 100,0 %

Entwicklung attraktiver Stadtquartiere 15,2 % 38,8 % 25,4 % 20,6 % 100,0 %

energetische Erneuerung des Wohnungsbestands 17,9 % 45,1 % 26,2 % 10,8 % 100,0 %

Verbesserung der kommunalen Infrastruktur 10,0 % 35,8 % 41,5 % 12,7 % 100,0 %

n = 484
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Abbildung 5.3
Bewertung der Bedeutung kommunaler Wohnungsunternehmen/-bestände und 
des Handlungsbedarfs in kommunalen Aufgabenfeldern

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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der großen Städte aus. 81 % der Metropolen 
und 74 % der Großstädte konstatieren für 
das Aufgabenfeld Integration von Migran‑
ten eine große bzw. sehr große Bedeutung 
der kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-bestände, bei Städten/Gemeinden in Um‑
landkreisen und ländlichen Kreisen sind 
es jeweils nur 36 %. Auch beim Aufgaben‑
feld Neubau von Wohnungen wird kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen/-beständen 
in Metropolen und Großstädten (56 % bzw. 
32 %) häufiger eine große bzw. sehr große 
Bedeutung beigemessen als in Umland‑
kreisen (13 %) und ländlichen Kreisen (9 %).

5.2 	Veränderung der  
strategischen Bedeutung

Veränderung in den letzten Jahren

Aufgrund der Entspannungstendenzen 
in den letzten Jahren auf vielen lokalen 
Wohnungsmärkten könnte angenommen 
werden, dass die strategische Bedeutung 
kommunaler Wohnungsunternehmen/ 

-bestände für die Kommunen gesunken ist 
oder zumindest nicht zugenommen hat. 
Dass Kommunen Wohnungsunternehmen/ 

-bestände vielfach verkauft haben bzw. sol‑
che Pläne verfolgen, könnte in gleicher 
Weise interpretiert werden. Die Befragung 
der Kommunen hat jedoch ergeben, dass 
die strategische Bedeutung kommuna‑
ler Wohnungsunternehmen/-bestände für 
die Kommunen (mit einer Beteiligung von 
mindestens 5 % an einem Wohnungsun‑
ternehmen oder mindestens 100 eigenen 
Wohnungen) in den letzten fünf Jahren ins‑
gesamt zugenommen hat. 36 % geben eine 
erhöhte Bedeutung an, nur 6 % eine verrin‑
gerte (57 % unverändert; Abbildung 5.4).

an deren konkretem Nutzen für die Be‑
wältigung des Handlungsbedarfs in kom‑
munalen Aufgabenfeldern festgemacht. 
Für die Kommunen spielen für die Be‑
deutung kommunaler Unternehmen so‑
mit eher praxisbezogene als grundsätzli‑
che oder ordnungspolitische Erwägungen 
eine Rolle, die zum Teil die von Seiten der 
Wissenschaft geführte Diskussion der letz‑
ten Jahre um die Rolle kommunaler Woh‑
nungsunternehmen kennzeichneten.

Die Befragungsergebnisse zeigen auch, 
dass der Beitrag, den kommunale Woh
nungsunternehmen/-bestände zur Bewäl
tigung des Handlungsbedarfs leisten kön‑
nen, in verschiedenen Aufgabenfeldern 
unterschiedlich eingeschätzt wird. In den 
klassischen Aufgabenfeldern soziale Woh
nungsversorgung und preisgünstiger Wohn‑
raum ist der Anteil der Kommunen, die 
Wohnungsunternehmen/-beständen eine 
große bzw. sehr große Bedeutung einräu‑
men, höher als der Anteil, der einen gro‑
ßen bzw. sehr großen Handlungsbedarf 
sieht. Beim Aufgabenfeld Wohnungsver‑
sorgung sozialer Zielgruppen beträgt die 
Differenz 19 Prozentpunkte. Dies macht 
deutlich, dass einige Kommunen trotz 
insgesamt geringem bzw. sehr gerin‑
gem Handlungsbedarf den kommunalen 
Wohnungsunternehmen/-beständen eine 
große bzw. sehr große grundsätzliche Be‑
deutung beimessen, insbesondere im Be‑
reich der Wohnungsversorgung sozialer 
Zielgruppen.

Umgekehrt wird in den Aufgabenfeldern 
energetische Erneuerung, Entwicklung at‑
traktiver Stadtquartiere und Verbesse‑
rung der kommunalen Infrastruktur von 
mehr Kommunen ein großer bzw. sehr 
großer allgemeiner Handlungsbedarf als 
eine große bzw. sehr große Bedeutung der 
kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-bestände für diese Aufgabenfelder kons‑
tatiert. Dies erklärt sich daraus, dass sich 
diese Aufgabenfelder nicht nur auf kom‑
munale Wohnungsunternehmen/-bestän‑
de, sondern in hohem Maße auch auf an‑
dere Bestände bzw. Akteure erstrecken 
und der mögliche Beitrag kommunaler 
Wohnungsunternehmen/-bestände zur De‑
ckung des Handlungsbedarfs insgesamt be‑
grenzt ist.

Dem Aufgabenfeld Integration von Mig‑
ranten messen die Kommunen zwar ins‑
gesamt relativ selten eine große Bedeutung 
für ihre Wohnungsunternehmen/-bestän‑
de bei, anders sieht es jedoch in der Gruppe 

... erhöht
36%

... verringert
6%

nicht verändert 
57%

Strategische Bedeutung hat sich . . .

n = 485 Anteil der Kommunen

Abbildung 5.4
Veränderung der strategischen Bedeutung kommunaler Wohnungsunternehmen/
-bestände für Kommunen in den letzten fünf Jahren 

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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ternehmen/-bestände in den großen Zen
tren (Metropolen: 63 % Zunahme; 
Großstädte 50 %) und im Osten (48 %). In 
Städten/Gemeinden im Umland (31 %) und 
in ländlichen Gebieten (40 %) sowie bei 
kleinen Städten/Gemeinden hat die Bedeu‑
tung der kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen zwar etwas seltener zugenommen 
als in den großen Zentren, jedoch geben 
spürbar mehr Kommunen einen Bedeu‑
tungszuwachs als einen Bedeutungsrück‑
gang an (Abbildung 5.5).

Eine Erhöhung der strategischen Bedeu‑
tung wird von den Kommunen am häufigs‑
ten in dem Feld gesehen, das in jüngster 
Zeit generell stark an Aktualität gewon‑
nen hat, der energetischen Erneuerung des 
Wohnungsbestands (53 %). Ebenfalls häufig 
genannt wurde die Wohnungsversorgung 
sozialer Zielgruppen (38 %), deren Bedeu‑
tungsgewinn in Zusammenhang mit den 
Arbeitsmarktreformen Mitte der 2000er 
Jahre und der seitherigen Entwicklung der 
Leistungen nach SGB II und insbesonde‑
re der Kosten der Unterkunft stehen dürfte. 
Kommunale Wohnungsunternehmen sind 
wichtige Partner für die Kommune bei der 
Umsetzung kommunaler Maßnahmen be‑
zogen auf die Kosten der Unterkunft und 
den Umgang mit den Leistungsempfän‑
gern (BMVBS/BBSR 2009, S. 96 und 11–15). 

Der Bedeutungsgewinn der Felder Ent‑
wicklung attraktiver Stadtquartiere (33 %) 
und Stadtumbau (30 %) ist vor dem Hin‑
tergrund der Probleme und Aufgaben zu 
sehen, die mit Programmen wie „Soziale 
Stadt“ sowie „Stadtumbau“ in vielen Kom‑
munen angegangen werden (Tabelle 5.2).

Erwartete künftige Veränderung  
der Bedeutung

Der Trend einer zunehmenden Bedeu
tung der kommunalen Wohnungsunter
nehmen/-bestände wird sich in vielen 
Kommunen in den nächsten Jahren fort‑
setzen. Nach Ansicht von 44 % der Kom‑
munen (mit einer Beteiligung von mindes‑
tens 5 % an einem Wohnungsunternehmen 
oder mindestens 100 eigenen Wohnun‑
gen) wird sich die strategische Bedeutung 
der kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-bestände in den nächsten Jahren weiter er‑
höhen, nur 9 % gehen von einer Verringe
rung der Bedeutung aus. 48 % erwarten 
keine Veränderung der strategischen Be‑
deutung (Abbildung 5.6). 

Bei den Kreisen hat sich die strategische 
Bedeutung kommunaler Wohnungsunter
nehmen/-bestände insgesamt zwar eben‑
falls erhöht (26 % erhöht, 6 % verringert, 
68 % unverändert), jedoch leicht unter‑
durchschnittlich. Die Entwicklung bei den 
Städten/Gemeinden entspricht dagegen 
der aller Kommunen (37 % erhöht, 6 % ver‑
ringert, 57 % unverändert). 

Den stärksten Bedeutungsgewinn ver
zeichnen die kommunalen Wohnungsun
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Abbildung 5.5
Veränderung der strategischen Bedeutung kommunaler Wohnungsunternehmen/
-bestände für Städte/Gemeinden in den letzten fünf Jahren nach Einwohnerzahl

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Aufgabenfeld

Bedeutung hat sich

erhöht
nicht 

verändert verringert
Kommunen 

gesamt

Wohnungsversorgung  
breiter Schichten

16,5 % 72,8 % 10,7 % 100,0 %

Wohnungsversorgung  
sozialer Zielgruppen

37,7 % 57,8 % 4,6 % 100,0 %

Mietenpolitik/preisgünstige 
Wohnungen

19,6 % 74,8 % 5,6 % 100,0 %

Neubau von Wohnungen 9,8 % 59,7 % 30,6 % 100,0 %

Entschärfung sozialer/
städtebaulicher Brennpunkte

22,3 % 71,5 % 6,2 % 100,0 %

Integration von Migranten 13,9 % 75,7 % 10,4 % 100,0 %

Stadtumbau 29,5 % 63,6 % 6,9 % 100,0 %

Entwicklung  
attraktiver Stadtquartiere

33,2 % 60,0 % 6,8 % 100,0 %

energetische Erneuerung  
des Wohnungsbestands

53,0 % 44,3 % 2,7 % 100,0 %

Verbesserung der  
kommunalen Infrastruktur

25,3 % 71,6 % 3,1 % 100,0 %

n = 485

Tabelle 5.2
Bewertung der Veränderung der Bedeutung der kommunalen Wohnungsunter-
nehmen/Wohnungsbestände für verschiedene kommunale Aufgabenfelder in den 
letzten 5 Jahren

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Eine Zunahme der strategischen Bedeu‑
tung wird von den Kreisen (32 %) selte‑
ner erwartet als von den Städten/Gemein‑
den (45 %). Besonders häufig wird in großen 
Zentren (Metropolen: 75 %; Großstädte: 
59 %) sowie in Ostdeutschland (51 %), die 
bereits in den letzten fünf Jahren beson‑
ders häufig eine Zunahme der Bedeutung 
verzeichneten, von einem künftigen Be‑
deutungsgewinn ausgegangen. Damit zeigt 
sich hinsichtlich der zukünftigen Verän‑
derung der strategischen Bedeutung der 
kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-bestände ein ähnliches regionales und grö‑
ßenspezifisches Muster an, wie es bereits 
für die Veränderungen in der Vergangenheit 
festzustellen war.

5.3 	Strategien für die  
kommunalen Wohnungs
unternehmen/-bestände

In den folgenden Abschnitten wird unter‑
sucht, welche Strategien die Kommunen 
(mit einer Beteiligung von mindestens 5 % 
an einem Wohnungsunternehmen oder 
mindestens 100 eigenen Wohnungen) im 
Hinblick auf ihre Wohnungsunternehmen/ 

-bestände verfolgen. Zunächst wird auf 
die Frage der grundsätzlichen Strategi‑
en der Kommunen (dauerhaftes Festhal‑
ten, teilweiser bzw. vollständiger Verkauf 
der Wohnungsunternehmen/-bestände) 
eingegangen. Anschließend werden ver‑
schiedene weitere bestandsbezogene Stra‑
tegieansätze (Einzelprivatisierung, Zukauf, 
Neubau, Aufwertung etc.) sowie betriebs‑
wirtschaftliche Strategien und auf einen 
verstärkten kommunalpolitischen Nutzen 
zielende Strategien thematisiert.

Grundsätzliche Strategie 

Die Kommunen mit einer Beteiligung von 
mindestens 5 % an einem Wohnungsun‑
ternehmen oder mindestens 100 eigenen 
Wohnungen wurden in der Befragung des 
IfS um Angaben zu ihren grundsätzlichen 
Strategien gebeten. Konkret wurde zum ei‑
nen erfragt, ob die Kommunen als Stra‑
tegie ein dauerhaftes Festhalten an den 
Wohnungsunternehmen/-beständen verfol‑
gen. 86 % der Kommunen bezeichneten dies 
als zutreffend, 14 % als nicht zutreffend.

Zum anderen wurde erhoben, ob von den 
Kommunen die Strategie eines Teilver‑
kaufs oder die Strategie eines Vollverkaufs 
der kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-bestände verfolgt wird. 28 % der Kom‑
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48%
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Abbildung 5.6
Von den Kommunen erwartete Veränderung der strategischen Bedeutung kommu-
naler Wohnungsunternehmen/-bestände in den nächsten Jahren

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

munen gaben die Strategie eines teil‑
weisen Verkaufs und 3 % die Strategie 
eines vollständigen Verkaufs als zutref‑
fend an.22 Die Befragung zeigt also, dass 
für einen Teil der Kommunen die Strate‑
gie eines dauerhaften Festhaltens an den 
Wohnungsunternehmen/-beständen und 
die Strategie eines Verkaufs von Beteili‑
gungen bzw. Wohnungen nicht im Wider‑
spruch zueinander stehen. Aus diesem 
Grund werden in Tabelle 5.3 die Antwor‑
ten zu der grundsätzlichen Strategie „dau‑
erhaftes Festhalten“ in Kombination mit 
denen zu den grundsätzlichen Verkaufs‑
strategien („Teilverkauf“, „vollständiger 
Verkauf“) dargestellt. Zusätzlich wird für 
die so gebildeten Gruppen von Kommunen 

Tabelle 5.3
Kommunen nach grundsätzlichen Strategien „dauerhaftes Festhalten“ und  
„Verkauf“ bezogen auf ihre kommunalen Wohnungsunternehmen/-bestände

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

geplante 
Verkaufsquote 
nächste drei 

Jahre *

Strategie dauerhaftes Festhalten

dauerhaftes Festhalten 396 86  % 1  %

kein dauerhaftes Festhalten 65 14  % 13  %

Strategie dauerhaftes Festhalten

dauerhaftes Festhalten/kein Verkauf 318 69 % 0 %

dauerhaftes Festhalten mit Teilverkauf 78 17 % 3 %

kein dauerhaftes Festhalten mit Teilverkauf 53 11 % 10 %

kein dauerhaftes Festhalten/vollständiger 
Verkauf

12 3 % 38 %

gesamt 461 100 % 1 %

* Anteil der kommunalen Wohnungen, für die in den nächsten drei Jahren Verkäufe 
 (Beteiligungen an Wohnungsunternehmen/Wohnungspakete) geplant sind

(22)
In die Auswertung wurden nur 
die Kommunen einbezogen, 
die alle entsprechenden Fra-
gen zur grundsätzlichen Stra-
tegie beantwortet haben.
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Strategietyp „Kein dauerhaftes Festhalten an 
kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-beständen mit Teilverkauf“

11 % der Kommunen (mit einer Beteiligung 
von mindestens 5 % an einem Wohnungs‑
unternehmen oder mindestens 100 eige‑
nen Wohnungen) verneinen die Strategie 
eines dauerhaften Festhaltens an ihren 
kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-beständen, fassen aber dennoch nicht die 
Strategie eines vollständigen Verkaufs ins 
Auge, sondern verfolgen die Strategie eines 
Teilverkaufs.24 Es ist plausibel, dass sich der 
größte Teil dieser Kommunen bei der Be‑
fragung nur aufgrund ihrer Teilverkaufs‑
strategie gescheut hat, die Strategie eines 
dauerhaften Festhaltens zu bejahen. Ge‑
stützt wird dies durch den Anteil der kom‑
munalen Wohnungen dieser Kommunen, 
für die in den nächsten drei Jahren Verkäu‑
fe geplant sind. Er liegt mit 10 % zwar hö‑
her als bei den oben dargestellten Kommu‑
nen (Strategie dauerhaftes Festhalten und 
Teilverkauf), lässt jedoch ebenfalls keine 
grundsätzliche Abkehr von den kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen/-beständen 
erkennen.

Strategietyp „Kein dauerhaftes Festhalten  
an kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-beständen, vollständiger Verkauf“

3 % der Kommunen verneinen ein dau‑
erhaftes Festhalten an ihren kommuna‑
len Wohnungsunternehmen/-beständen 
und geben zugleich an, die Strategie ei‑
nes vollständigen Verkaufs zu verfolgen.25 
Der Anteil der kommunalen Wohnungen, 
für die in diesen Kommunen in den nächs‑
ten drei Jahren Verkäufe geplant sind, liegt 
bei 38 % und somit weit über dem der üb‑
rigen Kommunen mit Verkaufsstrategien. 
Bei den Kommunen dieses Typs schlägt 
sich demnach die Verkaufsstrategie in ho‑
hem Maße in konkreten Verkaufsplänen 
nieder. Insgesamt ist der Anteil der Kom‑
munen, bei denen aufgrund ihrer Ant‑
worten zu den grundsätzlichen Strate‑
gien eine eindeutige Trennungsabsicht 
bezogen auf ihre gesamten kommunalen 
Wohnungsunternehmen/-bestände zu er‑
kennen ist, als sehr klein zu bewerten.

Abbildung 5.7 stellt die Verteilung der 
Kommunen auf die vier Strategietypen 
im Vergleich zur Verteilung der kommu‑
nalen Wohnungen dar. Es wird deutlich, 
dass auf die Kommunen, die nicht dauer‑
haft an ihren Wohnungsunternehmen/-be
ständen festhalten wollen, nur relativ we‑

angegeben, in welchem Umfang für die 
nächsten drei Jahre konkrete Verkaufspla‑
nungen bestehen (siehe ausführlich zu den 
geplanten Verkäufen Kapitel 8). 

Aus der kombinierten Auswertung der Fra‑
gen zu den grundsätzlichen Strategien der 
Kommunen ergeben sich vier Strategiety‑
pen, die für die weiteren in diesem Bericht 
dargestellten Analysen genutzt wurden:

Strategietyp „Dauerhaftes Festhalten an 
kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-beständen und kein Verkauf“

Der größte Teil der Kommunen will an ih‑
ren kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-beständen dauerhaft festhalten und ver‑
folgt keinerlei Verkaufsstrategie. Auf diesen 
Strategietyp entfallen 69 % der Kommunen 
mit einer Beteiligung von mindestens 5 % 
bzw. mindestens 100 eigenen Wohnun‑
gen.23

Strategietyp „Dauerhaftes Festhalten an 
kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-beständen mit Teilverkauf“

17 % der Kommunen wollen zwar ebenfalls 
an den kommunalen Wohnungsunter
nehmen/-beständen dauerhaft festhalten, 
verfolgen aber zugleich die Strategie ei‑
nes Teilverkaufs. Die Teilverkäufe betref‑
fen in der Regel kleinere Wohnungszahlen 
und stellen häufig lediglich eine längerfris‑
tige Option dar. Dies wird deutlich, wenn 
der Bezug zu den konkreten kurzfristigen 
Verkaufsplanungen hergestellt wird: Le‑
diglich 22 % der entsprechenden Kommu‑
nen planen in den nächsten drei Jahren ei‑
nen Verkauf, davon knapp die Hälfte nur 
den Verkauf von eigenen Wohnungen (in 
unmittelbarem Eigentum der Kommune) 
und knapp die Hälfte von Wohnungspa‑
keten. Lediglich eine dieser Kommunen 
will Teile der von ihr gehaltenen Antei‑
le an einem Unternehmen verkaufen. Ins‑
gesamt betreffen die konkreten Verkaufs‑
pläne der Kommunen dieses Strategietyps 
nur 3 % ihres gesamten kommunalen Woh‑
nungsbestands. Die Verkaufsstrategie die‑
ser Kommunen bezieht sich daher offen‑
sichtlich auf Portfoliobereinigungen durch 
ihre Wohnungsunternehmen bzw. auf die 
Trennung von kleineren eigenen Bestän‑
den und beinhaltet keine grundsätzliche 
Abkehr von kommunalen Wohnungsbe‑
ständen.

(23)
Hierbei handelt es sich um re-
lativ große Kommunen (Städ-
te/Gemeinden: durchschnitt-
lich 68  900 Einwohner).

(24)
Die entsprechenden Städ-
te/Gemeinden haben durch-
schnittlich 22  900 Einwohner.

(25)
Es handelt sich überwiegend 
um kleine Städte/Gemeinden 
mit durchschnittlich 11  200 
Einwohnern.
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ren Wohnungsunternehmen/-beständen 
festhalten wollen (bei Größenklassen ab 
50  000 Einwohner zwischen 0 % und 6 %), 
teilweise verfolgen sie die Strategie „Dau‑
erhaftes Festhalten und Teilverkauf“ (zwi‑
schen 0 % und 28 %). Unter den befragten 
Städten ab 200  000 Einwohner verfolgt kei‑
ne einen vollständigen Verkauf. Kleinere 
Städte/Gemeinden (bei Größenklassen un‑
ter 50  000 Einwohner) neigen zwar etwas 
häufiger als große dazu, nicht dauerhaft an 
ihren Beständen festzuhalten, gleichwohl 
will auch bei ihnen die Mehrheit dauerhaft 
daran festhalten (zwischen 80 % und 85 %).

Auch die Größe des Handlungsbedarfs in 
kommunalen Aufgabenbereichen wirkt 
sich auf die von den Kommunen gewähl‑
ten grundsätzlichen Strategien aus. Dies 
lässt sich anhand des Aufgabenbereichs 
Wohnungsversorgung sozialer Zielgrup‑
pen verdeutlichen: Von den Kommunen, 
bei denen der Handlungsbedarf hier sehr 
gering bzw. gering ist, haben 20 % angege‑

nige kommunale Wohnungen entfallen. 
Die Kommunen, die nicht dauerhaft an ih‑
ren Wohnungsunternehmen/-beständen 
festhalten wollen und Teilverkaufsstrategi‑
en verfolgen, machen einen Anteil von 11 % 
aller Kommunen (bei einer Beteiligung 
von mindestens 5 % bzw. mit mindestens 
100 eigenen Wohnungen) aus, sie stellen 
jedoch mit 47  000 Wohnungen einen An‑
teil von lediglich 2,6 % an den kommuna‑
len Wohnungen aller Kommunen. Auf die 
Kommunen, die die Strategie eines voll‑
ständigen Verkaufs verfolgen, entfallen le‑
diglich 5  000 Wohnungen bzw. ein Anteil 
von 0,3 % an allen kommunalen Wohnun‑
gen.

Bei den Kommunen, die nicht dauerhaft an 
ihren Wohnungsunternehmen/-beständen 
festhalten wollen, handelt es sich also vor‑
wiegend um Kommunen mit kleinen Woh‑
nungsbeständen und zu einem hohen An‑
teil um Kommunen, die ihren Wohnungen 
nur eine geringe strategische Bedeutung 
beimessen. Zwei Fünftel der entsprechen‑
den Kommunen verfügen ausschließlich 
über eigene Wohnungen, halten also keine 
Beteiligungen an Wohnungsunternehmen. 
Die eigenen Wohnungen weisen – wie oben 
dargestellt – häufig wirtschaftliche Proble‑
me und einen schlechten Instandhaltungs‑
zustand auf, was wesentliche Gründe für 
die Verkaufsabsichten der Kommunen sein 
dürften. 

Kreise verfolgen noch häufiger als Städ‑
te/Gemeinden eine Strategie des Festhal‑
tens. Von den Kreisen wollen 81 % an ihren 
Wohnungsunternehmen/-beständen fest‑
halten und diese nicht verkaufen, 7 % ver‑
folgen die Strategie Festhalten und Teilver‑
kauf und 11 % kein dauerhaftes Festhalten. 
Bei den Städten/Gemeinden entfällt mit 
68 % ein deutlich geringerer Anteil auf 
die Strategie eines dauerhaften Festhal‑
tens ohne Verkauf als bei den Kreisen. 18 % 
der Städte/Gemeinden sehen die Strategie 
Festhalten und Teilverkauf und 14 % kein 
dauerhaftes Festhalten vor.

Was die Strategietypen bzw. die grund‑
sätzliche Strategie dauerhaftes Festhalten 
und Verkauf angeht, sind die regionalen 
bzw. größenspezifischen Muster weniger 
eindeutig ausgeprägt als beim kommu‑
nalen Handlungsbedarf oder bei der Be‑
deutung der kommunalen Wohnungs
unternehmen/-bestände (siehe oben). 
Dennoch wird auch hier die besondere 
Rolle der großen Städte deutlich, von de‑
nen nur sehr wenige nicht dauerhaft an ih‑

... kein
dauerhaftes
Festhalten /
vollständiger

Verkauf

3%

.... kein
dauerhaftes
Festhalten mit
Teilverkauf

11%

17%

... dauerhaftes
Festhalten/

kein Verkauf

69%

... dauerhaftes
Festhalten mit
Teilverkauf

Kommune verfolgt Strategie ...

n = 461 Anteil der Kommunen

Kommune verfolgt Strategie ...

dauerhaftes
Festhalten mit
Teilverkauf 
(0,272 Mio. WE) 

dauerhaftes
Festhalten/
kein Verkauf

(1,452 Mio. WE)

kein dauerhaftes
Festhalten mit
Teilverkauf
(0,047 Mio. WE)

kein dauerhaftes
Festhalten/
vollständiger Verkauf
(0,005 Mio. WE) 

n = 461
Anzahl der kommunalen Wohnungen 

in den befragten Kommunen insgesamt

Abbildung 5.7
Grundsätzliche Strategien der Kommunen für ihre kommunalen 
Wohnungsunternehmen/-bestände („dauerhaftes Festhalten“ und „Verkauf“) 

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Wie die Ergebnisse (einer offen gestellten 
Frage) zeigen, liegt neben generellen Auf‑
wertungsmaßnahmen ein wesentlicher 
Schwerpunkt bei der energetischen Erneu‑
erung und altersgerechten Anpassung der 
Bestände. 

Alle der oben dargestellten Strategien sind 
unter großen Zentren häufiger von Bedeu‑
tung als in deren Umland und in ländli‑
chen Gebieten. Dies gilt insbesondere für 
den Neubau und Zukauf von Wohnun‑
gen. Das Interesse der großen Zentren, den 
kommunalen Bestand zu erweitern, dürf‑
te aus ihrem hohen Handlungsbedarf im 
Bereich der sozialen Wohnungsversor‑
gung rühren. Die Strategien Einzelprivati‑
sierung und umfassende Aufwertung von 
Wohnungsbeständen werden zwar auch 
verstärkt von großen Zentren verfolgt, je‑
doch sind hier die Unterschiede zum Um‑
land und zu ländlichen Gebieten weitaus 
weniger stark ausgeprägt als bei Neubau 
und Zukauf.

Insgesamt wird deutlich, dass viele Städ‑
te/Gemeinden ihre kommunalen Woh
nungsunternehmen/-bestände nicht allein 
als klassische Bestandshaltung/-verwal‑
tung sehen, sondern mit ihnen vielfältige 
Strategien zur Veränderung des Umfangs 
und der Qualität der kommunalen Bestän‑
de verfolgen. Sie reagieren damit auf die 
Notwendigkeit der Anpassung der Bestän‑
de, die sich aus Veränderungen der Nach‑
frage, der Konkurrenz anderer lokaler An‑
bieter oder veränderter (energetischer) 
Standards und rechtlicher Vorgaben erge‑
ben. Dieses Bild deckt sich mit einer Unter‑
suchung von Lohse und Pfnür (2008, S. 27–
28), die ebenfalls zu dem Ergebnis kommt, 
dass kommunale Wohnungsunternehmen 
auf veränderte Situationen reagieren und 
sich selbst verändern.

Betriebswirtschaftliche Strategien

Insgesamt signalisieren die Kommu‑
nen (mit einer Beteiligung von mindes‑
tens 5 % an einem Wohnungsunternehmen 
oder mindestens 100 eigenen Wohnun‑
gen) ein großes Interesse an der Verbesse‑
rung der wirtschaftlichen Situation ihrer 
Wohnungsunternehmen/-bestände. 79 % 
der Kommunen gaben an, auf die betriebs‑
wirtschaftlich ausgerichtete Strategie zu 
setzen, die Wohnungsunternehmen/-be‑
stände insgesamt wirtschaftlich zu konso‑
lidieren und die Ertragslage zu verbessern. 
Die Kreise (83 %) verfolgen diese Strategie 

ben, nicht die Strategie eines dauerhaften 
Festhaltens an ihren kommunalen Woh
nungsunternehmen/-beständen zu verfol
gen, ist der Handlungsbedarf jedoch sehr 
groß bzw. groß, sind es 11 % und damit fast 
nur die Hälfte.

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die 
weit überwiegende Zahl der Kommunen 
sich zu ihren Wohnungsunternehmen/ 

-beständen bekennt und an ihnen dauer‑
haft festhalten will. Dies trifft insbesonde‑
re auf die größeren Städte/Gemeinden zu. 
Absichten mit dem Ziel einer vollständigen 
Trennung von Wohnungsunternehmen/ 
-beständen bestehen lediglich vereinzelt 
bei eher kleinen Städten/Gemeinden und 
hängen meist damit zusammen, dass die‑
se über relativ kleine und problembehafte‑
te eigene Bestände verfügen, die sie selbst 
bewirtschaften. 

Weitere bestandsbezogene Strategien

Neben der Frage des dauerhaften Festhal‑
tens an Wohnungsunternehmen/-bestän‑
den bzw. bestehender Trennungsabsichten 
ist von Interesse, welche weiteren be‑
standsbezogenen Strategien die Kommu‑
nen (mit einer Beteiligung von mindestens 
5 % an einem Wohnungsunternehmen oder 
mindestens 100 eigenen Wohnungen) ver‑
folgen. Dabei handelt es sich um Einzelpri‑
vatisierung, Zukauf von Wohnungen, Neu‑
bau und Bestandsaufwertung, die Einfluss 
auf die Bestandsstruktur haben. 

41 % der Kommunen verfolgen die Strate‑
gie der Einzelprivatisierung von Wohnun‑
gen. Diese Strategie wird also häufiger ver‑
folgt als die Strategie des teilweisen oder 
vollständigen Verkaufs von Wohnungsun‑
ternehmen oder Wohnungsbeständen im 
Paket (siehe oben). Die grundsätzlichen 
Strategien der Kommunen richten sich je‑
doch nicht nur auf den Verkauf von Woh‑
nungen bzw. Teilbeständen, sondern auch 
auf die Erweiterung des kommunalen 
Wohnungsbestands: Immerhin 19 % ver‑
folgen als grundsätzliche Strategie den Zu‑
kauf von Wohnungen und 35 % den Neu‑
bau von Wohnungen. 

Dass 66 % der Kommunen die grundsätz‑
liche Strategie einer umfassenden Auf‑
wertung der vorhandenen kommuna‑
len Wohnungsbestände verfolgen, macht 
das Interesse der Kommunen deutlich, 
die Wohnqualität der Bestände zu erhö‑
hen und den sich ändernden Anforderun‑
gen und Nachfragestrukturen anzupassen. 
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zu profitieren. Möglicherweise hat hier in 
einigen Kommunen in den letzten Jahren 
ein Umdenken stattgefunden, indem nicht 
mehr auf einen vollständigen Verkauf, son‑
dern auf eine Stärkung der Wirtschaftlich‑
keit kommunaler Wohnungsunternehmen 
gesetzt wird.

Strategien bezogen auf den  
kommunalpolitischen Nutzen

Trotz der vielfach verfolgten betriebswirt‑
schaftlichen Strategien bezogen auf kom‑
munale Wohnungsunternehmen/-bestän‑
de stehen eigene finanzielle Erträge oder 
deren Steigerung eher selten im Mittel‑
punkt der Strategien der Kommunen (mit 
einer Beteiligung von mindestens 5 % an 
einem Wohnungsunternehmen oder min‑
destens 100 eigenen Wohnungen). Dies 
wird dadurch deutlich, dass nur 22 % der 
Kommunen angaben, die Strategie ei‑
ner (verstärkten) Nutzung der kommuna‑
len Wohnungsunternehmen/-bestände als 
Einnahmequelle für den Haushalt zu ver‑
folgen. Kreise nennen diese Strategie (7 %) 
weitaus seltener als Städte/Gemeinden 
(23 %), was an der geringeren Höhe der Be‑
teiligungen und den kleineren Wohnungs‑
beständen der Wohnungsunternehmen 
mit Beteiligung der Kreise liegen dürfte. 

Die verstärkte Nutzung der kommunalen 
Wohnungsunternehmen/-bestände als Ein‑
nahmequelle wird am häufigsten von Städ‑
ten ab 200  000 Einwohner (50 %) genannt, 
was damit zusammenhängen dürfte, dass 
diese am häufigsten von einer schlechten 
Finanzlage betroffen sind (siehe oben). Un‑
ter den Städten/Gemeinden mit 100  000 bis 
unter 200  000 Einwohnern (39 %) sind es 
deutlich weniger und mit weiter sinkender 
Einwohnerzahl nimmt der Anteil der Städ‑
te/Gemeinden, die diese Strategie nen‑

etwas häufiger als Städte und Gemeinden 
(78 %). Im Einzelnen setzen dabei beson‑
ders viele Kommunen auf eine Erhöhung 
der Effizienz im Finanzierungsbereich 
(64 %) und bei der Bestandsbewirtschaf‑
tung bzw. im Einkauf (64 %; Tabelle 5.4). 

62 % der Kommunen wollen im Rah‑
men der betriebswirtschaftlichen Strate‑
gien die Einnahmen aus der Vermietung 
erhöhen, wobei dies überdurchschnitt‑
lich von großen Städten (ab 200  000 Ein‑
wohner: 77 %), in denen die größten Miet‑
erhöhungsspielräume bestehen dürften, 
vorgesehen ist. Die Aussagen der Kom‑
munen zur Strategie, die Einnahmen der 
Wohnungsunternehmen/-bestände aus der 
Vermietung zu erhöhen, korrespondieren 
mit den oben dargestellten Ergebnissen, 
dass kommunale Wohnungsunternehmen 
ihre Mieteinnahmen in den letzten Jahren 
spürbar steigern konnten. 

50 % der Kommunen wollen die Effizienz 
im Personalbereich erhöhen. Diese Stra‑
tegie wird ebenfalls überdurchschnitt‑
lich häufig von großen Zentren (Metropo‑
len: 73 %; Großstädte: 68 %) verfolgt. Die 
Fusion von Wohnungsunternehmen wird 
von 7 % der Kommunen als betriebswirt‑
schaftliche Strategie genannt. Diese Strate‑
gie wird überdurchschnittlich von Kreisen 
(14 %), von Städten/Gemeinden im Osten 
(12 %) und von kleinen Städten/Gemein‑
den mit 5  000 bis unter 10  000 Einwohnern 
(10 %) verfolgt. Ein wichtiges Motiv für die‑
se Strategie dürften die geringen Bestän‑
de dieser Kommunen sein, die eine effizi‑
ente Bewirtschaftung erschweren. Wie die 
Auswertung einer offenen Frage zu diesem 
Thema zeigt, gibt es einige Fälle, bei denen 
die Fusion von Wohnungsunternehmen 
nach einem Zusammenschluss von Städ‑
ten/Gemeinden bzw. nach einer Gebiets‑
reform erwogen wird oder bereits durchge‑
führt wurde.

Insgesamt wird deutlich, dass die meis‑
ten Kommunen Fragen der Wirtschaft‑
lichkeit nicht alleine ihren Wohnungsun‑
ternehmen überlassen, sondern es als ihre 
Aufgabe ansehen, in diesem Bereich sich 
strategisch zu positionieren und Einfluss 
zu nehmen. Die Verfolgung betriebswirt‑
schaftlicher Strategien dürfte mit dem In‑
teresse der Kommunen zusammenhängen, 
über ein stabiles und handlungsfähiges 
Wohnungsunternehmen zu verfügen, kei‑
nen finanziellen Belastungen und Risiken 
ausgesetzt zu sein und möglichst selbst von 
den Erträgen in Form von Ausschüttungen 

Tabelle 5.4
Verfolgte betriebswirtschaftliche Strategien der Kommunen bezogen auf  
die kommunalen Wohnungsbestände/-unternehmen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Betriebswirtschaftliche Strategie trifft zu trifft 
nicht zu

Kommunen 
gesamt

wirtschaftliche Konsolidierung/Verbesserung der 
Ertragslage

78,6 % 21,4 % 100,0 %

Erhöhung der Effizienz im Finanzierungsbereich 63,8 % 36,2 % 100,0 %

Erhöhung der Effizienz bei 
Bestandsbewirtschaftung/Einkauf

63,9 % 36,1 % 100,0 %

Erhöhung der Effizienz im Personalbereich 49,8 % 50,2 % 100,0 %

Erhöhung der Einnahmen aus der Vermietung 62,3 % 37,7 % 100,0 %

Fusion 6,9 % 93,1 % 100,0 %

n = 473
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litischen, stadtentwicklungspolitischen und 
klimapolitischen Ziele der Kommune, die 
von 75 % der Kommunen (Kreise: 62 %; Städ‑
te/Gemeinden: 76 %) genannt wird. 

Wie Abbildung 5.8 zeigt, liegen die An‑
teile der Städte/Gemeinden, die die 
Strategie der verstärkten Nutzung ihrer 
Wohnungsunternehmen/-bestände als In
strument für kommunale Ziele verfolgen, 
bei einer Unterscheidung nach Kreisty‑
pen zwischen 100 % (Metropolen) und 70 % 
(Umlandkreise). Diese Strategie ist dem‑
nach nicht nur in den großen Zentren von 
Bedeutung, sondern auch im Umland und 
in peripheren bzw. ländlichen Gebieten, 
wenngleich dort etwas weniger häufig. Zu‑
gleich wird deutlich, dass diese Strategie 
in allen Kreistypen von einem weitaus grö‑
ßeren Teil der Städte/Gemeinden ange‑
geben wird als die Strategie der Nutzung 
der Wohnungsunternehmen/-bestände als 
Einnahmequelle.

Aus nachvollziehbaren Gründen wird die 
Strategie „Nutzung als Einnahmequelle“ 
von Städten/Gemeinden mit hohen Schul‑
den etwas häufiger verfolgt (26 %) als von 
jenen mit niedrigen Schulden (19 %). Aber 
auch die Strategie der Nutzung als aufga‑
benbezogenes Instrument wird von Kom‑
munen mit hohem Schulden häufiger ver‑
folgt (81 % gegenüber 70 % bei niedrigen 
Schulden). 

Dies macht deutlich, dass eine schlechte  
Finanzlage nicht dazu führt, dass Kommu
nen ihre kommunalen Wohnungsun
ternehmen/-bestände einseitig ver
stärkt als Einnahmequelle nutzen wollen. 
Vielmehr führt sie dazu, dass sie ihre 
Wohnungsunternehmen/-bestände so‑
wohl als Einnahmequelle als auch als auf‑
gabenbezogenes Instrument verstärkt nut‑
zen wollen.

Beide Strategien werden von den Kommu‑
nen unterschiedlich kombiniert: 4 % set‑
zen nur auf die Strategie der verstärkten 
Nutzung der Wohnungsunternehmen/-be‑
stände als Einnahmequelle, 56 % nur auf 
die verstärkte Nutzung als Instrument für 
wohnungs-, stadtentwicklungs- und kli‑
mapolitische Ziele, 19 % verfolgen zugleich 
beide Strategien und 21 % keine der Strate‑
gien (Abbildung 5.9). 

nen, tendenziell weiter ab (5  000 bis unter 
10  000 Einwohner: 19 %). Ein entsprechen‑
des Gefälle lässt sich bezogen auf die Nut‑
zung dieser Strategie zwischen großen 
Zentren und Umlandkreisen sowie ländli‑
chen Kreisen feststellen. In beiden Fällen 
dürfte dies (neben der unterschiedlichen 
Finanzlage) auch damit zusammenhängen, 
dass die niedrigeren Mieten in kleinen Ge‑
meinden bzw. peripheren Räumen weniger 
finanzielle Spielräume für die Nutzung der 
kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-bestände als Einnahmequelle bieten.

Weitaus größere Bedeutung als die Strate
gie der verstärkten Nutzung als Einnah
mequelle hat für die Kommunen die 
Strategie der verstärkten Nutzung der Woh
nungsunternehmen/-bestände als Instru
ment für die Verfolgung der wohnungspo

40% 41%

19% 24% 23%

100% 94%

70%
78% 76%

0%

20%

40%

60%

80%
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(Verstärkte) Nutzung als Einnahmequelle

(Verstärkte) Nutzung als Instrument 
für wohnungs-/stadtentwicklungs-/klimapolitische Ziele
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Metropolen Großstädte Umlandkreise Ländliche Kreise Städte/
Gemeinden

gesamt

Abbildung 5.8
Anteil der Städte/Gemeinden mit Strategien der (verstärkten) Nutzung ihrer 
Wohnungsunternehmen/-bestände als Einnahmequelle und/oder als Instrument  
für aufgabenbezogene Ziele nach Kreistyp

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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als Einnahmequelle

als
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Instrument
56%
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Kommune verfolgt Strategie der (verstärkten) Nutzung ...

n = 475

Abbildung 5.9
Anteil der Kommunen mit Strategien der (verstärkten) Nutzung ihrer  
Wohnungsunternehmen/-bestände als Einnahmequelle und/oder als Instrument für 
aufgabenbezogene Ziele

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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munaler Wohnungsunternehmen/-bestän‑
de deren Nachteile überwiegen. Dabei fällt 
ihr Urteil bei der Abwägung strategischer 
Vor- und Nachteile noch häufiger positiv 
aus als bei der Abwägung finanzieller Vor- 
und Nachteile. Große Städte und Kreise se‑
hen besonders häufig einen doppelten Vor‑
teil (sowohl strategisch als auch finanziell).

5.4	 Zwischenfazit

Für den weit überwiegenden Teil (71 %) der 
Kommunen mit einer Beteiligung an ei‑
nem Wohnungsunternehmen von min‑
destens 5 % oder mit mindestens 100 eige‑
nen Wohnungen spielen die kommunalen 
Wohnungsunternehmen/-bestände eine 
bedeutende Rolle für die Erfüllung der 
kommunalen Aufgaben. Dies gilt insbe‑
sondere für die großen Städte, die sich mit 
einem besonders hohen Handlungsbedarf 
in verschiedenen kommunalen Aufgaben‑
feldern konfrontiert sehen, zugleich aber 
auch über die größten kommunalen Woh‑
nungsbestände verfügen und dadurch die 
Möglichkeit haben, ihre Wohnungsunter‑
nehmen aufgrund deren strategischen Ge‑
wichts als wirkungsvolles Instrument ein‑
zusetzen. Aber auch kleine Gemeinden mit 
nennenswerten Beteiligungen messen ih‑

Finanzielle Belastungen und Risiken 
der Kommunen durch kommunale 
Wohnungsunternehmen/-bestände

Für die Strategien der Kommunen ist von 
Bedeutung, ob sie durch ihre Wohnungs
unternehmen/-bestände mit finanziellen 
Belastungen konfrontiert werden oder für 
diese Verantwortung und Risiken über‑
nehmen müssen. Immerhin 35 % der Kom‑
munen (mit einer Beteiligung von mindes‑
tens 5 % an einem Wohnungsunternehmen 
oder mindestens 100 eigenen Wohnungen) 
waren in den letzten drei Jahren von sol‑
chen finanziellen Belastungen und Risiken 
betroffen. Bei den Kreisen lag dieser An‑
teil mit 23 % deutlich niedriger als bei den 
Städten/Gemeinden mit 36 %.

Im Einzelnen stellt sich die Übernah‑
me finanzieller Belastungen bzw. finan‑
zieller Verantwortung für die Wohnungs
unternehmen/-bestände wie folgt dar: 25 % 
der Kommunen gewährten Bürgschaften 
für Wohnungsunternehmen, 10 % verga‑
ben Darlehen an Wohnungsunternehmen, 
9 % glichen durch Zuschüsse Verluste aus, 
8 % erhöhten die kommunale Beteiligung 
an dem Wohnungsunternehmen und 8 % 
wurden auf sonstige Weise belastet bzw. 
unterstützten die Wohnungsunternehmen 
(z. B. Bereitstellung von Baugrundstücken 
in Erbpacht, Mietausfallgarantien, Zu‑
schüsse bzw. verbilligte Darlehen für kon‑
krete Projekte; Tabelle 5.5). 

Abwägung strategischer und  
finanzieller Vor- und Nachteile

Bei der Abwägung der möglichen strate‑
gischen und wirtschaftlichen Vor- und 
Nachteile der kommunalen Wohnungs
unternehmen/-bestände kommen die 
Kommunen (mit einer Beteiligung von 
mindestens 5 % an einem Wohnungsunter
nehmen oder mindestens 100 eigenen 
Wohnungen) zu folgender Einschätzung: 
51 % gehen sowohl von strategischen als 
auch finanziellen Vorteilen aus und 34 % 
sehen strategische Vorteile, die höher wie‑
gen als finanzielle Nachteile. 12 % billigen 
kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-beständen zwar ebenfalls strategische 
Vorteile zu, für sie überwiegen jedoch die 
finanziellen Nachteile. Für eine sehr klei‑
ne Gruppe von 3 % der Kommunen beste‑
hen sowohl strategische als auch finanziel‑
le Nachteile (Tabelle 5.6). 

Insgesamt wird deutlich, dass für die 
Mehrheit der Kommunen die Vorteile kom‑

Tabelle 5.5
Finanzielle Belastungen der Kommune durch die Beteiligung an 
Wohnungsunternehmen in den letzten drei Jahren 

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Finanzielle Belastung trifft zu trifft 
nicht zu

Kommunen 
gesamt

Erhöhung der kommunalen Beteiligung 7,5 % 92,5 % 100,0 %

Zuschüsse zum Ausgleich von Verlusten 8,8 % 91,2 % 100,0 %

Darlehen 9,5 % 90,5 % 100,0 %

Bürgschaft 25,3 % 74,7 % 100,0 %

sonstige Belastungen 8,2 % 91,8 % 100,0 %

n = 443

Tabelle 5.6
Abwägung strategischer und wirtschaftlicher Vor- und Nachteile der kommunalen 
Wohnungsbestände/-unternehmen durch die Kommune 

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Kommunale Wohnungsbestände/-unternehmen haben Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

sowohl strategische als auch finanzielle Vorteile 229 50,7 %

strategische Vorteile, die höher wiegen als  
die finanziellen Nachteile

152 33,6 %

 zwar strategische Vorteile, die finanziellen Nachteile  
überwiegen aber

56 12,4 %

sowohl strategische als auch finanzielle Nachteile 15 3,3 %

gesamt 452 100,0 %
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Kommunen eine untergeordnete Bedeu‑
tung (ein gutes Fünftel der Kommunen). 
Eine weitaus größere Bedeutung hat für 
die Kommunen die Strategie der verstärk‑
ten Nutzung der Wohnungsunternehmen/ 

-bestände als Instrument für die Verfol‑
gung ihrer wohnungspolitischen, stadt
entwicklungspolitischen und klimapoliti‑
schen Ziele (drei Viertel der Kommunen).

Obwohl ein Teil der Kommunen in der Ver‑
gangenheit finanzielle Belastungen und 
Risiken für ihre Wohnungsunternehmen 
übernehmen musste, fällt die Abwägung 
finanzieller und strategischer Vor- und 
Nachteile für die Mehrheit der Kommunen 
insgesamt positiv aus. Entweder verbin‑
den sie mit ihren Wohnungsunternehmen 
einen doppelten Vorteil (sowohl finanziell 
als auch strategisch) oder die strategischen 
Vorteile wiegen die finanziellen Nachteile 
mehr als auf (zusammen über vier Fünftel 
der Kommunen).

Auch eine schlechte Finanzlage hält die 
Kommunen nicht von einer solchen positi‑
ven Einschätzung ab. Gerade Kommunen 
mit schlechter Finanzlage verfolgen beson‑
ders häufig die Doppelstrategie, ihre Woh
nungsunternehmen/-bestände sowohl als 
Einnahmequelle als auch als strategisches 
Instrument verstärkt zu nutzen. 

Insgesamt ist vor dem Hintergrund der 
schlechten Finanzlage und den finanziel
len Belastungen und Risiken, denen viele 
Kommunen durch ihre Wohnungsunter
nehmen/-bestände ausgesetzt waren, be
merkenswert, dass sich die überwiegende 
Mehrheit der zu diesem Themenkomplex 
befragten Kommunen zu ihnen bekennt 
und dauerhaft an ihnen festhalten will. 
Möglicherweise hat hier in einigen Kom‑
munen in den letzten Jahren ein Umden‑
ken stattgefunden: Als Alternative zu ei‑
ner vollständigen Trennung von ihren 
Wohnungsunternehmen/-beständen und 
zur Vermeidung von finanziellen Belastun‑
gen setzen die Kommunen verstärkt auf 
eine wirtschaftliche Konsolidierung der 
Wohnungsunternehmen/-bestände, eine 
(verstärkte) Nutzung als Instrument für die 
Bewältigung der kommunalen Aufgaben 
und teilweise auf (verstärkte) Einnahmen 
für den kommunalen Haushalt.

ren Wohnungsunternehmen überwiegend 
eine große Bedeutung zu.

Die insgesamt große Bedeutung kommu
naler Wohnungsunternehmen für die Kom
munen erscheint angesichts der Diskus
sion um die Rolle bzw. den Nutzen sowie 
den Verkauf kommunaler Wohnungsun‑
ternehmen in den 2000er Jahren nicht 
selbstverständlich. Vielmehr hätte durch‑
aus damit gerechnet werden können, dass 
ein nicht unbeträchtlicher Teil der Kom‑
munen eine kritische Haltung gegenüber 
der Funktion und Bedeutung kommuna‑
ler Wohnungsunternehmen für das eige‑
ne Handeln einnimmt. Angesichts der Ent‑
spannungstendenzen auf vielen lokalen 
Wohnungsmärkten überrascht zudem et‑
was, dass sich die Bedeutung kommuna‑
ler Wohnungsunternehmen/-bestände in 
den letzten Jahren tendenziell erhöht hat 
und sich nach Erwartung vieler Kommu‑
nen auch künftig weiter erhöhen wird.

Die Bedeutung ihrer Wohnungsunterneh
men/-bestände wird von den Kommunen 
offensichtlich in erster Linie daran fest‑
gemacht, welchen konkreten Nutzen sie 
für die Bewältigung des Handlungsbe‑
darfs in den verschiedenen kommunalen 
Aufgabenfeldern haben. Für die Kommu‑
nen spielen für die Bewertung ihrer Woh‑
nungsunternehmen eher praxisbezogene 
als grundsätzliche oder ordnungspoliti‑
sche Erwägungen eine Rolle. 

Insofern lässt sich nachvollziehen, dass der 
überwiegende Teil der Kommunen (86 %) 
mit nennenswertem Umfang an kommu‑
nalen Wohnungsbeständen die grundsätz‑
liche Strategie verfolgt, an den kommuna‑
len Wohnungsunternehmen/-beständen 
dauerhaft festzuhalten. Dies hält viele 
Kommunen nicht davon ab, Maßnahmen 
wie Teilverkäufe und Einzelprivatisierun‑
gen in ihre strategischen Überlegungen 
einzubeziehen.

Die Kommunen überlassen Fragen der 
Wirtschaftlichkeit nicht alleine ihren Woh
nungsunternehmen, vielmehr setzen sie 
auf eine Strategie der wirtschaftlichen 
Konsolidierung und Verbesserung der 
Ertragslage der Wohnungsunternehmen/ 

-bestände. Dabei spielt die Absicht, die 
Wohnungsunternehmen/-bestände als 
Einnahmequelle zu nutzen, für die meisten 



59

liche Einwohnerzahl ca. 67  000) als die 
übrigen befragten Kommunen (bei Städ‑
ten/Gemeinden durchschnittliche Ein‑
wohnerzahl ca. 13  300 bzw. 54 % mit unter 
10  000 Einwohnern).26

6.1 	Ansiedlung der Beteiligungs-
verwaltung und Steuerungs-
instrumente

Beteiligungsverwaltung

Die Verwaltung der Beteiligungen an kom‑
munalen Wohnungsunternehmen ist in‑
nerhalb der Kommunen (mit einer Betei‑
ligung von mindestens 5 %) mehrheitlich 
beim Kämmerer bzw. dem Finanzdezernat 
angesiedelt (55 %), an zweiter Stelle steht 
die Verwaltungsleitung (Oberbürgermeis‑
ter, Bürgermeister, Landrat etc.; 34 %). Die 
Ansiedlung bei den für Bauen und Stadt‑
entwicklung (4 %), Soziales (1 %) oder ande‑
re Bereiche (2 %) zuständigen Dezernaten 
kommt eher selten vor. Auf sonstige An‑
siedlungsformen entfallen 4 % (Tabelle 6.1).

In den Kreisen (68 %) ist die Verwaltung der 
Beteiligung an Wohnungsunternehmen 
häufiger als bei den Städten/Gemeinden 
(53 %) in der Hand des Kämmerers/Finanz‑
dezernats. Ebenfalls überdurchschnitt‑
lich häufig ist dies in großen Zentren (Me‑
tropolen: 71 %; Großstädte: 65 %) der Fall, 
etwa durchschnittlich in Umlandkreisen 
(55 %) und unterdurchschnittlich in länd‑
lichen Kreisen (46 %). Die Beteiligungs‑
verwaltung ist zwar umso häufiger bei der 

In diesem Kapitel wird Fragen der Steu‑
erung der kommunalen Wohnungsun‑
ternehmen und der dabei eingesetzten 
Instrumente nachgegangen. Im Zusam‑
menhang mit dem Neuen Steuerungsmo‑
dell (NSM) ist in den kommunalen Verwal‑
tungen das Bewusstsein für zielorientiertes 
Handeln, effiziente Ressourcensteuerung 
und ergebnisorientierte Steuerung merk‑
lich angewachsen. Der entsprechende Re‑
formprozess betraf und betrifft auch das 
Verhältnis der Kommunen zu ihren Unter‑
nehmen und Beteiligungen. Deren Nutzen 
für die Kommunen soll durch Instrumente 
wie das Kontraktmanagement und ein fort‑
geschrittenes finanzielles und inhaltliches 
Controlling verbessert werden. Zwar lie‑
gen zur Steuerung bzw. Public Governance 
kommunaler Unternehmen einschlägige 
empirische Untersuchungen vor, jedoch 
befassen sich diese nicht oder nur am Ran‑
de mit den kommunalen Wohnungsunter
nehmen (siehe z. B. Bremeier/Brinckmann/
Kilian 2006, Günther/Niepel 2006). Inso‑
fern war es eine wichtige Aufgabe der Be‑
fragung der Kommunen, hierzu aktuelle 
Informationen zu gewinnen.

Im Einzelnen wird im Folgenden auf 
Grundlage der Befragung der Kommu‑
nen analysiert, wo die Steuerung der Woh‑
nungsunternehmen in den Kommunen 
angesiedelt ist, welche finanziellen und 
inhaltlichen Vorgaben den kommunalen 
Wohnungsunternehmen von den Kommu‑
nen gemacht werden und wie deren Ein‑
haltung überprüft wird. Schließlich wird 
auf Interessenskonflikte zwischen den 
Kommunen und Wohnungsunternehmen 
eingegangen.

Die in diesem Kapitel dargestellten Er‑
gebnisse der Kommunalbefragung re‑
präsentieren die Grundgesamtheit der 
Kommunen mit direkter oder indirekter 
Beteiligung an Wohnungsunternehmen 
von mindestens 5 %. Die dabei betrachte‑
ten 440 Kommunen vereinen auf sich mit 
93 % (1,822 Mio. kommunale Wohnungen) 
den weit überwiegenden Anteil des gesam‑
ten mit der Kommunalbefragung erfassten 
kommunalen Wohnungsbestands. Die be‑
trachteten Kommunen sind deutlich grö‑
ßer (bei Städten/Gemeinden durchschnitt‑

6	 Steuerung der kommunalen  
	 Wohnungsunternehmen durch  
	 die Kommune

Tabelle 6.1
Ansiedlung der Verwaltung der Beteiligung an dem/den Wohnungsunternehmen in 
der Kommunalverwaltung

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Verwaltung der Beteiligung liegt ... Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

bei der Verwaltungsleitung (Oberbürgermeister, Bürgermeister, 
Landrat etc.)

132 33,6 %

beim Kämmerer/Finanzdezernat 214 54,5 %

beim für Bauen und Stadtentwicklung zuständigen Dezernat/
Fachbereich

17 4,3 %

beim für Soziales zuständigen Dezernat/Fachbereich 5 1,3 %

bei einem anderen Dezernat/Fachbereich 8 2,0 %

sonstiges 17 4,3 %

gesamt 393 100,0 %

(26)
Der Größenvergleich bezieht 
sich nur auf Städte/Gemein-
den, da er wegen des unter-
schiedlichen Zuschnitts für 
Landkreise wenig aussage-
kräftig wäre.
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zuständige Dezernat. Ein sehr hoher An‑
teil der Kommunen gibt zudem die Einbe‑
ziehung des Stadtrats bzw. des Kommunal‑
parlaments an (87 %). Aus den Ergebnissen 
wird deutlich, dass in vielen Kommunen 
nicht nur eine, sondern mehrere Stellen 
an der Steuerung von Wohnungsunterneh‑
men beteiligt sind (Tabelle 6.2).

Betrachtet man die Bereiche der Kom‑
munalverwaltung nicht nur danach, ob 
sie überhaupt, sondern ob sie stark in die 
Steuerung von kommunalen Wohnungs‑
unternehmen einbezogen sind, ergeben 
sich größere Unterschiede. An erster Stel‑
le steht die Verwaltungsleitung, die in 60 % 
der Kommunen stark einbezogen ist. Mit 
jeweils spürbarem Abstand folgen Kämme‑
rer/Finanzdezernat mit einem Anteil von 
39 % und Dezernat für Bauen und Stadt‑
entwicklung mit 22 %. Das Dezernat für So‑
ziales ist nur in 6 % der Kommunen stark 
eingebunden. Die Einbeziehung des Kom‑
munalparlaments fällt in der Regel nicht 
besonders intensiv aus (starke Einbezie‑
hung bei 20 % der Kommunen). 

Die Verwaltungsleitung ist in den Kreisen 
(50 %) unterdurchschnittlich bzw. selte‑
ner als in Städten/Gemeinden (61 %) stark 
in die Steuerung von kommunalen Woh‑
nungsunternehmen einbezogen. Deut‑
lich überdurchschnittliche Werte mit star‑
ker Einbeziehung der Verwaltungsleitung 
weisen Städte/Gemeinden im Osten (73 %), 
im Süden (64 %) sowie kleine und mittlere 
Städte/Gemeinden (Gemeindegrößenklas‑
sen von 5  000 bis 50  000 Einwohner: zwi‑
schen 62 % und 66 %) bzw. jene in ländli‑
chen Gebieten (66 %) auf (Abbildung 6.1). 

Insgesamt zeigt sich, dass die Beteiligungs‑
verwaltung zwar am häufigsten beim Käm‑
merer/Finanzdezernat angesiedelt ist, zu‑
gleich jedoch die Verwaltungsleitungen 
stark einbezogen sind. In vielen Kommu‑
nen wird die Steuerung der Wohnungsun‑
ternehmen offenbar als Chefsache ange‑
sehen, insbesondere in kleineren Städten/
Gemeinden bzw. peripheren/ländlichen 
Gebieten. In den größeren Zentren spielt 
dagegen das für Finanzen sowie das für 
Bauen und Stadtentwicklung zuständige 
Dezernat ebenfalls eine große bzw. (in Me‑
tropolen) die größere Rolle für die Steue‑
rung.

Verwaltungsleitung angesiedelt, je kleiner 
Städte/Gemeinden sind. Dennoch befindet 
sich auch bei kleinen Städten/Gemeinden 
die Beteiligungsverwaltung häufiger beim 
Kämmerer/Finanzdezernat als bei der Ver‑
waltungsleitung. 

In die Steuerung einbezogene  
Verwaltungsbereiche

In die Steuerung kommunaler Wohnungs‑
unternehmen ist fast ausnahmslos die Ver‑
waltungsleitung einbezogen (95 %; stark 
einbezogen und einbezogen zusammen‑
gefasst), fast ebenso häufig der Kämmerer 
bzw. das Finanzdezernat (88 %), dem – wie 
dargestellt – überwiegend die Verwaltung 
der Beteiligung obliegt (siehe oben). In 
68 % der Kommunen erstreckt sich die Ein‑
beziehung auf das für Bauen und Stadtent‑
wicklung und in 44 % auf das für Soziales 

Tabelle 6.2
Grad der Einbeziehung verschiedener Bereiche der Kommunalverwaltung in die 
Steuerung des/der Wohnungsunternehmen/s 

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Finanzielle Belastung stark 
einbezogen

einbezogen nicht 
einbezogen

Kommunen 
gesamt

Verwaltungsleitung (Oberbürger
meister, Bürgermeister, Landrat 
etc.) 

60,4 % 34,5 % 5,1 % 100,0 %

Kämmerer/Finanzdezernat 39,3 % 48,6 % 12,1 % 100,0 %

Für Bauen und Stadtentwicklung 
zuständiges Dezernat 

22,4 % 45,8 % 31,8 % 100,0 %

Für Soziales zuständiges Dezernat 6,1 % 37,8 % 56,1 % 100,0 %

Stadtrat/Gemeindevertretung/
Kommunalparlament 

20,4 % 66,2 % 13,4 % 100,0 %

n = 409

47% 50%
61% 66% 61%

69%

50%
38% 35% 39%

69%

26%
20% 24% 24%
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80%

100%

n = 379

Anteil mit starker Einbeziehung 
des jeweiligen Verwaltungsbereichs (Mehrfachnennungen)

Verwaltungsleitung (Oberbürgermeister, Bürgermeister, Landrat etc.) 

Kämmerer/Finanzdezernat 

Für Bauen und Stadtentwicklung zuständiges Dezernat 

Metropolen Großstädte Umlandkreise Ländliche Kreise Städte/
Gemeinden

gesamt

Abbildung 6.1
Anteil der Kommunen mit stark in die Steuerung von kommunalen  
Wohnungsunternehmen einbezogenen Bereichen der Verwaltung nach Kreistyp

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Insgesamt wird deutlich, dass die Kommu‑
nen eine Vielzahl von formellen wie infor‑
mellen Instrumenten einsetzen, um ihre 
Ziele und Vorgaben bei den Wohnungs‑
unternehmen zu verankern. Die paralle‑
le Nutzung verschiedener Ansätze deutet 
zum einen auf die Wichtigkeit hin, die die 
Einbringung von Zielen und Vorgaben ge‑
genüber ihren Wohnungsunternehmen für 
die Kommunen hat, zum anderen auf ein 
flexibles Vorgehen.

6.2 	Finanzielle Vorgaben

In Zusammenhang mit der in den letzten 
Jahren geführten Diskussion um die Effi‑
zienz und Wirtschaftlichkeit kommuna‑
ler Wohnungsunternehmen ist die Fra‑
ge von Bedeutung, in welchem Maße und 
mit welchen Mitteln die Kommunen Ein‑
fluss nehmen, diese zu erhöhen. Wie weiter 
oben dargestellt wurde, haben viele Kom‑
munen bei der Befragung angegeben, dass 
sie grundsätzlich eine Strategie der wirt‑
schaftlichen Konsolidierung und Verbes‑

große 
Bedeutung

Bedeutung keine 
Bedeutung

Kommunen 
gesamt

Gesellschaftsvertrag/Satzung 48,5 % 40,2 % 11,3 % 100,0 %

Wirtschaftspläne, Geschäfts
pläne, strategische Planungen 
des Unternehmens

52,6 % 36,4 % 11,1 % 100,0 %

Zielvereinbarungen 7,2 % 20,8 % 72,0 % 100,0 %

sonstige vertragliche Verein
barungen zwischen Kommune 
und Unternehmen 

8,7 % 40,6 % 50,6 % 100,0 %

Gesellschafterversammlung 
bzw. Aufsichtsgremium 

43,2 % 44,4 % 12,4 % 100,0 %

schriftliche Weisungen zu 
Einzelfragen

2,5 % 28,9 % 68,6 % 100,0 %

Genehmigungsrechte der 
Kommune 

9,0 % 41,3 % 49,8 % 100,0 %

informelle Kommunikation 
zwischen Verwaltungsleitung 
und Unternehmensleitung 

50,1 % 41,5 % 8,4 % 100,0 %

n = 408

Einbringung kommunaler Ziele und  
Vorgaben

Von den Kommunen werden für ihre Woh‑
nungsunternehmen eine Vielzahl von in‑
haltlichen und finanziellen Zielen formu‑
liert und daraus Vorgaben entwickelt, wie 
in den folgenden Abschnitten im Einzel‑
nen dargestellt wird. Dabei handelt es sich 
sowohl um formell festgelegte als auch um 
nicht formell festgelegte Ziele und Vorga‑
ben.

Bei 45 % der Kommunen (mit einer Beteili‑
gung von mindestens 5 %) wurden die Ziele 
bzw. Vorgaben für kommunale Wohnungs‑
unternehmen durch einen formellen Be‑
schluss des Rates festgelegt (Tabelle 6.3). 
Bei Städten/Gemeinden (47 %) sind Be‑
schlüsse der Ziele und Vorgaben durch den 
Rat häufiger als bei Kreisen (21 %). Die Pra‑
xis der Festlegung von Zielen und Vorga‑
ben für Wohnungsunternehmen unter‑
scheidet sich regional deutlich: Während 
bei den Städten/Gemeinden im Norden 
(16 %) hierzu eher selten Beschlüsse des 
Stadtrats bzw. der Gemeindevertretung 
gefasst werden, ist dies in anderen Teilen 
Deutschlands weitaus häufiger der Fall: im 
Westen bei 40 %, im Süden bei 46 % und im 
Osten bei 54 % der Städte/Gemeinden, bei 
den Stadtstaaten sind es 67 %. 

Von Interesse ist, welche Wege und Instru‑
mente von der Kommune für die Einbrin‑
gung ihrer Ziele und Vorgaben gegenüber 
Wohnungsunternehmen gewählt werden 
bzw. welche Bedeutung ihnen in der Pra‑
xis zukommt. Nach den Befragungsergeb‑
nissen hat die Verankerung von Zielen/
Vorgaben in Wirtschafts-/Geschäftsplä‑
nen bzw. strategischen Planungen des Un‑
ternehmens am häufigsten eine große Be‑
deutung (53 % der Kommunen). Nahezu 
ebenso häufig werden informelle Kommu‑
nikation zwischen Verwaltungsleitung und 
Unternehmensleitung (50 %), Verankerung 
in Gesellschaftsvertrag/Satzung (49 %) und 
Einbringung von Beschlüssen in Gesell‑
schafterversammlungen bzw. Aufsichts-
gremium (43 %) von den Kommunen ge‑
nannt (Tabelle 6.4). 

Weitere Ansätze zur Einbringung von kom‑
munalen Zielen und Vorgaben gegenüber 
Wohnungsunternehmen, wie Genehmi‑
gungsrechte der Kommune (9 %), sonstige 
vertragliche Vereinbarungen (9 %), Zielver‑
einbarungen (7 %) und schriftliche Wei‑
sungen (3 %) betreffen nur einen eher klei‑
nen Teil der Kommunen.

Tabelle 6.3
Kommunen mit/ohne Beschluss des Stadtrats bzw. der Gemeindevertretung zur 
Festlegung der Ziele bzw. Vorgaben für das/die Wohnungsunternehmen 

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

Beschluss des Stadtrats bzw. der Gemeindevertretung 180 45,1 %

Kein Beschluss des Stadtrats bzw. der Gemeindevertretung 219 54,9 %

gesamt 399 100,0 %

Tabelle 6.4
Bedeutung von Ansätzen zur Einbringung der Ziele und Vorgaben der Kommune 
bei dem/den Wohnungsunternehmen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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(5  000 bis unter 10  000 Einwohner: 43 %) ist 
diese Praxis zwar durchaus auch weit ver‑
breitet, jedoch weitaus seltener als bei gro‑
ßen Städten (Abbildung 6.2).

Was die Unterschiede zwischen Regionen 
angeht, ist der Anteil der Städte/Gemein‑
den mit finanziellen Vorgaben gegenüber 
ihren Wohnungsunternehmen im Osten 
(55 %) höher als im Norden (48 %), Wes‑
ten (46 %) und Süden (41 %). Auf entspann‑
ten Wohnungsmärkten (wie im Osten), wo 
die wirtschaftlichen Bedingungen für die 
Wohnungsunternehmen schwieriger sind, 
werden diesen demnach von den Städten/
Gemeinden offenbar häufiger finanziel‑
le Vorgaben gemacht als auf angespannten 
Märkten (wie im Süden). Von den befrag‑
ten Stadtstaaten machen alle finanzielle 
Vorgaben.

Auffällig ist, dass Kommunen, die nur über 
indirekte (und keine direkten) Beteiligun‑
gen an Wohnungsunternehmen verfügen, 
mit einem Anteil von 71 % weitaus häufiger 
finanzielle Vorgaben machen als Städte/
Gemeinden mit direkten (und ggf. zusätzli‑
chen indirekten) Beteiligungen, bei denen 
der Anteil mit finanziellen Vorgaben bei 
49 % liegt. Dies könnte daran liegen, dass 
Wohnungsunternehmen bei indirekten Be‑
teiligungen einem stärkeren finanziellen 
Druck unterliegen, dem zwischengeschal‑
teten Unternehmen finanzielle Erträge zu 
erbringen, die dieses für die Deckung von 
(aus dem Erwerb des Wohnungsunterneh‑
mens resultierenden) Kosten einer Fremd‑
finanzierung benötigt. 

Die allgemeinen Strategien, die die Kom‑
munen in Bezug auf ihre Wohnungsun‑
ternehmen verfolgen, wirken sich deutlich 
auf die finanziellen Vorgaben aus. Kom‑
munen, die die Strategie der (verstärkten) 
Nutzung des Wohnungsunternehmens als 
Einnahmequelle verfolgen (siehe Kapitel 5), 
machen den Wohnungsunternehmen weit‑
aus häufiger finanzielle Vorgaben (71 %) als 
Kommunen, für die diese Strategie keine 
Rolle spielt (45 %). Ähnliches gilt für Kom‑
munen, die das Wohnungsunternehmen 
(verstärkt) als strategisches Instrument für 
die kommunalen Ziele und Aufgaben nut‑
zen (55 % gegenüber 32 %, die dies nicht 
tun). Finanzielle Vorgaben sind demnach 
auch für Kommunen von Bedeutung, die 
von ihren Wohnungsunternehmen nicht 
in erster Linie finanziellen, sondern aufga‑
benbezogenen Nutzen haben wollen. Dies 
könnte auf eine möglicherweise weit ver‑
breitete Grundhaltung der Kommunen 

serung der Ertragslage ihrer Wohnungs‑
unternehmen verfolgen. Von Interesse ist 
daher, in welchem Maße sich diese Strate‑
gie in finanziellen Vorgaben für die Woh‑
nungsunternehmen niederschlägt und 
welche Veränderungen im Zeitverlauf fest‑
zustellen sind. 

Generelle finanzielle Vorgaben

Die Hälfte der Kommunen (mit einer Be‑
teiligung von mindestens 5 %) macht ihren 
Wohnungsunternehmen Vorgaben hin‑
sichtlich der zu erzielenden Erträge bzw. 
der Gewinnausschüttung (im Folgenden 
als finanzielle Vorgaben bezeichnet; Tabel‑
le 6.5). 

Zwischen Kreisen (53 %) und Städten/Ge‑
meinden (50 %) bestehen nur geringe Un‑
terschiede hinsichtlich der Anteile, die ih‑
ren Wohnungsunternehmen finanzielle 
Vorgaben machen. Bei den großen Städ‑
ten ist es sehr weit verbreitete Praxis, den 
Wohnungsunternehmen finanzielle Vor‑
gaben zu machen (ab 200  000 Einwoh‑
ner: 85 %), bei kleinen Städten/Gemeinden 

Tabelle 6.5
Kommunen mit/ohne Vorgaben gegenüber dem/den Wohnungsunternehmen 
hinsichtlich der zu erzielenden Erträge bzw. der Gewinnausschüttung

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

Vorgaben für zu erzielende Erträge bzw. Gewinnausschüttung 205 50,1%

Keine Vorgaben für zu erzielende Erträge bzw. 
Gewinnausschüttung

204 49,9 %

gesamt 409 100,0 %
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Abbildung 6.2
Städte/Gemeinden mit/ohne Vorgaben für Wohnungsunternehmen hinsichtlich der 
zu erzielenden Erträge bzw. der Gewinnausschüttung nach Einwohnerzahl

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Ergebnisse der Befragung der Wohnungs‑
unternehmen verdeutlichen, dass nur ein 
eher kleiner Teil der Kommunen konkrete 
Renditeerwartungen an die kommunalen 
Wohnungsunternehmen stellt und dass bei 
diesen die Erwartungen an die Höhe der 
Rendite sehr unterschiedlich sind.

Während die befragten Kreise ihren Woh‑
nungsunternehmen sehr selten konkrete 
Ertragsziele setzen (3 %), machen sie spür‑
bar häufiger konkrete Vorgaben zur Ge‑
winnausschüttung (33 %). Bei den Städten/
Gemeinden liegen die Anteile mit gesetz‑
ten konkreten Ertragszielen und Vorgaben 
zur Gewinnausschüttung (19 % bzw. 18 %) 
etwa gleich hoch. Insgesamt fordern Krei‑
se von ihren Wohnungsunternehmen da‑
mit häufiger Gewinnausschüttungen als 
Städte/Gemeinden.

Metropolen setzen weitaus häufiger kon‑
krete Ertragsziele (60 %) als Großstädte 
(30 %) sowie Städte/Gemeinden in Umland‑
kreisen und ländlichen Kreisen (jeweils 
16 %). Ein noch stärkeres Stadt-Land-Ge‑
fälle zeigt sich bei den konkreten Vorga‑
ben zur Gewinnausschüttung: Metropolen 
67 %, Großstädte 50 %, Städte/Gemeinden 
in Umlandkreisen und ländlichen Kreisen 
13 % bzw. 12 % (Abbildung 6.3). 

Die konkreten Vorgaben für Ertragsziele 
und Gewinnausschüttung werden dadurch 
beeinflusst, ob die Kommunen in den letz‑
ten zehn Jahren Wohnungspakete bzw. An‑
teile an Wohnungsunternehmen verkauft 
haben (siehe zu den realisierten Verkäufen 
Kapitel 7). Kommunen mit solchen Verkäu‑
fen setzen zu 27 % ihren Wohnungsunter‑
nehmen konkrete Ertragsziele und machen 
zu 35 % konkrete Vorgaben zur Gewinnaus‑
schüttung. Kommunen ohne Verkäufe in 
den letzten zehn Jahren machen dies weit‑
aus seltener (16 % bzw. 15 %). Offensichtlich 
haben die Verkäufe zu einer Erhöhung der 
Erwartungen der Kommunen hinsichtlich 

hindeuten, dass die Wohnungsunterneh‑
men einen maximalen Gesamtnutzen für 
sie bringen sollen.

Die Finanzlage der Kommune hat einen 
gewissen Einfluss auf die finanziellen Vor‑
gaben gegenüber kommunalen Wohnungs‑
unternehmen. Kommunen mit hohem 
Schuldenstand machen zu 55 %, und damit 
überdurchschnittlich häufig, ihren Woh‑
nungsunternehmen finanzielle Vorgaben. 
Aber auch die Kommunen mit niedrigem 
Schuldenstand machen zu 44 % solche Vor‑
gaben. Die Finanzlage ist also nicht allein 
entscheidend für finanzielle Vorgaben an 
die Wohnungsunternehmen, sondern auch 
die Größe bzw. der Handlungsbedarf von 
Kommunen, die Bedeutung kommunaler 
Wohnungsunternehmen und die von der 
Kommune verfolgte allgemeine Strategie 
gegenüber den kommunalen Wohnungs‑
unternehmen wirken sich aus.

Konkrete finanzielle Vorgaben

Konkrete Ertragsziele für die Wohnungs‑
unternehmen bzw. konkrete Vorgaben zur 
Gewinnausschüttung an die Kommune 
setzen 18 % bzw. 20 % aller Kommunen (mit 
einer Beteiligung von mindestens 5 %). Bei 
26 % der Kommunen werden den kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen lediglich 
allgemeine Vorgaben für die Steigerung 
der Erträge bzw. der Gewinnausschüttung 
gemacht. Von 14 % der Kommunen gibt es 
sonstige finanzielle Vorgaben, wobei hier‑
unter in einer offenen Antwortmöglichkeit 
am häufigsten die Vermeidung von Ver‑
lusten bzw. das Erzielen eines mindestens 
ausgeglichenen finanziellen Ergebnisses 
sowie die generelle Einhaltung des Wirt‑
schaftsplans genannt wurden (Tabelle 6.6). 

Die dargestellten Ergebnisse zu konkre‑
ten finanziellen Vorgaben zu Ertragszielen 
korrespondieren mit Ergebnissen anderer 
empirischer Studien zu den Erwartungen 
an die Erträge kommunaler Wohnungs‑
unternehmen. So kommen Lohse und  
Pfnür (2008, S. 29. f.) auf Grundlage von 135 
befragten kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen zu dem Ergebnis, dass 24 % dieser 
Unternehmen Erwartungen einer Eigen‑
kapitalrendite durch die Eigentümer aus‑
gesetzt sind. Dabei lag die von den Eigen‑
tümern erwartete Eigenkapitalrendite bei 
42 % der 33 kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen, die dazu Angaben machten, zwi‑
schen 0 % und 4 %, bei 36 % zwischen 5 % 
und 9 % und bei 18 % bei 10 % und mehr. Die 

Tabelle 6.6
Art der Vorgaben der Kommune gegenüber dem/den Wohnungsunternehmen 
hinsichtlich der zu erzielenden Erträge bzw. der Gewinnausschüttung 

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Art der Vorgaben trifft 
zu

trifft 
nicht zu

Kommunen 
gesamt

konkret zu Ertragszielen der WU 18,0 % 82,0 % 100,0 %

konkret zur Gewinnausschüttung an Kommune 19,5 % 80,5 % 100,0 %

allg. zur Steigerung der Erträge/Ausschüttung 25,9 % 74,1 % 100,0 %

sonstige finanzielle Vorgaben 13,5 % 86,5 % 100,0 %

n = 406
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Wohnungsunternehmen. Dies macht deut‑
lich, dass es den Kommunen bei den Vor‑
gaben zwar häufig um die Stabilität und 
Handlungsfähigkeit ihrer Wohnungsunter‑
nehmen geht, dass für sie jedoch auch ei‑
gene finanzielle Interessen von großer Be‑
deutung sind.

Veränderung der Ertragsziele für  
Wohnungsunternehmen

Angesichts der Diskussion um die Effizi‑
enz kommunaler Wohnungsunternehmen 
stellt sich die Frage, ob die Kommunen die 
Ertragsziele für diese in den letzten Jahren 
angehoben haben. Bei einem Teil der Kom‑
munen (mit einer Beteiligung von mindes‑
tens 5 %) ist dies durchaus der Fall: 33 % 
der Kommunen, die ihren Wohnungsun‑
ternehmen allgemeine oder konkrete Vor‑
gaben machen, gaben an, dass sie ihren 
Wohnungsunternehmen heute höhere Er‑
tragsziele setzen als vor drei Jahren. Bei 7 % 
wurden die Ertragsziele gesenkt und bei 
60 % gab es keine Änderung. Von den Krei‑
sen (18 %) wurden die Ertragsziele für ihre 
Wohnungsunternehmen in den letzten drei 
Jahren nicht so häufig erhöht wie von Städ‑
ten/Gemeinden (34 %). Ansonsten haben 
Stadtstaaten (100 %) die Ertragsziele häufi‑
ger erhöht als Städte/Gemeinden im Osten 
(42 %), Norden (33 %), Westen (26 %) und Sü‑
den (17 %). Ähnliches gilt für größere Städ‑
te (ab 200  000 Einwohner: 50 %) gegenüber 
kleinen Städten/Gemeinden (5  000 bis un‑
ter 10  000 Einwohner: 26 %) bzw. für Met‑
ropolen/Großstädte gegenüber ländlichen 
Kreisen (Abbildung 6.4).

Wie bereits oben in Zusammenhang mit 
den aktuellen finanziellen Vorgaben für 
Wohnungsunternehmen lässt sich auch 
bezogen auf die Veränderung der finanzi‑
ellen Vorgaben der Kommunen in den letz‑
ten drei Jahren ein Zusammenhang mit 
der Finanzlage der Kommunen feststellen. 
So haben 43 % der Kommunen mit hohem 
Schuldenstand die finanziellen Vorgaben 
für ihre Wohnungsunternehmen in den 
letzten drei Jahren erhöht, von den Kom‑
munen mit niedrigem Schuldenstand wa‑
ren es nur 26 %. 

Es wird deutlich, dass Kommunen nicht 
nur dann die Ertragsziele der Wohnungs‑
unternehmen erhöhen, wenn sie selbst mit 
einer schlechten Finanzlage konfrontiert 
sind, sondern auch (wenngleich seltener) 
bei relativ guter Finanzlage. Ein großer Teil 
der Kommunen hat zudem trotz schlech‑
ter Finanzlage die Vorgaben nicht erhöht. 

einer Verbesserung der Wirtschaftlichkeit 
der Wohnungsunternehmen und der Aus‑
schüttungen an die Kommune geführt. 

Die Befragungsergebnisse machen deut‑
lich, dass es die Kommunen nicht nur bei 
allgemeinen strategischen Aussagen zu 
wirtschaftlichen Fragen ihrer Wohnungs‑
unternehmen belassen, sondern dass sie 
diesen mehrheitlich allgemeine oder kon‑
krete finanzielle Vorgaben machen. Insbe‑
sondere die größeren Städte/Gemeinden, 
die besonders häufig mit einer schlech‑
ten Finanzlage konfrontiert sind, machen 
überwiegend konkrete finanzielle Vorga‑
ben, und zwar etwas häufiger zu den Aus‑
schüttungen als zu Ertragszielen für das 

konkrete Vorgaben zu Ertragszielen des Wohnungsunternehmens

konkrete Vorgaben zur Gewinnausschüttung an Kommune  
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Abbildung 6.3
Anteil der Städte/Gemeinden mit konkreten Vorgaben für Wohnungsunternehmen 
hinsichtlich der zu erzielenden Erträge bzw. der Gewinnausschüttung an die Kom-
mune nach Region/Ländergruppe

Abbildung 6.4
Veränderung der Vorgaben der Städte/Gemeinden zu den Ertragszielen von Woh-
nungsunternehmen in den letzten drei Jahren nach Kreistyp

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Der Anteil der Kreise, der heute mehr Vor‑
gaben zu inhaltlichen Aufgabenfeldern als 
vor drei Jahren macht (12 %), ist etwas hö‑
her als der Anteil der Städte/Gemeinden 
(9 %). Während sich bei kleinen Städten/
Gemeinden (5  000 bis unter 10  000 Ein‑
wohner) der Anteil mit mehr Vorgaben und 
weniger Vorgaben die Waage hält (jeweils 
6 %), verzeichnen die mittleren bis großen 
Städte (Klassen ab 50  000 Einwohner) hohe 
Anteile mit mehr Vorgaben (zwischen 17 % 
und 23 %) und nur sehr niedrige Antei‑
le mit weniger Vorgaben (zwischen 0 % 
und 3 %). Mittlere und große Städte haben 
demnach die Anforderungen an ihre Woh‑
nungsunternehmen zu inhaltlichen Auf‑
gabenfeldern in besonderem Maße erhöht. 
Dies dürfte daran liegen, dass bei diesen 
Städten/Gemeinden zum einen der höchs‑
te Handlungsbedarf besteht, zum anderen 
die kommunalen Wohnungsunternehmen 
aufgrund ihrer Größe, ihres Marktanteils 
und ihrer Ertragskraft am handlungsfä‑
higsten sind.

Generelle und spezifische Vorgaben  
für Wohnungsunternehmen

Am häufigsten werden den Wohnungsun‑
ternehmen von den Kommunen (mit ei‑
ner Beteiligung von mindestens 5 %) in den 
klassischen Aufgabenfeldern Wohnungs‑
versorgung und Mietenpolitik Ziele ge‑
setzt bzw. Vorgaben gemacht: bei der Woh‑
nungsversorgung sozialer Zielgruppen und 
der Wohnungsversorgung breiter Schich‑
ten von 50 % bzw. 46 % der Kommunen so‑
wie bei Mietenpolitik und preisgünstigem 
Wohnraum von 39 %. Weitere häufig ge‑
nannte Aufgabenfelder, in denen Vorgaben 
gemacht werden, sind Stadtumbau (43 %) 
und Entwicklung attraktiver Stadtquartie‑
re (42 %). Mit etwas Abstand folgen energe‑
tische Erneuerung des Wohnungsbestands 
(34 %), Verbesserung der kommunalen In‑
frastruktur (33 %) und Entschärfung sozi‑
aler/städtebaulicher Brennpunkte (32 %). 
In den Feldern Integration von Migranten 
(21 %) und Neubau für soziale Zielgruppen 
bzw. breite Schichten (12 % bzw. 11 %) wer‑
den von den Kommunen vergleichsweise 
selten Vorgaben gemacht (Tabelle 6.7). 

Dies spricht dafür, dass die Kommunen die 
Erhöhung finanzieller Vorgaben für Woh‑
nungsunternehmen nicht in erster Linie an 
der eigenen Finanzlage, sondern eher an 
den tatsächlichen Möglichkeiten der kom‑
munalen Wohnungsunternehmen, ihre Er‑
tragslage zu verbessern, festmachen. Das 
würde auch erklären, weshalb sich nach 
den Ergebnissen der Unternehmensbe‑
fragung von Lohse und Pfnür (2008, S. 
38) kommunale Wohnungsunternehmen 
durch die Höhe der von den Eigentümern 
geforderten Eigenkapitalrendite relativ sel‑
ten bzw. in der Regel nicht vor zunehmen‑
de Herausforderungen gestellt sehen. Die‑
ses Ergebnis dürfte jedoch auch dadurch 
geprägt sein, dass sich in den letzten Jah‑
ren (wie oben dargestellt wurde) die Rah‑
menbedingungen für die kommunalen 
Wohnungsunternehmen zur Verbesserung 
der Ertragslage insbesondere hinsichtlich 
der Finanzierungskonditionen günstig ent‑
wickelt haben und sich dadurch die wirt‑
schaftliche Situation der Unternehmen ins‑
gesamt spürbar verbessert hat. Dies dürfte 
die Erfüllung der Vorgaben der Kommu‑
nen durch die Wohnungsunternehmen be‑
günstigt haben.

6.3 	Vorgaben der Kommunen zu 
inhaltlichen Aufgabenfeldern

Im Folgenden wird auf die inhaltlichen 
Vorgaben eingegangen, die die Kommu‑
nen ihren Wohnungsunternehmen in ein‑
zelnen kommunalen Aufgabenfeldern 
machen. Dabei werden zunächst die Ver‑
änderungen bei den Vorgaben in den letz‑
ten Jahren und anschließend die aktuellen 
Vorgaben im Einzelnen dargestellt.

Veränderung der Vorgaben zu inhaltlichen 
Aufgabenfeldern

Bei den Vorgaben zu inhaltlichen Aufga‑
benfeldern hat sich innerhalb der letzten 
drei Jahre weniger verändert als bei den fi‑
nanziellen Vorgaben: 85 % der Kommunen 
(mit einer Beteiligung von mindestens 5 %) 
gaben an, ihren Wohnungsunternehmen 
gleich viele Vorgaben zu inhaltlichen Auf‑
gabenfeldern wie vor drei Jahren zu ma‑
chen, 9 % machen mehr und 6 % weniger 
Vorgaben.
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Von Städten/Gemeinden werden in den 
vielen inhaltlichen Aufgabenfeldern häu‑
figer Vorgaben gemacht als von Kreisen. 
Eine deutliche Ausnahme stellt das Auf‑
gabenfeld Neubau für soziale Zielgruppen 
dar (17 % der Kreise; 12 % der Städte/Ge‑
meinden; Abbildung 6.5).

Metropolen machen in den meisten inhalt‑
lichen Aufgabenfeldern weitaus mehr Vor‑
gaben als der Durchschnitt der Städte/Ge‑
meinden. Besonders häufig gibt es von 
ihnen Vorgaben in den Aufgabenfeldern 
Entwicklung attraktiver Stadtquartiere 
(81 %), Mietenpolitik/preisgünstiger Wohn‑
raum (75 %), Wohnungsversorgung sozialer 
Zielgruppen bzw. breiter Schichten (75 % 
bzw. 73 %), energetische Erneuerung des 
Wohnungsbestands (73 %). Großstädte sind 
in den meisten inhaltlichen Aufgabenfel‑
dern mit Vorgaben für ihre Wohnungsun‑
ternehmen etwas zurückhaltender als Me‑
tropolen, gleichwohl bewegen auch sie sich 
in der überwiegenden Zahl der Aufgaben‑
felder mit Vorgaben für ihre Wohnungs‑
unternehmen spürbar über dem Durch‑
schnitt aller Kommunen (Abbildung 6.6). 

Bei den Städten/Gemeinden in Umland‑
kreisen und ländlichen Kreisen sind Vor‑
gaben in nahezu allen Aufgabenfeldern 
spürbar seltener als bei Metropolen und 
Großstädten. In Umlandkreisen beziehen 
sich die Vorgaben am häufigsten auf die 
Aufgabenfelder Wohnungsversorgung so‑
zialer Zielgruppen bzw. breiter Schichten 
(50 % bzw. 46 %) und Mietenpolitik/preis‑
günstiger Wohnraum (37 %). Bei den länd‑
lichen Gebieten stehen die Aufgabenfelder 
Stadtumbau (59 %) und Entwicklung at‑
traktiver Stadtquartiere (49 %) an oberster 
Stelle, was bei diesem Kreistyp in Zusam‑
menhang mit einem hohen Anteil ostdeut‑
scher Kommunen steht. 

Was die Häufigkeit von Vorgaben für Woh‑
nungsunternehmen in den verschiedenen 
Regionen/Ländergruppen angeht, lassen 
sich folgende Unterschiede feststellen: In 
den Städten/Gemeinden im Norden wer‑
den den Wohnungsunternehmen in nahe‑
zu allen Aufgabenfeldern deutlich weniger 
Vorgaben als in anderen Regionen gemacht. 
In nahezu allen Regionen stehen die Auf‑
gabenfelder Wohnungsversorgung breiter 
Schichten bzw. sozialer Zielgruppen sowie 
Mietenpolitik/preisgünstiger Wohnraum 
bei den Vorgaben an erster Stelle. Einzig 
bei den Städten/Gemeinden im Osten gibt 
es erwartungsgemäß überdurchschnittlich 
häufig Vorgaben in den Aufgabenfeldern 

Tabelle 6.7
Inhaltliche Aufgabenfelder, in denen dem/den Wohnungsunternehmen von der 
Kommune Ziele gesetzt und Vorgaben gemacht werden 

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Aufgabenfelder Vorgaben keine 
Vorgaben

Kommunen 
gesamt

Wohnungsversorgung breiter Schichten 46,1 % 53,9 % 100,0 %

Wohnungsversorgung sozialer Zielgruppen 50,4 % 49,6 % 100,0 %

Mietenpolitik/preisgünstige Wohnungen 39,1 % 60,9 % 100,0 %

Neubau für breite Schichten 10,7 % 89,3 % 100,0 %

Neubau für soziale Zielgruppen 12,2 % 87,8 % 100,0 %

Entschärfung sozialer/städtebaulicher Brennpunkte 32,1 % 67,9 % 100,0 %

Integration von Migranten 20,5 % 79,5 % 100,0 %

Stadtumbau 43,2 %  56,8 % 100,0 %

Entwicklung attraktiver Stadtquartiere 41,9 % 58,1 % 100,0 %

energetische Erneuerung des Wohnungsbestands 34,4 % 65,6 % 100,0 %

Verbesserung der kommunalen Infrastruktur 33,4 % 66,6 % 100,0 %

n = 402
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Abbildung 6.5
Kommunen mit Vorgaben/Zielsetzungen für Wohnungsunternehmen nach kommu-
nalen Aufgabenfeldern sowie Städten/Gemeinden und Kreisen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Stadtumbau und Entwicklung attraktiver 
Stadtquartiere. Dass es dort bei der Woh‑
nungsversorgung breiter Schichten bzw. 
sozialer Zielgruppen ebenfalls häufig Vor‑
gaben der Kommunen gibt, macht deutlich, 
die soziale Wohnungsversorgung auch bei 
entspannten Märkten wie denen des Os‑
tens einen hohen Stellenwert für das kom‑
munale Handeln hat. 

Zusätzlich zu der Frage, welche generel‑
len Vorgaben für Wohnungsunternehmen 
zu einzelnen kommunalen Aufgabenfel‑
dern gemacht werden, wurden die Kom‑
munen nach spezifischen Vorgaben für 
Wohnungsunternehmen gefragt. Folgen‑
de spezifischen Vorgaben spielen häufig 
eine Rolle: Mitwirkung an Förderprogram‑
men (50 % der Kommunen), Berücksich‑
tigung sozialer Zielgruppen bei der Bele‑
gung von Wohnungen (41 %), Rückbauziele 
für den Stadtumbau (32 %), Höhe der In‑
vestitionen in allgemeine und energeti‑
sche Modernisierung (22 %) und Einfluss 
auf Wohnungsbelegung/-vergabe im Rah‑
men eines Kooperationsvertrags (16 %; Ta‑
belle 6.8). 

Hinsichtlich der zu den Mieten gemach‑
ten Vorgaben zeigt sich ein uneinheitliches 
Bild: 12 % der Kommunen fordern von ih‑
ren Wohnungsunternehmen Mieterhöhun‑
gen zur Verbesserung des wirtschaftlichen 
Erfolgs ein, andererseits verlangen 12 % ei‑
nen Verzicht auf eigentlich mögliche Miet‑
erhöhungen für den Erhalt preisgünstigen 
Wohnraums. Aus dem gleichen Grund ge‑
ben 7 % der Kommunen ihren Wohnungs‑
unternehmen Höchstmieten vor und 6 % 
fordern einen Verzicht auf Modernisie‑
rungen. Die gegengerichteten Vorgaben 
verdeutlichen den Zwiespalt, in dem sich 
Kommunen zum Teil befinden: einerseits 
aus versorgungspolitischen Gründen die 
Mieten kommunaler Wohnungen niedrig 
zu halten, andererseits Wohnungsunter‑
nehmen ausreichende Erträge zu ermög‑
lichen bzw. als Kommune selbst daraus 
Einnahmen zu erzielen. Was Verkaufsakti‑
vitäten angeht, machen 15 % der Kommu‑
nen spezifische Vorgaben zur Einzelpri‑
vatisierung und 6 % zu Teilverkäufen von 
kommunalen Wohnungen in Form von Pa‑
keten.

Es wird deutlich, dass große Zentren ih‑
ren kommunalen Wohnungsunternehmen 
sehr häufig Ziele setzen bzw. Vorgaben ma‑
chen und sich dieses Instruments in einem 
sehr breiten Spektrum kommunaler Aufga‑
benfelder und konkreter Maßnahmen be‑
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Abbildung 6.6
Kommunen mit Vorgaben/Zielsetzungen für Wohnungsunternehmen nach ausge-
wählten kommunalen Aufgabenfeldern und Kreistyp

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Tabelle 6.8
Art spezifischer Vorgaben, die dem/den Wohnungsunternehmen von  
der Kommune gemacht werden

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Vorgaben trifft zu trifft 
nicht zu

Kommunen 
gesamt

Höhe der Investitionen in allgemeine und 
energetische Modernisierung 

21,5 % 78,5 % 100,0 %

Verzicht auf Modernisierung (Erhalt von 
preisgünstigem Wohnraum) 

6,5 % 93,5 % 100,0 %

Mitwirkung an Förderprogrammen (z. B. an 
Stadtumbau, Soziale Stadt)

50,2 % 49,8 % 100,0 %

Vorgabe von Höchstmieten 7,2 % 92,8 % 100,0 %

Verzicht auf eigentlich mögliche Mieterhöhungen 
(Erhalt preisgünstigen Wohnraums) 

11,7 % 88,3 % 100,0 %

Einforderung von Mieterhöhungen (Verbesserung 
des wirtschaftlichen Erfolgs) 

12,2 % 87,8 % 100,0 %

Einzelprivatisierung von Wohnungen an Mieter 
oder Kapitalanleger 

14,9 % 85,1 % 100,0 %

Teilverkäufe in Form von Wohnungspaketen 5,7 % 94,3 % 100,0 %

Berücksichtigung sozialer Zielgruppen bei der 
Belegung von Wohnungen 

41,1 % 58,9 % 100,0 %

Einfluss auf die Wohnungsbelegung/-vergabe im 
Rahmen eines Kooperationsvertrags 

16,3 % 83,8 % 100,0 %

Rückbauziele für den Stadtumbau 32,2 % 67,8 % 100,0 %

sonstiges 2,4 % 97,6 % 100,0 %

n = 404
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gende Stadtrendite, die dem Wohnungs‑
unternehmen aktuell eine sehr große 
strategische Bedeutung für die Erfüllung 
kommunaler Aufgaben beimessen (42 %), 
für die sich die Bedeutung in den letzten 
Jahren erhöht hat (36 %), und die künftig 
einen Bedeutungsgewinn (34 %) sehen, je‑
doch auch jene, die ihren Wohnungsunter‑
nehmen heute höhere Ertragsziele als vor 
drei Jahren setzen (38 %) bzw. deren Schul‑
den hoch sind (28 %). Dies macht deutlich, 
dass eine Stadtrendite für Kommunen so‑
wohl unter inhaltlich-strategischen als 
auch finanziellen Aspekten von Bedeutung 
ist. Interessant ist, dass eine schlechte Fi‑
nanzlage von Kommunen für kommunale 
Wohnungsunternehmen offenbar sowohl 
zu (höheren) finanziellen Vorgaben (bezo‑
gen auf Ertragsziele/Ausschüttungen) als 
auch (erhöhten) Erwartungen der Kommu‑
nen an eine messbare Stadtrendite führt.

Insgesamt zeigt sich, dass insbesonde‑
re größere Städte aus der Diskussion zur 
Stadtrendite in den letzten Jahren Ansät‑
ze aufgegriffen haben, die auf eine (über 
klassische Maßstäbe hinausgehende) um‑
fassendere Bewertung kommunaler Woh‑
nungsunternehmen zielen. Viele Kommu‑
nen beschränken sich nicht mehr alleine 
auf klassische Renditebetrachtungen im 
betriebswirtschaftlichen Sinne, sondern 
bewerten ihre Wohnungsunternehmen 
über die für die Kommune erbrachten Leis‑
tungen und ihren generellen Nutzen. 

6.5 	Controllinginstrumente

Angesichts der Vielzahl an Vorgaben stellt 
sich die Frage, in welchem Maße und mit 
welchen Instrumenten deren Einhaltung 
bzw. das Erreichen der gesetzten Ziele von 
den Kommunen überprüft wird. Dabei ist 
von Interesse, ob Ansätze des Neuen Steu‑
erungsmodells (NSM) Eingang in die Kon‑
trolltätigkeit der Kommunen bezogen auf 
ihre Wohnungsunternehmen gefunden ha‑
ben oder ob auf traditionelle Kontrollinst‑
rumente gesetzt wird. 

Ergebnisse anderer empirischer  
Untersuchungen

Diverse empirische Untersuchungen, die 
sich jedoch meist nicht speziell auf Woh‑
nungsunternehmen beziehen, belegen, 
dass sich das Beteiligungscontrolling der 
Kommunen im Allgemeinen in den letzten 
Jahren zwar durchaus gewandelt hat, neue 
Ansätze jedoch nur zögerlich Eingang fin‑

dienen. Aber auch kleinere Städte/Gemein‑
den bzw. jene im Umland oder peripheren/
ländlichen Gebieten machen ihren Woh‑
nungsunternehmen durchaus in mehre‑
ren Aufgabenfeldern Vorgaben. Im Mittel‑
punkt der Vorgaben stehen insgesamt zwar 
am häufigsten die klassischen Aufgabenfel‑
der soziale Wohnungsversorgung und Mie‑
tenpolitik/preisgünstiger Wohnraum, die 
Vorgaben erstrecken sich jedoch auch auf 
städtebau-, stadtentwicklungs- oder kli‑
mapolitische Aufgabenfelder. Diese weisen 
vermehrt Schnittpunkte mit klassischer 
Wohnungspolitik auf und gehören daher 
zunehmend zu Tätigkeitsgebieten, in de‑
nen die Kommunen ihre Wohnungsunter‑
nehmen einsetzen. Die Schwerpunkte der 
Vorgaben werden von den Kommunen je‑
weils an den Aufgabenfeldern festgemacht, 
die regional, größenspezifisch oder hin‑
sichtlich der Wohnungsmarktlage für sie 
im Vordergrund stehen.

6.4 	Erwartete Stadtrendite

Eine klar messbare Stadtrendite, die die 
Unternehmensleistung in Bereichen wie 
der Wohnungsversorgung von Zielgruppen, 
der Stadtentwicklung, der Sozialpolitik 
oder der Umweltpolitik beinhaltet, erwar‑
ten 24 % der Kommunen (mit einer Beteili‑
gung von mindestens 5 %) von ihren Woh‑
nungsunternehmen (Tabelle 6.9).27

Städte/Gemeinden erwarten von ihren 
Wohnungsunternehmen häufiger (25 %) 
eine Stadtrendite als Kreise (11 %), was an 
den (gegenüber den Städten/Gemeinden) 
spürbar geringeren Beteiligungen und klei‑
neren Wohnungsunternehmen der Kreise 
liegen dürfte. 

Überdurchschnittlich häufig haben gro‑
ße Städte (ab 100  000 Einwohner: 39 %) 
und verständlicherweise insbesondere die 
Kommunen Erwartungen an eine von ih‑
ren Wohnungsunternehmen zu erbrin‑

Tabelle 6.9
Erwartungen der Kommune an das/die Wohnungsunternehmen hinsichtlich  
einer klar messbaren Stadtrendite*

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

Stadtrendite wird erwartet 96 24,2 %

Stadtrendite wird nicht erwartet 300 75,8 %

gesamt 396 100,0 %

* 	Stadtrendite, die eine Unternehmensleistung in Bereichen wie der Wohnungsversorgung von 	
	 Zielgruppen, der Stadtentwicklung, der Sozialpolitik oder der Umweltpolitik beinhaltet

(27)
Lohse und Pfnür (2008) kom-
men bei ihrer Befragung von 
135 kommunalen Wohnungs-
unternehmen zu dem Ergeb-
nis, dass von 42 % der Ei-
gentümer eine klar messbare 
Stadtrendite erwartet wird. Da 
hier Unternehmen und bei der 
IfS-Befragung Kommunen be-
fragt wurden, sind die ermittel-
ten Werte nicht vergleichbar.
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gaben durch die Wohnungsunternehmen 
gebeten. An erster Stelle steht die Bericht‑
erstattung in Gesellschafterversammlun‑
gen bzw. Aufsichtsratsgremien, die für 68 % 
der Kommunen eine große Bedeutung und 
für weitere 26 % eine Bedeutung für die 
Überwachung der Vorgaben und Ziele hat. 
Für 61 % der Kommunen sind jährliche Un‑
ternehmensberichte von großer Bedeutung 
und für weitere 32 % von Bedeutung. 

Die übrigen genannten Controllinginstru‑
mente sind für weitaus weniger Kommu‑
nen von Bedeutung. Dies gilt insbesondere 
für neue Instrumente wie monetäre Kenn‑
zahlen (13 % große Bedeutung; 40 % Bedeu‑
tung) oder inhaltliche Kennzahlen (11 %; 
41 %) und für die Überwachung im Rah‑
men des Vergütungssystems für die Ge‑
schäftsleitung (4 %; 22 %; Tabelle 6.10). 

Es wird deutlich, dass von den Kommu‑
nen nach wie vor in erster Linie klassische 
Überwachungsinstrumente eingesetzt 
werden und neue Ansätze bislang wenig 
Verbreitung bzw. selten große Bedeutung 
gefunden haben. Damit kommt die Kom‑
munalbefragung für das Controlling bezo‑
gen auf Wohnungsunternehmen auf ähnli‑
che Ergebnisse wie die oben dargestellten 
Untersuchungen zum generellen Control‑
ling von kommunalen Unternehmen: Es 
lassen sich gewisse Professionalisierungs‑
tendenzen wie der verstärkte Einsatz von 
Bewertungskennziffern erkennen, jedoch 
bei weitem noch nicht mit einer flächen‑

den. Nach den Ergebnissen einer Befra‑
gung von 313 Kreisen und der 969 größten 
deutschen Städte durch die TU Dresden 
im Jahr 2006 hat in den letzten Jahren eine 

„Professionalisierung“ des Beteiligungs‑
controllings stattgefunden, indem ver‑
stärkt Bewertungskennziffern sowie Steue‑
rungs- und Berichtsinstrumente eingesetzt 
werden (Günther/Niepel 2006, Der Neue 
Kämmerer 2007). Von einem ganzheitli‑
chen Beteiligungsmanagement kann nach 
der Untersuchung jedoch nicht gesprochen 
werden, da die Beteiligungsverwaltung nur 
selten in die strategische Gesamtplanung 
einbezogen wird und weitere Defizite exis‑
tieren.

Eine Studie von Bremeier, Brinckmann 
und Kilian (2006) beschäftigte sich mit der 
Steuerung kommunaler Unternehmen auf 
Basis einer Befragung von 255 Kommunen 
(Landkreise sowie Städte und Gemeinden 
zwischen 10  000 und 50  000 Einwohnern in 
sechs Bundesländern). Die Befragung er‑
gab, dass jährliche Unternehmensberichte 
und informelle Kommunikation zwischen 
Verwaltungs- und Unternehmensleitung 
die am häufigsten genutzten Steuerungs‑
instrumente sind, häufig ist darüber hin‑
aus die Zielfestlegung in Satzungen. Wenig 
vertreten sind hingegen die Instrumente, 
die aus Sicht der betriebswirtschaftlichen 
Literatur und der Literatur zum Neuen 
Steuerungsmodell eigentlich besonderen 
Stellenwert genießen müssten: Zielverein
barungen, Controlling, Steuerung über 
Kennzahlen.

Aus anderer Sicht beleuchten Lohse und 
Pfnür (2008, S. 37) die Frage nach der Steu‑
erung der Kommunen bzw. der Berichter‑
stattung der kommunalen Wohnungsun‑
ternehmen gegenüber Kommunen. Knapp 
die Hälfte der 133 befragten kommunalen 
Wohnungsunternehmen gaben eine „zu‑
nehmende Herausforderung an das Re‑
porting (z. B. gegenüber Eigentümern oder 
Banken)“ an. Diese Einschätzung deutet 
darauf hin, dass ein Teil der Kommunen 
die Anforderungen im Bereich des Cont‑
rollings gegenüber ihren Wohnungsunter‑
nehmen erhöht hat.

Bedeutung unterschiedlicher  
Controllinginstrumente

In der Befragung durch das IfS wurden 
die Kommunen (mit einer Beteiligung von 
mindestens 5 %) um eine Bewertung der 
Bedeutung von Instrumenten für die Über‑
wachung der Einhaltung der Ziele und Vor‑

Instrument große 
Bedeutung

Bedeutung keine 
Bedeutung

Kommunen 
gesamt

jährliche Unternehmensberichte 61,3 % 31,9 % 6,8 % 100,0 %

regelmäßige unterjährliche 
Unternehmensberichte 

30,9 % 39,3 % 29,8 % 100,0 %

sonstige Berichterstattung 
Gesellschafterversammlung 
bzw. Aufsichtsgremien 

68,4 % 26,0 % 5,6 % 100,0 %

Einzelabfragen von 
Informationen beim Wohnungs
unternehmen 

15,4 % 51,6 % 32,9 % 100,0 %

Einsatz von monetären 
Kennzahlen 

12,7 % 40,1 % 47,2 % 100,0 %

Einsatz von inhaltlichen 
Kennzahlen 

10,7 % 41,3 % 48,0 % 100,0 %

Soll-Ist-Vergleiche 23,2 % 45,4 % 31,4 % 100,0 %

im Rahmen des 
Vergütungssystems für die 
Geschäftsleitung 

3,9 % 22,3 % 73,8 % 100,0 %

n = 398

Tabelle 6.10
Bedeutung von Instrumenten für die Überwachung der Einhaltung der Ziele und 
Vorgaben durch das/die Wohnungsunternehmen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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sie überwiegend regelmäßig bzw. jährlich 
erstellt: Bei knapp 78 % der Kommunen 
stammt der letzte Beteiligungsbericht aus 
2008, bei knapp 19 % aus 2007 und nur bei 
knapp 4 % ist er älter.

Insgesamt wird deutlich, dass der weitaus 
größte Teil der Kommunen mit relevanten 
Beteiligungen an Wohnungsunternehmen, 
bei denen es sich überwiegend um größere 
Kommunen handelt, Beteiligungsberichte 
erstellt und spezifische Informationen zu 
ihren Beteiligungen an kommunalen Woh‑
nungsunternehmen (und anderen Unter‑
nehmen) bereitstellt. In der Regel werden 
diese Informationen von den Kommunen 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.

6.6 	Interessenskonflikte

Wie die Ergebnisse der Befragung zeigen, 
sind sich Kommune und Wohnungsunter‑
nehmen nicht immer einig. So berichten 
26 % der Kommunen (mit einer Beteiligung 
von mindestens 5 %) von gelegentlichen 
und 2 % von häufigen Interessenskonflik‑
ten zwischen Kommune und Wohnungs‑
unternehmen. Beim größten Teil bzw. bei 
73 % der Kommunen kommen Interessens‑
konflikte so gut wie nie vor (Tabelle 6.11).

Von häufigen oder gelegentlichen Interes‑
senskonflikten berichten Städte/Gemein‑
den (29 %) häufiger als Kreise (11 %). In gro‑
ßen Städten (ab 200  000 Einwohner) sind 
sie häufiger (56 %) als in kleinen Städten/
Gemeinden (5  000 bis unter 10  000 Ein‑
wohner: 25 %).

Überdurchschnittlich treten (häufige/gele‑
gentliche) Interessenskonflikte in Kommu‑
nen auf, in denen die Ertragsziele für das 
kommunale Wohnungsunternehmen in 
den letzten Jahren entweder erhöht (34 %) 
oder verringert (45 %) wurden. Generell 
scheinen Fragen des Verkaufs von Woh‑
nungen bzw. Anteilen an Wohnungsunter‑
nehmen ein besonders hohes Konfliktpo‑
tenzial zu bergen: Bei Kommunen, die in 
den letzten zehn Jahren Wohnungspakete 
bzw. Anteile verkauft haben, gibt es in 37 % 
der Fälle Konflikte, bei denen, die einen 
solchen Verkauf in den nächsten drei Jah‑
ren planen, sogar in 54 % der Fälle.

Die Einzelprivatisierung führt ebenfalls 
zu leicht überdurchschnittlich auftreten‑
den Interessenskonflikten zwischen Kom‑
munen und Wohnungsunternehmen, er‑
scheint jedoch nicht so konfliktträchtig 
wie Verkäufe von Anteilen an Wohnungs‑

deckenden Verbreitung und einem hohen 
Stellenwert.

Beteiligungsberichte

Beteiligungsberichte sind ein wichtiges 
kommunales Informations- und Kontroll‑
instrument, deren Erstellung und jährliche 
Fortschreibung nach den Vorgaben der Ge‑
meinde- bzw. Kreisordnungen in der Regel 
Pflicht sind. Die Gemeindeordnungen ent‑
halten zum Teil konkrete Vorgaben zu den 
Inhalten von Beteiligungsberichten. Von 
einigen Ländern werden Arbeitshilfen zu 
den Inhalten und formellen Anforderun‑
gen an Beteiligungsberichte bereitgestellt 
(Beispiele: Nordrhein-Westfalen, Sachsen-
Anhalt). Nach der Gemeindeordnung des 
Landes Nordrhein-Westfalen beispiels
weise dient der Beteiligungsbericht der 
Information der Ratsmitglieder, damit die‑
se ihre Prüfrechte wahrnehmen können 
(Abbildung 6.7). 

Nach den Ergebnissen der Kommunalbe‑
fragung verfügen 77 % der Kommunen (mit 
einer Beteiligung von mindestens 5 %) über 
Beteiligungsberichte. Die Beteiligungsbe
richte werden in 90 % der Fälle von den 
Kommunen veröffentlicht. Zudem werden 

§ 112 Informations- und Prüfungsrechte, Beteiligungsbericht

Zur Information der Ratsmitglieder und der Einwohner hat die Gemeinde einen 
Bericht über ihre Beteiligungen an Unternehmen und Einrichtungen in der 
Rechtsform des privaten Rechts zu erstellen und jährlich fortzuschreiben. Der 
Bericht soll insbesondere Angaben über die Erfüllung des öffentlichen Zwecks, 
die finanzwirtschaftlichen Auswirkungen der Beteiligung, Beteiligungsverhält-
nisse und die Zusammensetzung der Organe der Gesellschaft enthalten. Die 
Einsicht in den Bericht ist jedermann gestattet. Die Gemeinde hat den Bericht 
zu diesem Zweck bereitzuhalten. Auf die Möglichkeit zur Einsichtnahme ist in 
geeigneter Weise öffentlich hinzuweisen.

Abbildung 6.7
Beispiel für Vorgaben einer Gemeindeordnung zum Beteiligungsbericht

Quelle: Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, Neufassung vom 14.7.1994

Tabelle 6.11
Häufigkeit der Interessenskonflikte zwischen Kommune und  
Wohnungsunternehmen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Interessenskonflikt Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

häufig 6 1,5 %

gelegentlich 103 25,6 %

so gut wie nie 293 72,9 %

gesamt 402 100,0 %
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6.7 	Zwischenfazit

Die Verwaltung der Beteiligung an Woh‑
nungsunternehmen ist bei den Kommunen 
(mit einer Beteiligung von mindestens 5 %) 
am häufigsten beim Kämmerer/Finanzde‑
zernat angesiedelt, zugleich sind jedoch die 
Verwaltungsleitungen stark einbezogen. In 
vielen Kommunen wird die Steuerung der 
Wohnungsunternehmen offenbar als Chef‑
sache angesehen, insbesondere in kleine‑
ren Städten/Gemeinden bzw. peripheren/
ländlichen Gebieten. In den größeren Zen‑
tren spielt dagegen das für Finanzen so‑
wie das für Bauen und Stadtentwicklung 
zuständige Dezernat ebenfalls eine große 
bzw. die größere Rolle für die Steuerung.

Von den Kommunen werden für ihre Woh‑
nungsunternehmen eine Vielzahl von in‑
haltlichen und finanziellen Zielen formu‑
liert und daraus Vorgaben entwickelt. Für 
die Einbringung ihrer Ziele und Vorgaben 
gegenüber Wohnungsunternehmen steht 
für die Kommunen nicht ein einzelner An‑
satz im Vordergrund, vielmehr praktizie‑
ren sie hierbei eine Vielzahl von formellen 
wie informellen Ansätzen (Geschäftspläne, 
Satzungen, Gesellschafterversammlungen, 
informelle Kommunikation etc). Die paral‑
lele Nutzung verschiedener Ansätze deutet 
zum einen auf die Wichtigkeit hin, die die 
Einbringung von Zielen und Vorgaben ge‑
genüber ihren Wohnungsunternehmen für 
die Kommunen hat, zum anderen auf ein 
flexibles Vorgehen.

Interessenskonflikte trifft zu trifft 
nicht zu

Kommunen 
gesamt

im Bereich Belegungspolitik 32,7 % 67,3 % 100,0 %

im Bereich Mietenpolitik 23,6 % 76,4 % 100,0 %

bezogen auf Wohnungsverkauf durch 
Wohnungsunternehmen 

21,5 % 78,5 % 100,0 %

bezogen auf Mitwirkung an der 
Quartiersentwicklung 

35,8 % 64,2 % 100,0 %

bezogen auf stadtentwicklungspolitische 
Schlüsselprojekte 

44,0 % 56,0 % 100,0 %

generell unterschiedliche Auffassungen zur 
Funktion des Wohnungsunternehmens 

11,3 % 88,7 % 100,0 %

Konflikt zwischen den von der Kommune 
gestellten Aufgaben und den wirtschaftlichen 
Zielen des Unternehmens 

47,2 % 52,8 % 100,0 %

unterschiedliche Einschätzungen, auf welchem 
Weg die gemeinsamen Ziele von Kommune und 
Wohnungsunternehmen erreicht werden können 

39,3 % 60,7 % 100,0 %

n = 109

unternehmen bzw. Wohnungen im Paket: 
Bei den Kommunen, bei denen in den letz‑
ten zehn Jahren kommunale Wohnungen 
einzelprivatisiert wurden, wird in 32 % der 
Fälle von Interessenskonflikten berichtet, 
und bei den Kommunen, die Einzelprivati‑
sierungen in den nächsten drei Jahren pla‑
nen, sind es ebenfalls 32 % der Fälle. 

Von den Kommunen am häufigsten ange‑
gebener Punkt sind Konflikte zwischen 
den von der Kommune gestellten Aufgaben 
und den wirtschaftlichen Zielen des Unter‑
nehmens (47 % der Kommunen mit Kon‑
flikten), dicht gefolgt von Konflikten, bei 
denen es um die Frage geht, auf welchem 
Weg die gemeinsamen Ziele von Kommune 
und Wohnungsunternehmen erreicht wer‑
den können (39 %). Generell unterschiedli‑
che Auffassungen zur Funktion des kom‑
munalen Wohnungsunternehmens sind 
dagegen eher selten (11 %; Tabelle 6.12). 

Die Interessenskonflikte betreffen über die 
generellen und wirtschaftlichen Aspek‑
te hinaus folgende konkrete Felder: stadt‑
entwicklungspolitische Schlüsselprojek‑
te (44 % der Kommunen mit Konflikten), 
Mitwirkung an der Quartiersentwicklung 
(36 %), Belegungspolitik (33 %) und Mie‑
tenpolitik (24 %) sowie Wohnungsverkauf 
durch Wohnungsunternehmen (22 %). 

Die Befragungsergebnisse machen deut‑
lich, dass die Vorgaben der Kommunen von 
ihren Wohnungsunternehmen nicht im‑
mer umstandslos umgesetzt werden, ins‑
besondere in den Fällen, bei denen von der 
Kommunen sowohl finanzielle als auch 
aufgabenbezogene Anforderungen an die 
Unternehmen gestellt werden. Einerseits ist 
verständlich, dass Kommunen möglichst 
hohe Leistungen von ihren Wohnungsun‑
ternehmen in verschiedenen Bereichen 
erwarten und einfordern. Andererseits ist 
nachzuvollziehen, dass sich Unternehmen 
hierdurch nicht überfordern lassen wol‑
len: Sie sehen sich hierdurch zum Teil zu 
einem „ständigen Spagat zwischen ökono‑
mischen und sozialen Interessen“ (Pfeiff 
2002, S. 5) gezwungen, der aus ihrer Sicht 
schwer zu bewältigen ist. Zugleich wird 
aus den Befragungsergebnissen deutlich, 
dass Dauerkonflikte zwischen Kommunen 
und Wohnungsunternehmen die Ausnah‑
me darstellen und Konflikte eher punktu‑
ell und bezogen auf konkrete Entscheidun‑
gen auftreten.

Tabelle 6.12
Art der Interessenskonflikte zwischen Kommune und Wohnungsunternehmen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Von den Kommunen wird eine Vielzahl von 
Instrumenten zur Überwachung der Ein‑
haltung der Ziele und Vorgaben durch die 
Wohnungsunternehmen eingesetzt. Dabei 
handelt es sich jedoch nach wie vor in ers
ter Linie um klassische Überwachungsins
trumente, neue Ansätze bzw. Control‑
linginstrumente haben bislang wenig 
Verbreitung gefunden. Die Ergebnisse der 
Kommunalbefragung stimmen mit an‑
deren Untersuchungen zu kommunalen 
Unternehmen (auch außerhalb der Woh‑
nungswirtschaft) darin überein, dass sich 
bei den Kommunen gewisse Professionali‑
sierungstendenzen wie der verstärkte Ein‑
satz von Bewertungskennziffern erkennen 
lassen, jedoch bei Weitem noch nicht mit 
einer flächendeckenden Verbreitung und 
einem hohen Stellenwert.

Die Vorgaben der Kommunen werden von 
ihren Wohnungsunternehmen nicht immer 
umstandslos umgesetzt, insbesondere in 
den Fällen, bei denen von den Kommunen 
sowohl finanzielle als auch aufgabenbezo‑
gene Anforderungen an die Unternehmen 
gestellt werden. Einerseits ist verständ‑
lich, dass Kommunen möglichst hohe Leis‑
tungen von ihren Wohnungsunternehmen 
in verschiedenen Bereichen erwarten und 
einfordern. Andererseits ist nachzuvoll‑
ziehen, dass sich Unternehmen hierdurch 
nicht überfordern lassen wollen. Daraus 
entstehende Interessenskollisionen führen 
nur in Ausnahmen zu dauerhaften Kon‑
flikten zwischen Kommunen und Woh‑
nungsunternehmen, vielmehr treten diese 
eher punktuell und bezogen auf konkrete 
Entscheidungen auf.

Die Kommunen beschränken sich nicht 
nur auf allgemeine strategische Aussa‑
gen zu wirtschaftlichen Fragen ihrer Woh‑
nungsunternehmen, sondern machen 
diesen mehrheitlich Vorgaben zu den zu 
erzielenden Erträgen bzw. zur Gewinnaus‑
schüttung. Den Kommunen geht es bei den 
finanziellen Vorgaben häufig um die Sta‑
bilität und Handlungsfähigkeit ihrer Woh‑
nungsunternehmen, aber auch um eigene 
finanzielle Interessen, insbesondere unter 
den großen Städten, die eine schlechte Fi‑
nanzlage aufweisen. 

In den letzten drei Jahren haben deutlich 
mehr Kommunen die Ertragsziele für ihre 
Wohnungsunternehmen erhöht als ge‑
senkt. Die Erhöhung haben die Kommu‑
nen nicht in erster Linie an ihrer eigenen 
Finanzlage festgemacht, sondern eher an 
den tatsächlichen Möglichkeiten der kom‑
munalen Wohnungsunternehmen, ihre Er‑
tragslage zu verbessern.

Vorgaben zu inhaltlichen Aufgabenfel‑
dern wurde in den letzten drei Jahren von 
den Kommunen insgesamt weniger häu‑
fig erhöht als die finanziellen Vorgaben. 
Eine Ausnahme bilden vor allem die gro‑
ßen Städte. Viele der großen Städte erwar‑
ten zusätzlich zu höheren Erträgen bzw. 
Ausschüttungen von ihren Wohnungsun‑
ternehmen eine klar messbare Stadtren‑
dite, die die Unternehmensleistung in Be‑
reichen wie der Wohnungsversorgung von 
Zielgruppen, der Stadtentwicklung, der So‑
zialpolitik oder der Umweltpolitik beinhal‑
tet.
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nern (Anteile zwischen 18 % und 21 %; Ab‑
bildung 7.2). 

Im Norden (27 %) waren mehr Städte/Ge‑
meinden von Verkäufen kommunaler 
Wohnungsunternehmen/-bestände betrof
fen als im Westen (24 %), Osten (22 %) und 
insbesondere im Süden (16 %). Kommunen 
mit aktuell hohen Schulden haben in den 
letzten zehn Jahren etwas häufiger kom‑
munale Wohnungsunternehmen/-bestän‑
de verkauft (26 %) als Kommunen mit nied‑
rigen Schulden (16 %). Es wird deutlich, 
dass Kommunen durch den Verkauf kom‑
munaler Wohnungsunternehmen/-bestän

Dieses Kapitel widmet sich der Verkaufstä‑
tigkeit der befragten Kommunen bzw. ih‑
rer Wohnungsunternehmen in den letzten 
zehn Jahren sowie den Gründen für die Ver‑
käufe und den mit den Verkäufen gemach‑
ten Erfahrungen. Dabei wird zwischen ver‑
schiedenen Arten der Verkaufstätigkeit 
unterschieden: dem Verkauf von Beteili‑
gungen bzw. Anteilen an Wohnungsunter‑
nehmen, dem Verkauf von Wohnungspa‑
keten sowie der Einzelprivatisierung. Die 
im Folgenden dargestellten Ergebnisse be‑
ziehen sich zunächst in Zusammenhang 
mit der Häufigkeit von Verkaufsaktivitäten 
auf alle Kommunen (auch jene ohne aktu‑
elle Beteiligungen bzw. eigene Wohnun‑
gen) und anschließend bezogen auf die nä‑
heren Umstände der Verkäufe nur noch auf 
die Kommunen mit Verkaufsaktivitäten in 
den letzten zehn Jahren. Es ist darauf hin‑
zuweisen, dass sich die Angaben zum Um‑
fang der Verkäufe ausschließlich auf die 
befragten Kommunen beziehen. Sie stellen 
keine Hochrechnung auf die Gesamtheit 
der Kommunen ab 5  000 Einwohner dar.

7.1 	Verkäufe von Beteiligungen/
Wohnungspaketen der letzten 
zehn Jahre

Anteil der Kommunen mit Verkäufen und 
Art der Verkäufe

21 % aller befragten Kommunen gaben an, 
dass in den letzten zehn Jahren ein Verkauf 
kommunaler Beteiligungen an Wohnungs‑
unternehmen bzw. Wohnungen im Paket 
(Wohnungen kommunaler Wohnungsun‑
ternehmen oder eigene Wohnungen der 
Kommune; ohne Einzelprivatisierung) 
durchgeführt wurde, bei 79 % erfolgten kei‑
ne solcher Verkäufe (Abbildung 7.1).

Der Anteil mit Verkaufsaktivitäten (Beteili
gungen bzw. Wohnungspakete) innerhalb 
der letzten zehn Jahre ist bei Kreisen (22 % 
mit Verkäufen) und Städten/Gemeinden 
(21 %) ähnlich hoch. Bei großen Städten/
Gemeinden (mit 200  000 und mehr Ein‑
wohnern: 56 %) ist der Anteil mit Verkäufen 
spürbar höher als bei kleinen und mittle‑
ren Städten mit weniger als 50  000 Einwoh‑

7	 Erfolgte Verkäufe von  
	 Wohnungsunternehmen und  
	 Wohnungsbeständen

Verkauf
21%

Kein Verkauf
79%

n = 1214 Anteil der Kommunen

Abbildung 7.1
In den letzten zehn Jahren durchgeführter Verkauf von Anteilen oder  
Wohnungspaketen kommunaler Wohnungsunternehmen oder eigenen Wohnungen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Abbildung 7.2
Städte/Gemeinden mit/ohne in den letzten zehn Jahren durchgeführten Verkäufen 
(Beteiligungen an Wohnungsunternehen/Wohnungspakete) nach Einwohnerzahl

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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genannt, bei der Wohnungsbestände ver‑
kauft und anschließend wieder angemietet 
werden (sale and lease back).

Umfang der verkauften Beteiligungen und 
Wohnungspakete

Insgesamt wurden nach Angaben der Kom‑
munen in den letzten zehn Jahren Beteili‑
gungen an 41 Wohnungsunternehmen, die 
zusammen über einen Wohnungsbestand 
von ca. 142  000 Wohnungen verfügen,28 so‑
wie zusätzlich ca. 88  000 kommunale Woh‑
nungen (von Wohnungsunternehmen oder 
eigene) im Paket verkauft (Tabelle 7.2).

Die Kommunen, bei denen in den letz‑
ten zehn Jahren ein Verkauf von Beteili‑
gungen an Wohnungsunternehmen oder 
von Wohnungspaketen erfolgte, verfügten 
2009 über insgesamt ca. 0,859 Mio. kom‑
munale Wohnungen. Bezieht man hier‑
auf die realisierten Verkäufe, so ergibt sich 
eine Verkaufsquote von 27 % (17 % Ver‑
kauf von Beteiligungen, 10 % Verkauf von 
Wohnungspaketen).29 Der Großteil der 
kommunalen Wohnungen in diesen Kom‑
munen war also nicht von Verkäufen be‑
troffen.30

Bezogen auf die 1,625 Mio. kommunalen 
Wohnungen aller befragten Kommunen 
mit Angaben zu den Verkäufen der letz‑
ten zehn Jahre (inklusive derer, die keine 
Beteiligungen bzw. Wohnungspakete ver‑
kauft haben), liegt die Verkaufsquote bei 
14 % (9 Prozentpunkte Verkauf von Beteili‑
gungen an Wohnungsunternehmen, 5 Pro‑
zentpunkte Paketverkauf). Andere Unter‑
suchungen zu Wohnungsverkäufen in den 
Jahren 1999 bis 2008 ermittelten eine Ver‑
kaufsquote in ähnlicher Größenordnung.31

Nach den Ergebnissen der Kommunalbe‑
fragung wurde bei 30 Wohnungsunterneh‑
men, die insgesamt ca. 102  000 Wohnun‑
gen (6 % aller kommunalen Wohnungen) 
halten, ein Komplettverkauf der Anteile 
durch die Kommune durchgeführt. Bei elf 
Wohnungsunternehmen mit insgesamt ca. 
40  000 Wohnungen (2 % aller kommunalen 
Wohnungen) erfolgte der Verkauf nur eines 
Teil der kommunalen Anteile.

Von den 41 Wohnungsunternehmen, bei 
denen Kommunen in den letzten zehn Jah‑
ren Beteiligungen bzw. Anteile verkauft ha‑
ben, entfallen acht mit insgesamt ca. 10  000 
Wohnungen auf Verkäufe durch Kreise und 
33 mit ca. 132  000 Wohnungen auf Verkäu‑
fe durch Städte/Gemeinden. In Form von 
Wohnungspaketen wurden von den Krei‑

de möglicherweise Schulden reduzieren 
konnten (siehe unten), wodurch jedoch 
insgesamt kein niedrigerer Schuldenstand 
als bei nichtverkaufenden Kommunen er‑
reicht werden konnte. 

Von den Kommunen, die Verkäufe vorge‑
nommen haben, haben 14 % einen Kom‑
plettverkauf und 7 % einen Teilverkauf von 
Beteiligungen an Wohnungsunternehmen 
durchgeführt (3,0 % bzw. 1,5 % bezogen 
auf alle Kommunen). Bei 23 % der verkau‑
fenden Kommunen (4,9 % bezogen auf alle 
Kommunen) wurde ein Teil der Wohnun‑
gen von Wohnungsunternehmen im Paket 
veräußert (Tabelle 7.1). 

Noch häufiger wurden Wohnungen ver‑
kauft, die sich in unmittelbarem Eigentum 
der Kommune (eigene Wohnungen) be‑
fanden: Bei 30 % aller verkaufenden Kom‑
munen erfolgte ein Komplettverkauf der 
eigenen Wohnungen und 31 % verkauf‑
ten Teile der eigenen Wohnungen im Pa‑
ket (6,4 % bzw. 6,6 % aller Kommunen). Als 
sonstige Formen des Verkaufs wurden im 
Rahmen einer offenen Antwortmöglich‑
keit häufiger der Verkauf von Einzelhäu‑
sern (nicht im Paket) und in einigen weni‑
gen Fällen die Sonderform eines Verkaufs 

Art des Verkaufs trifft zu trifft 
nicht zu

Kommunen 
gesamt

Komplettverkauf der Beteiligung/en an 
Wohnungsunternehmen

13,8 % 86,2 % 100,0 %

Teilverkauf von Beteiligung/en an 
Wohnungsunternehmen

6,5 % 93,5 % 100,0 %

Verkauf eines Teils der Wohnungen des/der 
Wohnungsunternehmen/s im Paket

23,1 % 76,9 % 100,0 %

Kompletter Verkauf der Wohnungen in 
unmittelbarem Eigentum der Kommune

30,0 % 70,0 % 100,0 %

Teilverkauf von Wohnungen in unmittelbarem 
Eigentum der Kommune im Paket

31,2 % 68,8 % 100,0 %

n = 260

Anzahl der Wohnungsunternehmen mit Verkauf von kommunalen Anteilen 41

Anzahl der Wohnungen der Wohnungsunternehmen mit Verkauf von 
kommunalen Anteilen

142  174

Anzahl der Wohnungen der Paketverkäufe (eines kommunalen Unternehmens/
der Kommune)

87  750

Tabelle 7.1
Art des Verkaufs von kommunalen Wohnungen bzw. Beteiligungen an  
Wohnungsunternehmen in den letzten zehn Jahren

Tabelle 7.2
Umfang des in den letzten zehn Jahren von der Kommune durchgeführten  
Verkaufs von Unternehmensanteilen und Wohnungspaketen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

(28)
14 Kommunen gaben an, Be-
teiligungen verkauft zu haben, 
machten jedoch keine Angabe 
zur Zahl der betroffenen Woh-
nungsunternehmen bzw. Woh-
nungen. Eine stichprobenhaf-
te Analyse der Angaben dieser 
Kommunen ergab Hinweise, 
dass es sich zu einem hohen 
Anteil um Fälle mit geringem 
Wohnungsbestand und um 
Spezialfälle von Beteiligungen 
(im Rahmen von Gebietsre-
formen erlangte Beteiligungen, 
kommunale Beteiligungen an 
Genossenschaften etc.) han-
delt. Insofern dürften sich die 
bei diesen Fällen fehlenden 
Angaben nur unwesentlich auf 
das dargestellte Ergebnis zur 
gesamten Wohnungszahl der 
Wohnungsunternehmen mit 
verkauften Beteiligungen aus-
wirken.

(29)
Die Quote wird auf den Woh-
nungsbestand 2009 bezogen, 
weil der Ausgangsbestand vor 
zehn Jahren nicht bekannt ist 
(Veränderungen des Bestands 
im Zehnjahreszeitraum nicht 
allein durch Verkäufe).
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te Zustand der Wohnungen bzw. der hohe 
Investitionsbedarf, die Abwendung einer 
Überschuldung bzw. Insolvenz, Bestän‑
de mit Lage außerhalb der Kommune so‑
wie Verkauf an eine Genossenschaft bzw. 
Gründung einer Genossenschaft.

Für die großen Zentren stand sehr häufig 
die Nutzung der Einnahmen für Investiti‑
onen in verbleibende Wohnungsbestände 
(Metropolen 80 % bzw. Großstädte 62 %) bei 
den Verkaufsgründen ganz oben. Bei Städ‑
ten/Gemeinden im Umland bzw. in ländli‑
chen Gebieten standen dagegen häufig die 
Vermeidung finanzieller Belastungen im 
Vordergrund (72 % bzw. 64 %).

Für Kreise steht der zu geringe Nutzen der 
Beteiligung/Wohnungen als Grund für die 
Verkäufe der letzten zehn Jahre ganz oben 
(77 % der Kreise mit Verkäufen). Weite‑
re wichtige Verkaufsgründe für die Kreise 

sen ca. 800 Wohnungen verkauft, von Städ‑
ten/Gemeinden ca. 87  000 Wohnungen.

Betrachtet man die Verkaufsquoten bezo‑
gen auf alle kommunalen Wohnungen der 
Kommunen, die sich an der Befragung be‑
teiligten (inklusive der Kommunen ohne 
Verkäufe von Beteiligungen an Wohnungs‑
unternehmen und Wohnungspaketen), so 
zeigen sich deutliche regionale Unterschie‑
de: Im Norden waren in den letzten zehn 
Jahren 27 % der Wohnungen bezogen auf 
die aktuellen kommunalen Wohnungen 
von einem Verkauf betroffen, in Stadtstaa‑
ten 23 %, im Westen 10 %, im Osten 9 % und 
im Süden 6 % (Abbildung 7.3).

Insgesamt wird deutlich, dass eine deut‑
liche Mehrheit der befragten Kommunen 
(knapp vier Fünftel) in den letzten Jahren 
keine Verkäufe kommunaler Wohnungen 
durchgeführt hat. Bei den Kommunen mit 
Verkäufen kommunaler Wohnungen liegt 
der Schwerpunkt bei größeren Städten/Ge‑
meinden. Hinsichtlich Form und Umfang 
der verkauften kommunalen Wohnungen 
weisen die Kommunen ein breites Spekt‑
rum auf, wobei Teilverkäufe weitaus häu‑
figer sind als Komplettverkäufe. Da sich 
nur ein eher kleiner Teil der Kommunen 
an Verkäufen beteiligt hat und überwie‑
gend Teilverkäufe durchgeführt wurden, 
verfügen die Kommunen noch immer über 
einen relativ großen kommunalen Woh‑
nungsbestand.

Gründe für den Verkauf von kommunalen 
Beteiligungen und Wohnungspaketen

Als Gründe für den Verkauf von kommuna‑
len Beteiligungen an Wohnungsunterneh‑
men oder Wohnungspaketen wurden von 
den verkaufenden Kommunen am häu‑
figsten die Vermeidung finanzieller Belas‑
tungen (65 %) und die Nutzung der Ein‑
nahmen für die Entlastung des Haushalts 
(49 %) genannt (Mehrfachnennungen). Die 
Nutzung der Einnahmen für Investitio‑
nen in verbleibende Wohnungsbestände 
(Teilverkauf) gaben 36 % der verkaufenden 
Kommunen an, für ebenfalls 36 % war der 
Nutzen der kommunalen Beteiligungen/
Wohnungen zu gering (Tabelle 7.3). 

Grundsätzliche Erwägungen bzw. Beden‑
ken gegen die Kommune als Wohnungsan‑
bieter spielten nur für 10 % der verkaufen‑
den Kommunen eine Rolle für den Verkauf. 
Als sonstige Gründe wurden genannt: ein 
Verkauf anlässlich des Altschuldenhilfe‑
gesetzes in Ostdeutschland, der schlech‑

Stadtstaaten Norden Westen Osten Süden Städte/
Gemeinden

gesamt

23%

27%

10% 9%

6%

14%

0,0%

10,0%

20,0%

30,0%

* Anzahl im Jahr 2009

n = 1 104

Abbildung 7.3
Quote der in den letzten zehn Jahren von Verkäufen betroffenen Wohnungen  
(Beteiligungen/Wohnungspakete) bezogen auf alle kommunalen Wohnungen* 
(Städte/Gemeinden mit und ohne Verkauf) nach Region/Ländergruppe

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Gründe trifft zu trifft 
nicht zu

Kommunen 
gesamt

Nutzung der Einnahmen für Entlastung des 
Haushalts 

49,0 % 51,0 % 100,0 %

Nutzung der Einnahmen für Investitionen in 
verbleibende Wohnungsbestände (Teilverkauf) 

36,1 % 63,9 % 100,0 %

Vermeidung von finanziellen Belastungen 64,6 % 35,4 % 100,0 %

Nutzen der Beteiligung/Wohnungen ist für die 
Kommune zu gering 

36,1 % 63,9 % 100,0 %

grundsätzliche Erwägungen bzw. Bedenken 
gegen die Kommune als Wohnungsanbieter 

9,7 % 90,3 % 100,0 %

sonstiger Grund 12,5 % 87,5 % 100,0 %

n = 144

Tabelle 7.3
Gründe für den Verkauf von kommunalen Wohnungen bzw. Beteiligungen  
an Wohnungsunternehmen in den letzten zehn Jahren

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
(30)
Dabei ist jedoch darauf hinzu-
weisen, dass der hohe Anteil 
nicht von Verkäufen betroffe-
ner Wohnungen von einer sehr 
großen Stadt beeinflusst wird, 
in der mehrere Wohnungsun-
ternehmen existieren, von de-
nen nur ein Teil verkauft wurde.

(31)
Im Zeitraum 1999 bis 2007 
wurden knapp 360  000 kom-
munale Wohnungen im Rah-
men großer Transaktionen (mit 
mindestens 800 Wohnungen) 
verkauft (IfS 2008, S. 9 und 
BBSR 2009a und 2009b). Be-
zogen auf insgesamt ca. 2,5 
Mio. kommunale Wohnun-
gen (BMVBS/BBR 2007, S. 
26) entspricht dies einer Ver-
kaufsquote von ca. 14 %. Bei 
der Kommunalbefragung wur-
den nicht nur große, sondern 
auch kleine Verkäufe (unter 
800 Wohnungen) berücksich-
tigt. Durch diesen Unterschied 
wird das Gesamtergebnis je-
doch nur wenig beeinflusst: 
Ohne die kleineren Verkäufe 
läge die Verkaufsquote bei der 
Kommunalbefragung bei 13 %.
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fer und 19 % an sonstige Käufergruppen 
(Mehrfachnennungen). Unter der Katego‑
rie sonstige Käufergruppen wurden von 
den Kommunen in einer offenen Antwort‑
möglichkeit meist Käufer genannt, die den 
übrigen Kategorien zuzuordnen sind, aber 
näher spezifiziert wurden (Tabelle 7.4). 

Kreise haben unterdurchschnittlich häu‑
fig an private Investoren (48 %) und über‑
durchschnittlich häufig an Genossen‑
schaften/Vereine (22 %) und kommunale 
Unternehmen (26 %) verkauft. Die Verkäu‑
fe der Städte/Gemeinden bezogen sich da‑
gegen spürbar häufiger als bei den Kreisen 
auf private Investoren (65 %) und unter‑
durchschnittlich auf Genossenschaften/
Vereine (16 %) und kommunale Unterneh‑
men (12 %).

Die Befragungsergebnisse machen deutlich, 
dass sich der größere Teil der Verkäufe der 
Kommunen an Privatinvestoren richtete, 
die für die Bewirtschaftung der Wohnun‑
gen in der Regel andere Geschäftsmodelle 
verfolgen als kommunale Wohnungsanbie‑
ter, und zu einer Veränderung der lokalen 
Anbieterstruktur beitrug.32 Der kleinere 
Teil, jedoch immerhin mehr als ein Drittel 
der Verkäufe, zielte nicht auf private Inves‑
toren, sondern auf andere Anbietergrup‑
pen. Bei diesen Verkäufen verfolgten die 
Kommunen offenbar das Ziel, zwar Ver‑
kaufserlöse zu erzielen, jedoch durch die 
Wahl eines kommunalen, sonstigen öffent‑
lichen oder genossenschaftlichen Käufers 
möglicherweise auftretende negative Aus‑
wirkungen des Verkaufs zu vermeiden.

Auswirkungen der Verkäufe

Die Kommunen mit Verkäufen in den letz‑
ten zehn Jahren wurden um eine Bewer‑
tung der Auswirkungen insgesamt und be‑
zogen auf einzelne Teilbereiche gebeten. 
Der Verkauf brachte den Kommunen ihrer 
Ansicht nach vor allem kurzfristig eine Ver‑
besserung der finanziellen Situation (56 %), 
während eine langfristige Verbesserung 
spürbar seltener genannt wurde (31 %). Ne‑
ben finanziellen Folgen spielen Auswir‑
kungen auf den Zustand der verkauften 
Wohnungen für viele Kommunen eine Rol‑
le: 45 % der verkaufenden Kommunen ga‑
ben an, dass sich in Folge des Verkaufs der 
Modernisierungs- und Instandsetzungs‑
zustand der verkauften Wohnungen ver‑
bessert hat; eine Verschlechterung des 
Zustands gab es in nur sehr wenigen Kom‑
munen (4 %; Tabelle 7.5). 

sind die Vermeidung finanzieller Belastun‑
gen (46 %) und die Nutzung der Einnahmen 
für die Entlastung des Haushalts (38 %). 
Grundsätzliche Erwägungen bzw. Beden‑
ken gegen die Kommune als Wohnungsan‑
bieter spielten bei 15 % der Kreise eine Rol‑
le für den Verkauf. 

Bei den Städten/Gemeinden steht der Ver‑
kaufsgrund der Vermeidung finanzieller 
Belastungen (66 %) an erster Stelle, es fol‑
gen die Nutzung der Einnahmen für die 
Entlastung des Haushalts (50 %), die Nut‑
zung der Einnahmen für Investitionen in 
verbleibende Wohnungsbestände (39 %) 
und der zu geringe Nutzen der Beteiligung/
Wohnungen (32 %). Grundsätzliche Erwä‑
gungen bzw. Bedenken gegen die Kommu‑
ne als Wohnungsanbieter waren nur bei 9 % 
der Städte/Gemeinden und damit deutlich 
seltener als bei den Kreisen der Grund für 
den Verkauf.

In der Diskussion um kommunale Woh‑
nungsverkäufe in den letzten Jahren spiel‑
ten ordnungspolitische Gesichtspunkte 
bzw. grundsätzliche Bedenken gegen eine 
Betätigung von Kommunen als Wohnungs‑
anbieter vielfach eine große Rolle. Die Be‑
fragungsergebnisse zeigen jedoch, dass 
diese Aspekte in der Praxis seitens der 
Kommunen eher selten als Verkaufsgrund 
von Bedeutung waren. Vielmehr waren für 
sie finanzielle Aspekte von ausschlagge‑
bender Bedeutung.

Käufergruppen bei den Verkäufen  
der letzten zehn Jahre

Bei den Verkäufen von Beteiligungen an 
Wohnungsunternehmen und Wohnungs‑
paketen verkauften 63 % der Kommunen 
an private Käufer, 17 % an Genossenschaf‑
ten/Vereine, 14 % an kommunale Unter‑
nehmen, 9 % an sonstige öffentliche Käu‑

Käufergruppe trifft zu trifft 
nicht zu

Kommunen 
gesamt

privater Investor 63,1 % 36,9 % 100,0 %

Genossenschaft, Verein 16,7 % 83,3 % 100,0 %

kommunales Unternehmen 13,5 % 86,5 % 100,0 %

sonstiger öffentlicher Käufer 8,7 % 91,3 % 100,0 %

sonstige Käufergruppen 18,7 % 81,3 % 100,0 %

n = 252

Tabelle 7.4
Art der Käufergruppen bei den Verkäufen der letzten zehn Jahre

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

(32)
Siehe zu den Veränderungen 
der Anbieterstruktur und zu 
den Strategien der Privatin-
vestoren ausführlich BMVBS/
BBR 2007.
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an private, sondern an andere (überwie‑
gend kommunale, öffentliche oder genos‑
senschaftliche) Käufer verkauft haben, fällt 
die Bewertung der Auswirkungen günsti‑
ger aus: 77 % haben gute bzw. sehr gute Er‑
fahrungen gemacht und nur 20 % bewerten 
sie als teils/teils bzw. 2 % als schlecht. 

Kreise bewerten ihre Verkaufserfahrungen 
zu 67 % als sehr gut bzw. gut und zu 33 % 
als teils/teils. Keiner der Kreise berichtet 
von schlechten Erfahrungen. Das Urteil 
der Städte/Gemeinden ist etwas verhalte‑
ner: 58 % haben sehr gute bzw. gute Erfah‑
rungen gemacht, 38 % bewerten diese als 
teils/teils und 4 % als schlecht.

Die Befragung macht deutlich, dass die 
Mehrheit der Kommunen die Erfahrun‑
gen mit dem Verkauf kommunaler Woh‑
nungen in den letzten zehn Jahren positiv 
einschätzt und nur sehr wenige gänzlich 
schlechte Erfahrungen vorliegen. Dies 
dürfte vor allem an der Verbesserung der 
finanziellen Situation der Kommune liegen, 
die der Verkauf häufig mit sich gebracht 
hat. Ein Teil der Kommunen sieht zudem 
eine Verbesserung des Zustands der Woh‑

Was die Auswirkungen des Verkaufs auf 
die Situation der Mieter angeht, gehen die 
Einschätzungen der Kommunen ausein‑
ander: Zwar gehen 18 % der verkaufenden 
Kommunen von einer Verbesserung (be‑
zogen auf Wohnkosten, Bewirtschaftung 
und Kundenfreundlichkeit) nach dem Ver‑
kauf aus, ein etwas kleinerer Anteil sieht 
aber eine Verschlechterung für die Mieter 
(13 %). Was das eigene Handeln angeht, ge‑
hen jeweils etwas mehr Kommunen von ei‑
ner Verschlechterung als von einer Verbes‑
serung in Folge des Verkaufs aus: 13 % der 
Kommunen nennen eine Verschlechterung 
ihrer generellen Steuerungsmöglichkeiten 
(7 % Verbesserung), 12 % eine Verschlech‑
terung ihrer Handlungs- und Kooperati‑
onsmöglichkeiten bei der Unterbringung 
von Haushalten mit Vermittlungsschwie‑
rigkeiten (2 % Verbesserung) und 9 % eine 
Verschlechterung ihrer Handlungs- und 
Kooperationsmöglichkeiten bei der Stadt- 
und Quartiersentwicklung (3 % Verbesse‑
rung).

Die Kommunen bewerten die gesamten 
Erfahrungen mit dem Verkauf von kom‑
munalen Beteiligungen an Wohnungs‑
unternehmen bzw. Wohnungspaketen 
überwiegend positiv (13 % sehr gut und 
46 % gut), nur sehr wenige berichten von 
schlechten Erfahrungen (0 % sehr schlecht 
und 4 % schlecht), 38 % haben ambivalen‑
te Erfahrungen („teils/teils“) mit dem Ver‑
kauf gemacht (Tabelle 7.6).

Die Erfahrungen unterscheiden sich nach 
der Art des Käufers: 44 % der Kommunen, 
die an einen privaten Investor verkauft 
haben, bewerten die Erfahrungen als gut 
bzw. sehr gut, 51 % als teils/teils und 4 % 
als schlecht. Bei den Kommunen, die nicht 

Tabelle 7.5
Auswirkungen des Verkaufs von Wohnungsbeständen bzw. Beteiligungen an Wohnungsunternehmen für die Kommune

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Auswirkungen auf

Verkauf brachte

Verbesserung keine 
Veränderung

Verschlechte
rung

Kommunen 
gesamt

kurzfristige finanzielle Situation der Kommune 55,8 % 43,5 % 0,7 % 100,0 %

langfristige finanzielle Situation der Kommune 31,2 % 67,4 % 1,4 % 100,0 %

Handlungs- und Kooperationsmöglichkeiten der Kommune bei der Unterbringung von 
Haushalten mit Vermittlungsschwierigkeiten

2,2 % 86,2 % 11,6 % 100,0 %

Handlungs- und Kooperationsmöglichkeiten der Kommune bei der Stadt- und 
Quartiersentwicklung

2,9 % 87,7 % 9,4 % 100,0 %

generelle Steuerungsmöglichkeiten der Kommune im Sinne ihrer Ziele 6,5 % 80,4 % 13,0 % 100,0 %

Modernisierungs- und Instandsetzungszustand der verkauften Wohnungsbestände 44,9 % 51,5 % 3,7 % 100,0 %

Situation der Mieter (Wohnkosten, Bewirtschaftung, Kundenfreundlichkeit) in den 
verkauften Wohnungsbeständen

17,9 % 68,7 % 13,4 % 100,0 %

n = 134

Erfahrungen sind … Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

sehr gut 17 12,9 %

gut 60 45,5 %

teils/teils 50 37,9 %

schlecht 5 3,8 %

sehr schlecht 0 0,0 %

gesamt 132 100,0 %

Tabelle 7.6
Erfahrungen der Kommune mit dem Verkauf von Wohnungsbeständen bzw.  
Beteiligungen an Wohnungsunternehmen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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mit 5  000 bis unter 10  000 Einwohnern zu 
32 %. Ein ähnliches Gefälle der Häufigkeit 
von Einzelprivatisierungen kommunaler 
Wohnungen besteht zwischen großen Zen‑
tren (Metropolen 100 %; Großstädte 71 %) 
und Städten/Gemeinden im Umland und 
ländlichen Gebieten (36 % bzw. 40 %).

Nach Angaben der Kommunen betraf die 
Einzelprivatisierung der letzten zehn Jah‑
re ca. 58  000 kommunale Wohnungen und 
lag damit deutlich unter der Zahl der Woh‑
nungen, die in diesem Zeitraum durch Ver‑
käufe von Beteiligungen an Wohnungs‑
unternehmen und Wohnungspaketen 
(142  000 bzw. 88  000 Wohnungen; siehe 
oben) betroffen waren. Von den einzelpri‑
vatisierten Wohnungen entfallen ca. 800 
auf Kreise (2 %) und ca. 57  000 auf Städte/
Gemeinden (98 %).

Der weitaus größte Teil der Einzelpriva‑
tisierungen der letzten zehn Jahre wurde 
in Städten/Gemeinden des Ostens durch‑
geführt (ca. 42  000 Wohnungen bzw. 73 %), 
was zum Teil den Privatisierungsverpflich‑
tungen des Altschuldenhilfegesetzes ge‑
schuldet sein dürfte. Mit großem Abstand 
folgen Städte/Gemeinden im Westen (ca. 
6  000 Wohnungen bzw. 11 %), Süden (ca. 
4  000 Wohnungen bzw. 7 %) und Norden 
(ca. 3  000 Wohnungen bzw. 5 %). Auf Stadt‑
staaten entfallen ca. 2  000 Wohnungen 
(4 %).

Bezieht man die in den letzten zehn Jahren 
auf dem Weg der Einzelprivatisierung ver‑
äußerten Wohnungen auf den gesamten 
Wohnungsbestand (2009) aller Kommunen 
mit Angabe dazu, ob diese Verkaufsform 
erfolgt ist oder nicht, so ergibt sich bei den 
Städten/Gemeinden eine Einzelprivatisie‑
rungsquote von 3,6 % und bei den Kreisen 
von 1,4 %. Weit überdurchschnittlich ist 
die Einzelprivatisierungsquote der Städte/
Gemeinden im Osten (7,7 %) und im Nor‑
den (5,0 %). Unterdurchschnittliche Werte 
verzeichnen Städte/Gemeinden im Süden 
(2,9 %) und Westen (1,5 %; Abbildung 7.4). 

Zu den Einzelprivatisierungen der letz‑
ten zehn Jahre gaben 71 % der Kommunen 
(mit Privatisierungen) an, Wohnungen an 
Mieter verkauft zu haben, 29 % haben nicht 
an Mieter, sondern nur an andere Käufer‑
gruppen verkauft. Ein noch größerer Teil 
der Kommunen hat an andere Selbstnutzer 
Wohnungen veräußert (81 %) und knapp 
die Hälfte der Kommunen hat Kapitalan‑
leger in den Käuferkreis einbezogen (47 %; 
Mehrfachnennungen; Tabelle 7.8).

nungsbestände nach dem Verkauf. Dass 
in verschiedenen Bereichen, insbesondere 
bezogen auf die eigenen Steuerungs- und 
Handlungsmöglichkeiten der Kommune 
und die Situation der Mieter, Verschlechte‑
rungen durch den Verkauf gesehen werden, 
führt trotz der finanziellen Vorteile bei et‑
lichen Kommunen (mehr als einem Drittel) 
zu einer geteilten Bewertung der Erfahrun‑
gen. 

Deutlich wird zudem, dass die Erfahrun‑
gen der Kommunen mit dem Verkauf kom‑
munaler Wohnungen an private Investoren 
schlechter ausfallen als die mit dem Ver‑
kauf an andere Käufergruppen. Dennoch 
ist bemerkenswert, dass es kaum Kommu‑
nen gibt, die von eindeutig schlechten Er‑
fahrungen bei einem Verkauf an private 
Investoren berichten, vielmehr liegen zu 
diesen Verkäufen relativ häufig (bei mehr 
als der Hälfte) ambivalente Erfahrungen 
vor.

7.2 	Einzelprivatisierungen  
der letzten zehn Jahre

Einzelprivatisierungen von Wohnungen 
eines kommunalen Wohnungsunterneh‑
mens bzw. von eigenen Wohnungen der 
Kommune wurden in den letzten zehn Jah‑
ren von weitaus mehr Kommunen durch‑
geführt als der Verkauf von Beteiligungen 
an Wohnungsunternehmen oder Woh‑
nungspaketen: In 38 % aller Kommunen 
wurden in den letzten zehn Jahren kom‑
munale Wohnungen im Rahmen von Ein‑
zelprivatisierungen verkauft, Verkäufe von 
Beteiligungen und Wohnungspaketen er‑
folgten – wie oben dargestellt – in 21 % der 
Kommunen (Tabelle 7.7).

Kreise haben seltener Einzelprivatisierun‑
gen kommunaler Wohnungen durchge‑
führt (26 %) als Städte/Gemeinden (40 %).

Große Städte haben häufiger Einzelprivati‑
sierungen vorgenommen als kleine Städte/
Gemeinden: Städte mit 200  000 und mehr 
Einwohnern zu 89 %, Städte/Gemeinden 

Kommunen Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

mit Einzelprivatisierungen 479 38,4 %

ohne Einzelprivatisierungen 770 61,6 %

gesamt 1  249 100,0 %

Tabelle 7.7
Kommunen mit/ohne Einzelprivatisierungen von Wohnungen eines kommunalen 
Unternehmens oder der Kommune in den letzten zehn Jahren

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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die Vermeidung von finanziellen Belastun‑
gen (knapp zwei Drittel der verkaufenden 
Kommunen) und die Nutzung der Einnah‑
men für die Entlastung des Haushalts (etwa 
Hälfte der verkaufenden Kommunen) im 
Vordergrund. 

Die Mehrheit der Kommunen schätzt die 
Erfahrungen mit dem Verkauf kommuna‑
ler Wohnungen in den letzten zehn Jahren 
positiv ein und es liegen nur sehr wenige 
gänzlich schlechte Erfahrungen vor. Dies 
dürfte vor allem an der Verbesserung der 
finanziellen Situation der Kommune liegen, 
die der Verkauf häufig mit sich gebracht 
hat. Ein Teil der Kommunen sieht zudem 
eine Verbesserung des Zustands der Woh‑
nungsbestände nach dem Verkauf. Dass 
in verschiedenen Bereichen, insbesondere 
bezogen auf die eigenen Steuerungs- und 
Handlungsmöglichkeiten der Kommune 
und die Situation der Mieter, Verschlechte‑
rungen durch den Verkauf gesehen werden, 
führt trotz der finanziellen Vorteile bei et‑
lichen Kommunen (mehr als einem Drit‑
tel) zu einer geteilten Bewertung der Erfah
rungen. 

Die Befragungsergebnisse machen deut‑
lich, dass die Einzelprivatisierung kom‑
munaler Wohnungen in den letzten zehn 
Jahren zwar weniger Wohnungen betrof‑
fen hat, aber von weitaus mehr Kommunen 
durchgeführt wurde als der Verkauf von 
Wohnungspaketen oder Beteiligungen an 
Wohnungsunternehmen. Dies dürfte daran 
liegen, dass die Einzelprivatisierung eine 
verträglichere und akzeptiertere Verkaufs‑
form darstellt, mit der neben der Erzie‑
lung von Erträgen von der Kommune das 
Ziel der Eigentumsbildung verfolgt werden 
kann. Besonders verbreitet ist die Einzel‑
privatisierung unter den großen Städten/
Gemeinden und im Osten, wo kommunale 
Wohnungsunternehmen für die Verfolgung 
kommunaler Ziele von besonders großer 
Bedeutung sind, jedoch auch ein hoher Be‑
darf an finanziellen Erträgen besteht.

7.3 	Zwischenfazit

Eine deutliche Mehrheit der befragten 
Kommunen (knapp vier Fünftel) hat in den 
letzten zehn Jahren keine Verkäufe kom‑
munaler Wohnungen durchgeführt. Hin‑
sichtlich Form und Umfang der verkauften 
kommunalen Beteiligungen an Wohnungs‑
unternehmen oder Wohnungspaketen wei‑
sen die Kommunen ein breites Spektrum 
auf, wobei Teilverkäufe weitaus häufiger 
sind als Komplettverkäufe. Größere Städte 
weisen deutlich höhere Verkaufsaktivitä‑
ten auf als kleinere Städte/Gemeinden. Bei 
mehr als der Hälfte der Kommunen betraf 
der Verkauf kleinere Wohnungspakete, die 
sich in unmittelbarem Eigentum der Kom‑
mune befanden. Da sich nur ein eher klei‑
ner Teil der Kommunen an Verkäufen be‑
teiligt hat und überwiegend Teilverkäufe 
bzw. Kleinverkäufe durchgeführt wurden, 
verfügen die befragten Kommunen aktu‑
ell noch immer über einen relativ großen 
Bestand von fast 2 Mio. Wohnungen. Bezo‑
gen auf den gesamten von der Befragung 
erfassten kommunalen Wohnungsbestand 
ergibt sich für die letzten zehn Jahre eine 
Verkaufsquote von 14 %.

Als Verkaufsgründe waren ordnungspoliti‑
sche Gesichtspunkte bzw. grundsätzliche 
Bedenken gegen eine Betätigung von Kom‑
munen als Wohnungsanbieter, die in der 
Diskussion um kommunale Wohnungsver‑
käufe in den letzten Jahren vielfach eine 
große Rolle spielten, nur für einen kleineren 
Teil der Kommunen von Bedeutung. Über‑
wiegend standen finanzielle Aspekte wie 

Norden Westen Osten Süden Städte/
Gemeinden

gesamt

5,0%

1,5%

7,7%

2,9%

3,6%

0,0%

2,0%

4,0%

6,0%

8,0%

10,0%
Quote einzelprivatisierter kommunaler Wohnungen

* Anzahl im Jahr 2009

n = 1 135

Abbildung 7.4
Quote der in den letzten zehn Jahren von Einzelprivatisierungen betroffenen Woh-
nungen bezogen auf alle kommunalen Wohnungen* (Städte/Gemeinden mit und 
ohne Verkauf) nach Region/Ländergruppe

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Käufergruppe trifft zu trifft 
nicht zu

Kommunen 
gesamt

Mieter 71,3 % 28,7 % 100,0 %

andere Selbstnutzer 80,9 % 19,1 % 100,0 %

Kapitalanleger 47,2 % 52,8 % 100,0 %

n = 477

Tabelle 7.8
Käufergruppen bei den Einzelprivatisierungen der letzten zehn Jahre

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Die Einzelprivatisierung kommunaler 
Wohnungen hat in den letzten zehn Jah‑
ren zwar weniger kommunale Wohnungen 
betroffen (ca. 4 %), wurde aber von weit‑
aus mehr Kommunen durchgeführt als der 
Verkauf von Wohnungspaketen oder Betei‑
ligungen an Wohnungsunternehmen. Dies 
dürfte daran liegen, dass die Einzelprivati‑
sierung eine verträglichere und akzeptier‑
tere Verkaufsform darstellt, mit der neben 
der Erzielung von Erträgen von der Kom‑
mune das Ziel der Eigentumsbildung ver‑
folgt werden kann.

Die Erfahrungen der Kommunen mit dem 
Verkauf kommunaler Wohnungen an pri‑
vate Investoren (knapp zwei Drittel der 
Verkäufe) fallen schlechter aus als die mit 
dem Verkauf an andere Käufergruppen. 
Dennoch gibt es kaum Kommunen, die 
von eindeutig schlechten Erfahrungen bei 
einem Verkauf an private Investoren be‑
richten, vielmehr liegen zu diesen Verkäu‑
fen relativ häufig (bei mehr als der Hälfte) 
ambivalente Erfahrungen vor.



81

durchschnittliche Verkaufsabsichten (17 %) 
gaben Kommunen an, die ausschließlich 
eigene Wohnungen besitzen (und keine 
Beteiligungen an Wohnungsunternehmen). 
Unter diesen sind vor allem kleine Kom‑
munen mit eigenen Beständen in geringem 
Umfang.

Besonders hoch sind die Verkaufsab‑
sichten unter den Kommunen, die ihren 
Wohnungsunternehmen/-beständen nur 
eine sehr geringe strategische Bedeutung 
beimessen (28  %) bzw. die eine Verringe‑
rung der Bedeutung dieser in den letzten 
Jahren sehen (21  %). Aus nachvollziehba‑

In diesem Kapitel werden die von den be‑
fragten Kommunen in den nächsten drei 
Jahren geplanten Verkäufe von Beteiligun‑
gen an Wohnungsunternehmen und Woh‑
nungspaketen sowie die geplanten Einzel‑
privatisierungen dargestellt. Dabei geht es 
(wie bei den Verkäufen der letzten zehn 
Jahre) um die Art der geplanten Verkäufe, 
die Zahl der betroffenen Wohnungsunter‑
nehmen und Wohnungen, die vorgesehe‑
nen Käufergruppen sowie die Gründe für 
den geplanten Verkauf. Die im Folgenden 
dargestellten Ergebnisse beziehen sich auf 
Kommunen mit direkten oder indirekten 
Beteiligungen oder eigenen Wohnungen, 
die Angaben zu ihren Verkaufsabsichten 
machten.33 Es ist darauf hinzuweisen, dass 
sich die dargestellten Ergebnisse zum Um‑
fang der geplanten Verkäufe ausschließlich 
auf die befragten Kommunen beziehen. Sie 
stellen keine Hochrechnung auf die Ge‑
samtheit der Kommunen ab 5  000 Einwoh‑
ner dar.

8.1 	Geplante Verkäufe von  
Beteiligungen/Wohnungs
paketen

Anteil der Kommunen  
mit geplanten Verkäufen

13 % der Kommunen mit Angabe zu Ver‑
kaufsplänen planen in den nächsten drei 
Jahren den Verkauf von direkten bzw. in‑
direkten Beteiligungen an Wohnungs‑
unternehmen oder Wohnungspaketen 
(Wohnungen kommunaler Wohnungsun‑
ternehmen oder eigene Wohnungen der 
Kommune; ohne Einzelprivatisierung). Der 
weitaus größte Teil der Kommunen (87 %) 
hegt für diesen Zeitraum keine derartigen 
Pläne (Abbildung 8.1). 

Kreise planen etwas seltener Verkäufe 
(10  %) als Städte/Gemeinden (13 %). Von 
Städten/Gemeinden im Norden und Wes‑
ten (17  % bzw. 18 %) ist häufiger ein Verkauf 
in den nächsten drei Jahren vorgesehen als 
von denen im Osten und Süden (11  % bzw. 
9 %; Abbildung 8.2).

Metropolen (20 %) haben spürbar häufi‑
ger Verkaufspläne als Großstädte (8 %) und 
Städte/ Gemeinden in Umlandkreisen und 
ländlichen Kreisen (13 % bzw. 14 %). Über‑

8	 Geplante Verkäufe der  
	 nächsten drei Jahre

n = 1039 Anteil der Kommunen

Verkauf geplant
13%

Kein Verkauf geplant
87%

Abbildung 8.1
In den nächsten drei Jahren geplanter Verkauf von Anteilen oder Wohnungspa-
keten kommunaler Wohnungsunternehmen oder eigenen Wohnungen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Norden Westen Osten Süden Städte/
Gemeinden

gesamt

17% 18%
11% 9% 13%

83% 82%
89% 91% 87%

0%

20%

40%

60%

80%

100%
Anteil

n = 971

Verkauf geplant Kein Verkauf geplant

Abbildung 8.2
Städte/Gemeinden mit/ohne in den nächsten drei Jahren geplanten Verkäufen 
(Beteiligungen an Wohnungsunternehmen oder Wohnungspaketen) nach Region/ 
Ländergruppe

(33)
Die Ergebnisse basieren auf 
Angaben von 1  039 bzw. 92 % 
der 1  132 Kommunen mit kom-
munalen Beteiligungen an 
Wohnungsunternehmen und/
oder eigenen Wohnungen. Bei 
den 8 % der Kommunen, die 
keine Angaben zu ihren Ver-
kaufsabsichten machten, han-
delt es sich weit überwie-
gend um kleine Kommunen, 
die meist nur über geringe ei-
gene Bestände und keine Be-
teilungen an Wohnungsunter-
nehmen verfügen. Die zu ihren 
Verkaufsplänen antwortenden 
Kommunen decken daher ei-
nen höheren Anteil von 95 % 
aller kommunalen Wohnun-
gen ab. 
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munen einen Komplettverkauf ins Auge 
gefasst haben. Beim Gros der Verkaufs‑
willigen handelt es sich um Kommunen, 
die sich von ihren (meist kleinen) Bestän‑
den an eigenen Wohnungen trennen wol‑
len: Ein Komplettverkauf der eigenen Woh‑
nungen ist von 30 % der verkaufswilligen 
Kommunen bzw. 3,8 % aller Kommunen 
(einschließlich der Kommunen ohne Ver‑
kaufsabsicht) und ein Teilverkauf von 50 % 
der Kommunen mit Verkaufsplänen (6,4 % 
aller Kommunen) in den nächsten drei Jah‑
ren vorgesehen. 

Die Verkaufspläne richten sich relativ sel‑
ten auf kommunale Wohnungsunterneh‑
men bzw. deren Bestände. 4 % der ver‑
kaufswilligen Kommunen planen einen 
Komplettverkauf und 2 % einen Teilver‑
kauf von Beteiligungen an Wohnungsun‑
ternehmen (0,5 % bzw. 0,3 % aller Kommu‑
nen). Häufiger wird von den Kommunen 
ein Verkauf eines Teils der Wohnungen 
von kommunalen Wohnungsunterneh‑
men im Paket (17 % derer mit Verkaufsplä‑
nen bzw. 2,2 % aller Kommunen) erwogen 
(Tabelle 8.1).

Als sonstige Formen des Verkaufs wurden 
in einer offenen Antwortmöglichkeit ge‑
nannt: Verkauf einzelner Häuser bzw. von 
Streubesitz (mit Abstand häufigste Nen‑
nung unter sonstigen Verkaufsformen), 
Verkauf von bebauten Flächen mit dem Ziel 
des Abbruchs der Gebäude und der Neube‑
bauung, Vergabe in Erbbaupacht, Liquida‑
tion bzw. Abtretung des kommunalen Un‑
ternehmens.

Die wenigen Fälle, die einen Komplettver‑
kauf der Beteiligungen an Wohnungsun‑
ternehmen in den nächsten drei Jahren 
vorsehen, konzentrieren sich vor allem auf 
Städte/Gemeinden unter 50  000 Einwoh‑
ner bzw. Kreise. Die Fälle mit geplanten 
Teilverkäufen von Beteiligungen sind zu 
gering, um klare größenspezifische oder 
regionale Strukturen erkennen bzw. dar‑
stellen zu können.

Umfang der geplanten Verkäufe von  
Beteiligungen und Wohnungspaketen

Insgesamt beziehen sich die Verkaufspläne 
der Kommunen für die nächsten drei Jah‑
re auf Beteiligungen an acht Wohnungsun‑
ternehmen, die über einen Wohnungsbe‑
stand von ca. 1  300 Wohnungen34 verfügen, 
sowie ca. 16  600 kommunale Wohnungen 
(von kommunalen Wohnungsunterneh‑
men oder eigenen Wohnungen der Kom‑

ren Gründen ist der Anteil der Kommunen 
mit Verkaufsplänen unter den Kommunen 
mit hohen Schulden mit 16 % etwas höher 
als bei Kommunen mit niedrigen Schulden 
(12 %). Zugleich wird jedoch deutlich, dass 
selbst unter Kommunen mit hohen Schul‑
den der weit überwiegende Teil (84 %) in 
den nächsten drei Jahren keine Verkäu‑
fe plant. Dies liegt daran, dass es sich bei 
den Kommunen mit schlechter Finanzla‑
ge häufig um große Städte handelt, für die 
kommunale Wohnungsunternehmen/-be‑
stände eine große strategische Bedeutung 
haben und die daher in der Regel dauer‑
haft an diesen festhalten wollen (siehe 
oben). Für sie würde ein Verkauf zwar eine 
finanzielle Entlastung des Haushalts mit 
sich bringen, aber auch den Verlust bzw. 
die Schmälerung des strategischen Inst‑
rumentariums und ggf. einer dauerhaften 
Einnahmequelle (Erträge/Ausschüttun
gen).

Art der geplanten Verkäufe

Das oben Gesagte wird nicht nur dadurch 
unterstrichen, dass viele Kommunen gar 
keinen Verkauf in den nächsten drei Jah‑
ren planen, sondern auch dadurch, dass 
nur sehr wenige der verkaufswilligen Kom‑

Art des geplanten Verkaufs trifft zu trifft 
nicht zu

Kommunen 
gesamt

Komplettverkauf der Beteiligung/en an 
Wohnungsunternehmen

3,9 % 96,1 % 100,0 %

Teilverkauf von Beteiligung/en an 
Wohnungsunternehmen

2,3 % 97,7 % 100,0 %

Verkauf eines Teils der Wohnungen des/der 
Wohnungsunternehmen/s im Paket

17,1 % 82,9 % 100,0 %

Kompletter Verkauf der Wohnungen in 
unmittelbarem Eigentum der Kommune

29,5 % 70,5 % 100,0 %

Teilverkauf von Wohnungen in unmittelbarem 
Eigentum der Kommune im Paket

49,6 % 50,4 % 100,0 %

n = 129

Tabelle 8.1
Art des in den nächsten drei Jahren geplanten Verkaufs von Beteiligungen bzw. 
Wohnungsbeständen (Kommunen mit Verkaufsabsichten)

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Anzahl der Wohnungsunternehmen mit geplantem Verkauf von kommunalen 
Anteilen

8

Anzahl der Wohnungen der Wohnungsunternehmen mit geplantem Verkauf von 
kommunalen Anteilen

1  324

Anzahl der Wohnungen der geplanten Paketverkäufe (eines kommunalen 
Unternehmens/der Kommune)

16  649

Tabelle 8.2
Umfang des in den nächsten drei Jahren von der Kommune geplanten Verkaufs 
von Unternehmensanteilen und Wohnungspaketen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

(34)
Bei fehlender Angabe einer 
größeren ostdeutschen Stadt 
zur Zahl der Wohnungen von 
zwei Wohnungsunternehmen, 
bei denen kommunale Betei-
ligungen verkauft werden sol-
len.
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nen (siehe oben). Bei den Verkäufen der 
letzten zehn Jahre waren dagegen noch 
mehr größere Kommunen mit größeren 
Wohnungsunternehmen/-beständen be‑
teiligt, sodass der Umfang der von Verkäu‑
fen betroffenen Wohnungen größer war. 

8.2 	Gründe und für geplanten  
Verkauf vorgesehene  
Käufergruppen

Als Gründe für den geplanten Verkauf von 
kommunalen Beteiligungen an Wohnungs‑
unternehmen oder Wohnungspaketen wer‑
den von den Kommunen insbesondere die 
Vermeidung finanzieller Belastungen (81 %) 
und die Nutzung der Einnahmen für die 
Entlastung des Haushalts (59 %) genannt. 
41 % wollen verkaufen, weil der Nutzen der 
kommunalen Beteiligungen/Wohnungen 
zu gering ist, was in hohem Maße damit 
zusammenhängt, dass unter den verkaufs‑
willigen Kommunen viele sind, die sich 
von eigenen Beständen trennen wollen, de‑
ren Nutzen für sie aufgrund der meist klei‑
nen Zahl der Wohnungen gering ist.

34 % wollen die Einnahmen für Investitio
nen in verbleibende Wohnungsbestände 
(Teilverkauf) nutzen. Bei 16 % der Kommu‑
nen mit Verkaufsplänen spielen grundsätz‑
liche Erwägungen bzw. Bedenken gegen 
die Kommune als Wohnungsanbieter eine 
Rolle. Als sonstige Gründe für den geplan‑
ten Verkauf wurden im Rahmen einer offe‑
nen Antwortmöglichkeit insbesondere ein 
hoher Instandhaltungs- und Modernisie‑
rungsbedarf bzw. anstehende hohe Inves‑
titionen angegeben (Tabelle 8.3).

mune), die im Paket verkauft werden sollen 
(Tabelle 8.2).

Bezieht man die ca. 18  000 Wohnungen, die 
im Rahmen von Beteiligungs- oder Woh‑
nungspaketverkäufen veräußert werden 
sollen, auf den Gesamtbestand der Kom‑
munen mit Angaben zu Verkaufsplänen 
(inklusive derer, die keinen Verkauf pla‑
nen), so ergibt sich eine Verkaufsquote von 
1,1 %. Dieser Wert setzt sich aus einer Quo‑
te von 0,1 % für den geplanten Verkauf von 
Beteiligungen und einer Quote von 1,0 % 
für geplante Verkäufe von Wohnungspa‑
keten zusammen. Die Quoten für den ge‑
planten Verkauf von Wohnungen im Paket 
sind in den Städten/Gemeinden im Os‑
ten (1,8 %) und Westen (1,4 %) überdurch‑
schnittlich und im Norden (0,7 %) und Sü‑
den (0,6 %) unterdurchschnittlich. Weitere 
erwähnenswerte Strukturunterschiede las‑
sen sich nicht feststellen (Abbildung 8.3).

Ein Vergleich der Verkaufspläne für die 
nächsten drei Jahre mit den Verkaufsak‑
tivitäten der letzten zehn Jahre (unter Be‑
rücksichtigung der unterschiedlichen Län‑
ge beider Zeiträume; siehe oben) zeigt zum 
einen die Tendenz insgesamt rückläufi‑
ger Verkaufsaktivität und zum anderen die 
Tendenz einer Verlagerung von Verkäu‑
fen kommunaler Beteiligungen an Woh‑
nungsunternehmen hin zu Verkäufen von 
Wohnungspaketen (Teilverkäufe). Wäh‑
rend in den letzten zehn Jahren noch jähr‑
lich ca. 14  200 Wohnungen von Verkäufen 
von kommunalen Beteiligungen an Woh‑
nungsunternehmen betroffen waren, sind 
dies nach den Plänen für die nächsten drei 
Jahre nur ca. 400 Wohnungen pro Jahr. Bei 
dieser Verkaufsform ist der Rückgang dem‑
nach besonders ausgeprägt. Paketverkäu‑
fe verzeichnen zwar auch eine deutlich 
rückläufige Tendenz, die jedoch weitaus 
schwächer als bei den Beteiligungsverkäu‑
fen ist: Bei ihnen stehen jährlich ca. 8  800 
Wohnungen in den letzten zehn Jahren ge‑
plante Verkäufe der nächsten drei Jahre in 
Höhe von ca. 5  600 Wohnungen pro Jahr 
gegenüber. 

Ein wesentlicher Grund für diese Entwick‑
lung ist, dass sich große Städte, was den 
Verkauf von Beteiligungen an kommuna‑
len Wohnungsunternehmen angeht, in‑
zwischen sehr zurückhaltend geben. Die 
in den nächsten drei Jahren geplanten Ver‑
käufe von Beteiligungen an Wohnungsun‑
ternehmen betreffen Fälle mit sehr gerin‑
gem Wohnungsbestand und haben ihren 
Schwerpunkt bei eher kleinen Kommu‑

0,7%

1,4%

1,8%

0,6%

1,0%

0,0%

1,0%

2,0%

3,0%
Anteil 

* Anzahl im Jahr 2009

n = 1307

Norden Westen Osten Süden Städte/
Gemeinden

gesamt

Abbildung 8.3
Quote der in den nächsten drei Jahren von geplanten Paketverkäufen betroffenen 
Wohnungen bezogen auf alle kommunalen Wohnungen* (Städte/Gemeinden mit 
und ohne Verkauf) nach Region/Ländergruppe

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Zudem wird deutlich, dass bei den Ver‑
käufen nach wie vor finanzielle Aspekte im 
Vordergrund stehen und ordnungspoliti‑
sche oder grundsätzliche Erwägungen zur 
Rolle der Kommune als Wohnungsanbieter 
eher selten von Bedeutung sind.

Käufergruppen für den geplanten Verkauf

Die Kommunen wurden gefragt, ob sich 
der geplante Verkauf von Beteiligungen an 
Wohnungsunternehmen bzw. von kom‑
munalen Wohnungspaketen an alle inte‑
ressierten Käufergruppen richtet oder ob 
bestimmte Käufergruppen ausgeschlos‑
sen sind. Zwei Drittel der Kommunen ga‑
ben an, dass sich der geplante Verkauf an 
alle interessierten Käufergruppen rich‑
tet bzw. dass keine Käufergruppen aus‑
geschlossen werden. Bei 17 % werden be‑
stimmte Käufergruppen ausgeschlossen 
und bei ebenfalls 17 % steht noch nicht ge‑
nau fest, ob alle Käufergruppen einbezo‑
gen oder bestimmte Käufergruppen aus‑
geschlossen werden. 

Was die Einbeziehung bzw. den Ausschluss 
von einzelnen Käufergruppen angeht, er‑
gibt sich folgendes Bild: Für 94 % der Kom‑
munen mit Verkaufsabsichten kommen 
private Investoren für den in den nächs‑
ten drei Jahren geplanten Verkauf von Be‑
teiligungen an Wohnungsunternehmen 
bzw. von kommunalen Wohnungspaketen 
in Frage, für 6 % kommen sie nicht in Frage. 
Genossenschaften bzw. Vereine kommen 
für 91 % der Kommunen in Frage, kommu‑
nale Unternehmen für 80 %, sonstige öf‑
fentliche Unternehmen für 84 % und sonsti‑
ge Käufergruppen für 79 % der Kommunen 
(Tabelle 8.4). Insgesamt wird deutlich, dass 
nur ein kleinerer Teil der Kommunen beab‑
sichtigt, bei den geplanten Verkäufen von 
Beteiligungen an Wohnungsunternehmen 
bzw. von kommunalen Wohnungspaketen 
einzelne Käufergruppen auszuschließen.

8.3 	Geplante Einzelprivatisierung

Die Einzelprivatisierung von Wohnun‑
gen eines kommunalen Wohnungsunter‑
nehmens oder eigener Wohnungen in den 
nächsten drei Jahren wird von 25 % aller 
Kommunen geplant. Wie bereits in der Ver‑
gangenheit planen demnach auch künftig 
weitaus mehr (etwa doppelt so viele) Kom‑
munen die Einzelprivatisierung von kom‑
munalen Wohnungen als den Verkauf von 
Beteiligungen an Wohnungsunternehmen 
oder von Wohnungspaketen (Tabelle 8.5).

Die Gründe für die in den nächsten drei 
Jahren geplanten Verkäufe korrespondie‑
ren in hohem Maße mit den Gründen für 
die Verkäufe der letzten zehn Jahre (siehe 
oben), wobei alle Gründe mit einer Aus‑
nahme (Nutzung der Einnahmen für In‑
vestitionen in verbleibende Bestände) 
bezogen auf die Verkaufspläne häufiger ge‑
nannt werden als bezogen auf die in den 
letzten zehn Jahren durchgeführten Ver‑
käufe. Offenbar müssen aktuell mehr 
Gründe zusammenkommen, damit Kom‑
munen sich zum Verkauf ihrer Wohnungen 
entschließen (bzw. diesen begründen kön‑
nen), während in der Vergangenheit weni‑
ger Gründe für einen Verkauf ausreichten. 

Verkaufsgründe
 

trifft zu trifft 
nicht zu

Kommunen 
gesamt

Nutzung der Einnahmen für Entlastung des 
Haushalts 

58,6 % 41,4 % 100,0 %

Nutzung der Einnahmen für Investitionen in 
verbleibende Wohnungsbestände (Teilverkauf) 

34,4 % 65,6 % 100,0 %

Vermeidung von finanziellen Belastungen 80,5 % 19,5 % 100,0 %

Nutzen der Beteiligung/Wohnungen ist für die 
Kommune zu gering 

41,4 % 58,6 % 100,0 %

grundsätzliche Erwägungen bzw. Bedenken 
gegen die Kommune als Wohnungsanbieter 

15,6 % 84,4 % 100,0 %

sonstiger Grund 14,1 % 85,9 % 100,0 %

n = 128

Verkauf 

Käufergruppe kommt in 
Frage

kommt nicht 
in Frage

Kommunen 
gesamt

privater Investor 94,0 % 6,0 % 100,0 %

Genossenschaft, Verein 91,0 % 9,0 % 100,0 %

kommunales Unternehmen 79,7 % 20,3 % 100,0 %

sonstiger öffentlicher Käufer 83,5 % 16,5 % 100,0 %

sonstige Käufergruppen 78,9 % 21,1 % 100,0 %

n = 133

Tabelle 8.3
Gründe für den geplanten Verkauf von kommunalen Wohnungen bzw.  
Beteiligungen an Wohnungsunternehmen

Tabelle 8.4
Aus Sicht der Kommune für den geplanten Verkauf in Frage kommende Käufer-
gruppen (Unternehmensanteile/Wohnungspakete)

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Kommunen Anzahl 
Kommunen

Anteil 
Kommunen

Einzelprivatisierung geplant 253 25,2 %

Einzelprivatisierung nicht geplant 750 74,8 %

gesamt 1  003 100,0 %

Tabelle 8.5
In den nächsten drei Jahren von der Kommune geplante Einzelprivatisierung von 
Wohnungen eines kommunalen Unternehmens oder der Kommune 

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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in sehr geringem Umfang Einzelprivati‑
sierungen (ca. 200 Wohnungen), sodass 
sich die Privatisierungspläne sehr stark auf 
Städte/Gemeinden konzentrieren. Gemes‑
sen an der Quote der von geplanter Einzel‑
privatisierung betroffenen kommunalen 
Wohnungen bestehen nur sehr geringe re‑
gionale Unterschiede.

Bei den Plänen zur Einzelprivatisierung 
kommunaler Wohnungen lässt sich (wie 
bei den geplanten Verkäufen von Beteili‑
gungen an Wohnungsunternehmen und 
Wohnungspaketen) für die nächsten drei 
Jahre im Vergleich zu den letzten zehn Jah‑
ren die Tendenz zu rückläufiger Aktivität 
erkennen: Während in den letzten zehn 
Jahren im Durchschnitt 5  800 kommuna‑
le Wohnungen pro Jahr einzelprivatisiert 
wurden, ist dies in den nächsten drei Jah‑
ren lediglich für 3  700 kommunale Woh‑
nungen pro Jahr geplant.

8.4 	Zwischenfazit

Die überwiegende Mehrheit der befrag‑
ten Kommunen plant in den nächsten drei 
Jahren keinen Verkauf von Beteiligungen 
an Wohnungsunternehmen oder von Woh‑
nungspaketen, nur eine Minderheit (13 %) 
hat Verkaufspläne. Im Vergleich mit den 
letzten zehn Jahren zeigt sich zum einen 
die Tendenz rückläufiger Verkaufsaktivi‑
täten und zum anderen die Tendenz einer 
Verlagerung von Verkäufen von kommu‑
nalen Beteiligungen an Wohnungsunter‑
nehmen hin zu Verkäufen von Wohnungs‑
paketen (Teilverkäufe; Verkauf eigener 

Kreise (13 %) sehen seltener in den nächs‑
ten drei Jahren eine Einzelprivatisierung 
von kommunalen Wohnungen vor als Städ‑
te/Gemeinden (26 %). Unter den großen 
Zentren (Metropolen: 40 %; Großstädte: 
47 %) sind Pläne der Einzelprivatisierung 
stärker verbreitet als bei Städten/Gemein‑
den in Umlandkreisen und ländlichen 
Kreisen (26 % bzw. 23 %). Auch zwischen 
den Gemeindegrößenklassen lässt sich ein 
Gefälle feststellen: Städte/Gemeinden der 
drei oberen Größenklassen (zwischen 38 % 
bis 57 %) planen häufiger Einzelprivatisie‑
rungen als Städte/Gemeinden der drei un‑
teren Größenklassen (zwischen 19 % und 
34 %; Abbildung 8.4).

Darüber hinaus bestehen regionale Un‑
terschiede: Städte/Gemeinden im Osten 
planen mit einem Anteil von 37 % spürbar 
häufiger Einzelprivatisierungen als Städte/
Gemeinden im Westen (28 %), Süden (20 %) 
und Norden (19 %). Die überdurchschnitt‑
liche Einzelprivatisierungstätigkeit in gro‑
ßen Städten und im Osten, die bereits bezo‑
gen auf die letzten zehn Jahre festzustellen 
war (siehe oben), setzt sich demnach künf‑
tig fort. 

Als für die Einzelprivatisierung in Frage 
kommende Käufergruppen gaben 83 % der 
Kommunen Mieter an, 90 % andere Selbst‑
nutzer und 68 % Kapitalanleger. Dass mehr 
Kommunen andere Selbstnutzer als Käu‑
fergruppe nennen als Mieter, könnte da‑
ran liegen, dass es sich um den Verkauf 
unbewohnter Wohnungen handelt. Ein 
Vergleich mit den Käufergruppen der Ein‑
zelprivatisierungen der letzten zehn Jahre 
(Mieter 71 % der Kommunen, Selbstnutzer 
81 % und Kapitalanleger 47 %; siehe oben) 
zeigt, dass alle drei Käufergruppen bei den 
Einzelprivatisierungsplänen höhere Antei‑
le aufweisen als bei der Einzelprivatisie‑
rungspraxis der letzten zehn Jahre. Dies 
deutet darauf hin, dass die Kommunen bei 
der Einzelprivatisierung künftig keine en‑
geren Grenzen hinsichtlich einzubeziehen‑
der Käufergruppen setzen wollen als in der 
Vergangenheit, insbesondere bezogen auf 
Kapitalanleger und andere Selbstnutzer.

Von den Kommunen mit Privatisierungs‑
plänen wurde angegeben, dass in den 
nächsten drei Jahren die Einzelprivati‑
sierung von ca. 11  000 Wohnungen vor‑
gesehen ist. Dies entspricht einer Einzel‑
privatisierungsquote (bezogen auf alle 
kommunalen Wohnungen, inklusive de‑
rer von Kommunen ohne Einzelprivatisie‑
rungspläne) von 0,7 %. Kreise planen nur 
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Ein Viertel der Kommunen plant für die 
nächsten drei Jahre die Einzelprivatisie‑
rung kommunaler Wohnungen. Wie bei 
den Verkäufen von Beteiligungen an Woh‑
nungsunternehmen und Wohnungspake‑
ten lässt sich auch bei der Einzelprivatisie‑
rung im Vergleich zur Vergangenheit eine 
rückläufige Verkaufsaktivität erkennen.

Wohnungen). Wie schon bei den Verkäu‑
fen der Vergangenheit stehen als Gründe 
für die geplanten Verkäufe finanzielle As‑
pekte im Vordergrund, ordnungspolitische 
oder grundsätzliche Erwägungen zur Rolle 
der Kommune als Wohnungsanbieter sind 
eher selten von Bedeutung. Hinsichtlich 
der Käufergruppen, die für die geplanten 
Verkäufe in Frage kommen, machen die 
Kommunen wenige Einschränkungen, ins‑
besondere bezogen auf den Verkauf an pri‑
vate Käufer. 
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diesen eine große Bedeutung für die Ver‑
folgung der kommunalen Ziele und die Er‑
füllung der kommunalen Aufgaben bei. Für 
die Zukunft gehen viele Kommunen von 
einem weiteren Bedeutungszuwachs ih‑
rer kommunalen Wohnungsunternehmen/ 

-bestände aus.

Die Kommunen geben eine Reihe von 
Gründen für die Bedeutung der kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen/-bestän‑
de an: Klassische wohnungspolitische 
Aufgabenfelder wie die soziale Wohnungs‑
versorgung und die Sicherung preisgüns‑
tiger Mieten haben aus kommunaler Sicht 
in den letzten Jahren trotz der häufig ent‑
spannten Wohnungsmärkte eher noch 
an Bedeutung gewonnen. Die kommu‑
nalen Unternehmen stellen hier wichti‑
ge Partner dar, mit denen die Kommu‑
nen überwiegend eng kooperieren. Hinzu 
kommt, dass weitere kommunale Aufga‑
ben an Aktualität und Bedeutung gewon‑
nen haben (Stadtumbau, Entwicklung von 
Stadtquartieren, energetische Sanierung 
etc.), für deren Erledigung kommunale 
Wohnungsunternehmen/-bestände wich‑
tige Beiträge leisten können. Mit der erfor‑
derlichen stärkeren Verzahnung von woh‑
nungs- und stadtentwicklungspolitischem 
Handeln ergeben sich insgesamt Verände‑
rungen in der Funktion der kommunalen 
Wohnungsunternehmen. Aus diesen Grün‑
den nehmen viele Kommunen über Vor‑
gaben zu den relevanten wohnungs- und 
stadtentwicklungspolitischen Aufgaben‑
feldern verstärkt Einfluss auf ihre Unter‑
nehmen. Ein Teil der Kommunen erwar‑
tet von ihren Wohnungsunternehmen eine 
klar messbare Stadtrendite.

Ein weiteres wichtiges Ergebnis der Studie 
ist, dass inhaltlich-strategische und finan‑
zielle Ziele beim Umgang mit Wohnungs‑
unternehmen für viele Kommunen nicht 
im Widerspruch stehen. Häufig nutzen 
Kommunen ihre Wohnungsunternehmen 
nicht nur für inhaltliche Aufgaben, son‑
dern erwarten von ihnen zugleich finan‑
zielle Erträge. Viele Kommunen setzen auf 
eine Strategie der wirtschaftlichen Konso‑
lidierung bzw. Steigerung der Erträge ih‑
rer Wohnungsunternehmen und verbin‑
den dies teilweise mit konkreten Vorgaben 
zur Höhe der Ausschüttungen. Ein Teil der 
Kommunen setzt den Unternehmen heu‑
te höhere Ertragsziele als in der Vergan‑

Wesentliches Ziel dieser Studie war es, In‑
formationen zur Situation und Bedeutung 
der kommunalen Wohnungsbestände so‑
wie zu den von den Kommunen in Bezug 
auf diese Bestände verfolgten Strategi‑
en zu gewinnen. Ausgangspunkt der For‑
schungsarbeiten war die im Zusammen‑
hang mit den großen Wohnungsverkäufen 
der letzten Jahre lebhaft geführte Diskussi‑
on. Diese Diskussion war häufig durch das 
Geschehen in einer kleinen Zahl von Kom‑
munen geprägt. Durch die Kommunalbe‑
fragung liegt nun erstmals auf breiter Basis 
ein zuverlässiger Überblick über die kom‑
munalen Wohnungsbestände und über die 
Strategien vor, die die deutschen Kommu‑
nen hinsichtlich ihrer Wohnungsunter‑
nehmen und -bestände verfolgen.

Die Kommunalbefragung macht zunächst 
die große quantitative Verbreitung der 
kommunalen Wohnungsbestände deutlich. 
81 % Städte, Gemeinden und Landkreise, 
die sich an der Befragung beteiligten, ver‑
fügen über Wohnungsbestände im Umfang 
von insgesamt 1,958 Mio. Wohnungen. Die 
kommunalen Bestände umfassen damit 
jede zehnte Wohnung in den betroffenen 
Gemeinden.

Die kommunalen Bestände werden stark 
durch Wohnungsunternehmen bestimmt, 
an denen die Kommunen direkt oder (eher 
die Ausnahme) indirekt beteiligt sind. Ca. 
jede dritte der befragten Kommunen ist an 
Wohnungsunternehmen beteiligt; auf die‑
se Unternehmen entfallen 96 % der mit der 
Befragung erfassten kommunalen Bestän‑
de. Wohnungen in unmittelbarem kom‑
munalem Eigentum sind zwar in sehr vie‑
len Kommunen verbreitet (bei 72 % der 
befragten Städte, Gemeinden und Kreise), 
machen aber nur einen geringen Anteil der 
kommunalen Wohnungen aus (4 % der mit 
der Befragung erfassten Bestände).

Die Diskussion der letzten Jahre konnte 
den Eindruck entstehen lassen, dass sich 
viele Kommunen (überwiegend aus finan‑
ziellen Gründen) von ihren kommunalen 
Wohnungsunternehmen und -beständen 
trennen wollen. Die Ergebnisse der Kom‑
munalbefragung zeigen ein anderes Bild: 
Die Kommunen wollen ganz überwiegend 
an ihren kommunalen Wohnungsbestän‑
den festhalten. Die große Mehrzahl der 
Kommunen, die über Wohnungsbestände 
in relevanter Größenordnung verfügt, misst 

9	 Zusammmenfassung
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da sie in vielen kommunalen Aufgaben‑
bereichen vor einem großen Handlungs‑
bedarf stehen, für dessen Bewältigung die 
Wohnungsunternehmen ein wirkungsvol‑
les Instrument sein können. Hinzu kommt, 
dass die Wohnungsunternehmen gro‑
ßer Städte im Vergleich zu denen kleinerer 
Städte und Gemeinden wirtschaftlich rela‑
tiv gut dastehen und damit relativ günstige 
Voraussetzungen für ein Handeln im Sinne 
der Kommune mitbringen.

In Ostdeutschland stellt sich die wirt‑
schaftliche Situation der kommunalen 
Wohnungsunternehmen trotzt der positi‑
ven Wirkungen des Stadtumbaus noch im‑
mer merklich ungünstiger dar. Die Woh‑
nungsunternehmen sind aufgrund der 
hohen Leerstände und der relativ nied‑
rigen Mieten in schlechterer wirtschaft‑
licher Verfassung und besitzen nicht die 
gleichen eigenen Handlungsmöglichkei‑
ten wie die Wohnungsunternehmen in den 
übrigen Regionen. Trotz dieser Einschrän‑
kungen haben gerade auch für die ostdeut‑
schen Kommunen die kommunalen Woh‑
nungsunternehmen große Bedeutung. Sie 
sind zentrale Akteure im Stadtumbau und 

– angesichts von niedrigem Einkommens‑
niveau und schwieriger Situation auf dem 
Arbeitsmarkt – besonders wichtig für die 
Wohnungsversorgung von sozialen Ziel‑
gruppen.

Zwar will die weit überwiegende Mehrheit 
der Kommunen mit einem relevanten Um‑
fang an kommunalen Wohnungsbestän‑
den dauerhaft an ihren kommunalen Woh‑
nungsbeständen festhalten, ein Teil der 
Kommunen plant aber auch zukünftig den 
Verkauf von kommunalen Beständen. Hier‑
bei ist mit differenzierteren Verkaufsstrate‑
gien als in der Vergangenheit zu rechnen, 
die nur sehr selten auf einen Komplettver‑
kauf von Wohnungsunternehmen/-bestän‑
den zielen, sondern sich vielmehr nur auf 
den Verkauf von Teilbeständen im Paket 
oder auf die Einzelprivatisierung kommu‑
naler Wohnungen beziehen. Das Verkaufs‑
geschehen wird sich nach den Aussagen 
der Kommunen auf einem spürbar gerin‑
geren Niveau als in den letzten zehn Jah‑
ren bewegen.

genheit. Dies ist auch vor dem Hintergrund 
der finanziellen Belastungen und Risiken 
zu sehen, die eine nicht unerhebliche Zahl 
von Kommunen in den letzten Jahren für 
ihre Wohnungsunternehmen getragen hat.

In diesem Zusammenhang ist darauf hin‑
zuweisen, dass sich die wirtschaftliche Si‑
tuation der kommunalen Wohnungsun‑
ternehmen in den letzten Jahren spürbar 
verbessert hat, wie die Sonderauswertung 
der GdW-Jahresstatistik zeigt. Sinkende 
Leerstandsquoten, steigende Mieten und 
die günstige Entwicklung der Hypothe‑
kenzinsen haben Erträge und Rentabilität 
gesteigert. Im Osten haben sich hierbei die 
Wirkungen des Stadtumbaus stark nieder‑
geschlagen.

Für die Steuerung der Unternehmensbe‑
teiligungen durch die Kommunen kommt 
eine Reihe von Instrumenten zum Einsatz. 
Besondere Bedeutung haben die herkömm‑
lichen Instrumente (Geschäftsberichte, 
sonstige Berichte in den Aufsichtsgremi‑
en etc.). Neuere Controllinginstrumente 
wie finanzielle und strategisch-inhaltliche 
Kennzahlensysteme sind weniger weit ver‑
breitet.

In der Bedeutung der kommunalen Woh‑
nungsbestände bestehen zwischen den 
Kommunen unterschiedlicher Größe er‑
hebliche Unterschiede. Zwar verfügen auch 
viele kleinere Kommunen über kommunale 
Bestände, deren Umfang ist aber in der Re‑
gel begrenzt. Ein sehr großer Teil der klei‑
neren Kommunen besitzt ausschließlich 
Wohnungen in unmittelbarem kommuna‑
lem Eigentum in geringer Zahl, nicht aber 
über Beteiligungen an Wohnungsunter‑
nehmen. Aus nachvollziehbaren Gründen 
ist die strategische Bedeutung der kom‑
munalen Wohnungen in solchen Kommu‑
nen gering. Wohnungen in unmittelbarem 
kommunalem Eigentum bereiten nicht sel‑
ten wirtschaftliche Schwierigkeiten, vor al‑
lem deshalb will sich ein Teil der Kommu‑
nen von ihnen trennen. 

Für größere Kommunen, die häufig Betei‑
ligungen an Wohnungsunternehmen mit 
großen Wohnungszahlen besitzen, ist die 
aufgabenbezogene und finanzielle Bedeu‑
tung der Bestände überwiegend sehr groß, 
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